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68. Plenarsitzung des Landtags Rheinland-Pfalz 
am 6. Oktober 1949 

Beginn: 10.35 Uhr. 

1. Vizepräsident Röhle: 
Meine Damen und .Herren! Ich eröffne die 68. Sit

zung des Landtages Rheinland-Pfalz. Beisitzer sind 
heute die Abgeordneten Drahten und J,acobs. Der Ab
geordnete Jacobs führt die Re.dnerliste. 

Entschuldigt fehlen heute .die Abgeordneten Rörig, 
Selzer, Lichter, Brenner, Dedenbach, Beckenbach, Neu
mayer, Dr. Wuermellng und Wohlleben. (Zuruf: Abg. 
Gänger!) Der Abgeordnete Gänger war bereits . für 
gestern entschuldigt, dasselbe gilt auch für heute. 

Die Tagesordnung liegt Ihnen gedruckt vor. Wider
spruch dagegen erhebt sich nicht, sie ist angenommen. 

Bevor wir in die Tagesordnung eintreten, habe ich 
einige Eingänge bekanntzugeben, und zwar einen An
trag des Herrn Abgeordneten Griesbeck von 5. Okto- -
be1· (Drucksache II/1253). Der Antrag lautet: 

,,Betr.: W1ederherstJel1ung der ImmJUnität der Ab
geordneten Feller, Buschmann und Schiede1'. 
Der Landtag wolle beschließen: 
Die Immunität der Abgeordneten Feiler, Busch
mann und Schieder wird wiederhergestellt. 
Begründung: Filr das Eingreifen des Landtags
präsidenten gegen die Fr_aktion der KPD in der 
Sitzung des Landtages vom 23. August 1949 fehl
ten die gesetzlichen Voraussetzungen. .Deshalb 
ist die Aufhebung der Immunität unbegründet 
und steht im Widerspruch zur Verfassung für 
Rheinland-Pfalz sowie der Geschäftsordnung für 
den Landtag Rheinland-P:falz. 
Untel'schrieben: Hans Griesbeck." . 

Del· Ältestenrat hat s}ch mit dieser Fragß beschäf
tigt und schlägt Ihnen vor, diesen Antrag dem Rechts
ausschuß zu überweisen. Wer dem zustimmen will, 
bHte ich die rechte Hand zu erheben. - Danke. - Ich 
stelle die einstimmige Annahme fest. 

Dann liegen noch zwei Anträge vor, die inzwischen 
ve1·leilt sind, der Antrag II/1245, Antrag des Rechts
ausschusses betr. die Immunität Feller und Schieder, 
dann der Antrag II/1246, die Immunität der Abgeord
neten B<lglez:- und Völker- betreffend. Das Wort hieri;u 
hat für den Rechtsausschuß der Kollege Dr. Ritters,
pacher. 

Ab g. Dr. Ritters p ach er; 

Meine Damen und Herren! Im ersten Fall, der uns 
heute über die Frage, ob die Immunität von Abgeord
neten aufgehoben werden soll oder nicht, beschäftigt, 
handelt es 'sich um die bedauerlicben Vor,gänge, die sich 
in der Sitzung dieses Hohen Hauses am 23. Aug. 1949 
abgespielt haben und die uns noch allen in Erinne
rung sind. Im Mittelpunkt der Ereignisse stand die 
Person des Herrn Abgeordneten Buschmann, der da-' 
mals gewaltsam aus dem Sp.al entfernt werden mußte. 
Er hat nun in einer an den Herrn Staatsanwalt in 
Koblenz gerichteten Anzeige vom 28. August Straf
antrag gestellt gegen die Abgeordneten Bögler und 
Völker, die er dreier strafbarer Handlungen bezich
tigte, einmal der Körperverletzung, weil sie in der 
Landtagssitzung vom 23. August ihn, den Abgeord
neten Buschmann, durch körperliche Angriffe ver
letzt hätten und weil sie dadurch gleichzeitig ihn an 
de1· rechtmäßigen Ausübung seiner. parlamentarischen 
Pflicht gehindert hätten und drittens der 'Nötigung, 

das strafeinheitlich mit dem Tatbestand der Hinde
rung an der rechtmäßigen Ausübung des Abgeord
netenmandates zusammenfällt. Ich kann es mir er
sparen, meine Damen und Herren, Ihnen die. Gründe 
im einzelnen vorzulesen, die in dieser erwähnten An
zeige enthalten sind. 

In einem Nachtrag zu dieser Anzeige vom 14. Sep
tember 1949 hat der Abgeordnete Buschmann seine 
erst erstattete Anzeige noch näher unterstrichen und 
mit Einzelheiten belegt. · 

Der Herr Minister der Justiz hat am 29. September 
diese Strafanzeige, mit der gleict,.zeitig beantragt war, 
die Immunität der beiden Abgeordneten aufzuheben, 
dem Herrn Präsidenten des Landtages zugehen las
sen, um zu der Frage der Aufhebung der Immunität 
Stellung nehmen zu lassen. · 

Der Rechtsausschuß hät sich gestern abend sehr ein
gehend mit diesem Falle befaßt. Zunächst war die rein 
formale Frage zu prüfen, ob ein Abgeordneter de1· 
Kommunistischen Partei, der bisher Mitglied des 
Rechtsausschusses war, das Recht haben sollte, der 
Beratung des Rechtisausschusses beizuwohnen und ob 
er darüber hinaus auch an der Erörterung und an der 
Beschlußfassung teilnehmen dürfe. Die Frage war 
auch deshalb von besonderer Wichtigkeit, weil dieses 
Mitglied der Kommunistischen Partei in der- Straf
anzeige des Abgeordneten Buschmann als Zeuge be
nannt war. Der Rechtsausschuß hat geglaubt, vor 
einer Entscheidung des Ältestenrates und des Land
tages über die Frage, ob durch das Ausscheiden eines 
Mitgliedes der bisherigen Kommunistischen Fraktion 
die Fraktion ihre Eigenschaft ' als Fraktion verloren 
habe; dem betreffenden Abgeordneten in · der Weise 

,entgegenzukom!Ilen sei, daß ihm gestattet wurde, so
wohl an der Beratung als auch an der Beschlußfa::i~ 
sung noch teilzunehmen. Es wurde gestern abend von 
einem Abgeordneten die Meinung vertreten, man 
müsse -doch dem Abgeordneten Buschmann Gele~en
heit geben, die von ihm gegen die Abgeordneten Völ
ker und Bögler erhobenen Vorwürfe in einem Straf
verfahren nachprüfen zu lassen, und zwar in Anleh
nung an einen früheren Fall, der dabei erwähnt 
wurde. Mit Recht wut·de von anderen Mitgliedern 
des Ausschusses daraui hingewiesen, daß, wenn wir 
dieser Meinung beitreten ,vürden, einem Abgeord
neten die Möglichkeit an die Hand gegeben wäre, 
durch unwahre Angaben, die gegen einen politischen 
Gegner hier im Hause vorgebracht werden, sich die 
Aufhebung der Immunität zu erschleichen. Denn es 
wurde in diesem Zusammenhang von einigen Her-· 
ren, von einigen Abgeordneten, dle die Vorgänge am 
23· . . August aus unmittelbarer Nähe zu beobachten 
Gelegenheit hatten, besonders nachdrücklich unter• 
strichen, daß überhaupt die Angaben des Abgeord· 
neten Buschmann, die er in seiner Anzeige aufgenom
men hat, in keiner Weise den Tatsachen entspr~en 
wÜrden. (Unverständlicher Zuruf von seiten der KPD). 

Ich hielt mich bisher im Rahmen eines objektiv 
gehaltenen Berichtes. Das Hohe Haus möge nachher 
darüber entscheiden, ob ich die Grenzen der Objek
tivität, die mir als Berichterstatter gesetzt sind, über
schritten habe .oder nicht. Es ist nicht Ihre Sache, 
darüber zu entscheiden, denn wenn Sie dieses Recht 
hatten, dann vrüßte ich von vornherein, wie diese Ent
scheidung ausfallen vrürde. (Weiterer Zuruf und Un
ruhe bei der KPD). Der zuletzt vertretenen Auffas
sung ist der Rechtsausschuß dann beigetreten und hat 
mit 10 gegen 2 Stimmen entschieden. daß die Immu
nität der Abgeordn·eten Bögler und Völker nicht au.f
zuheben ist. 
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Ich bitte das Hohe Haus, dieser Entstheidung d._'$ 

Rechtsausschusses beizutreten. 

1. Vizepräsiden.t Röhle ; . "' ' ..................... ·. · .. ,_ .. 
Meine Damen und Herren! Wir kommen '1.'Ul'"":Ab

:;timmung. Ich lasse getrennt .übe,· beide Anti-äge ab· 
~timmen. Wer dem Antrag lI/1245 (Zuruf Abg. Feller, 
KPD: Zur Geschäftsordnung!) Es gibt jetzt kein .Wort 
zur Geschäftsordnung, wir sind in der A.bsU.mmung, 
da ich erklärt habe: Wir konunen zur Ahs.til:nmung1 
Wer dem Anfrag II/1245 die Zustimmung g~en '"-m, 
bitte i<?h die Hand zu e,beben, - Geg.enpt:obe! - Mit. 
ällen gegen 5 Stimmen der KPD angenommen. Wir 
kommen zum Antrag II/1246. Wer dem die Zustiol'C . 
1mmg geben, 'Will. bitte ich. d,ie r~t,e __ H_and.. Z'!L er:: __ 
heben. - Ich bitte um öie Gegenprobe! - · Mil allen 
gegen 5 Stimmen der KPD angenommefi. (Zl:.('ror 
KPD: Zur Geschäftsordnung!) ·-···--- ____ ··_,,, ... , .. __ · 

Wir sind noch bei den Geschäftlichen Mitteilungen. 
.fetzt kommt noch ein Schreiben des Herrn Minister
präsidenten. Ich darf den Kollegen Drathen bitten. 
das Schreiben vorzulesen. 

L Vizep1; ä s idel1t Röhle : 

Herr Abgeordneter Schieder, Sie 8ind im I1Ttum. 
Ich habe vor Eintritt in die Tagesordnung erklärt : 
Wie das llblich ist bei allen Immunität~frage,n, wer
den diese Punkte so behandelt. wie es immer qrauch 
des Hauses gewesen ist. 

A bg. Schi,ed.e,r (KPD.): 

Da muß ich Ihnen widersprechen. Nach de!' Ge
schf;i!tl>Prdnung ist das nicht zulässig. Es handelt sich 
hier um einen ordnungsgemäßen Antrag, der auf die 
Tagesol."dnung gesetzt werden müßte. Dagegen wollte 
ich Einspruch erheben, denn das steht jedem Abgeord
neten nach der GeS()]1äftoot·dnung zu. Der Wider
spruch eines Abgeordnicten genügt, um einen solchen 
Antrag h'lchl aruf die Tagesm·dm.vng zu setzeo. Ich 
bitte ums Wort i:m· Abgabe einer Erklärung. 

l v1::1i'~\:;r·ks id'eht Röhle: 

Dann möchte ich bitten,. mlr diese Erklärung vorhl;l/' 
8chrifilich vorzulegen, dann werde ich darüber ent
scheiden, Ob ich Ilµlen das Woi·t dazu erteile. Ich 

, kqµur.1g . iP1„ 4~te. dicr Sitzung noch darauf Wl'Ück . ..\bg. Drathen: .. ........ . : .... : : ... : ..... , ........... , .. "' ,.,.,.,,,.,.,:1::11,:: 1,1,:,::,U ,,lul,1,111,;:,1,,.., 1•, . l, ,, 

.,Betrifft: Landesgesetz zur Ergänzung der Rechts-
anwaltsordnung. 

Bei der Verkündung des vorgenannten Gesetzes 
ist der ~ 11 der vom Landtag am 24. August 1949 
beschlossenen Fassung ausgelassen wordel'l. D ie · 
Militärregierung hatte der Aufnahme dieser Be- -
stimmung in das _Gesetz .trotz alle.t· .ge!Uhrten_ 
Verhandlungen widersprochen und die Geneh::.. 
mung zur V:erkündung des Gesetz.es ·1rQn · 
seiner Streichung abhängig gemacht ....... Da bei 
den Beratungen des Recl:l.tliau.ssd>:u:;ses .... ,, und .... 
des Plenums .allgemein . starke . B.edenken 
gegen diie Aufnahme <iiewr BesUmmrLmg i.:r
hoben worden waren und da and~erseits 
die Verkünd·ung des Gesetzes nrur noch bii:; 
zum Zusammentritt d~ Bundestages e-rfolgen 
konnte. habe ich mich entschlossen, in diesem 
Falle bei der VerkÜlldu.ng v.on dem .Bescllluß des. _ 
Landtages _abzuweichen. . Ich_lu:i.ng_e__Jhnen diese 
Tatsache hiermit zur Keontnis und bitte Sie • . vet-
.i nlassen zu wollen, daß der Land.tag bei ~ei: kQmc- . _ 
rnenden Sitzung durch einen .Beschlv.ß .die Ve:r
kündun,g des Gesetzes in der geschehenen F.orm ... , 
hi!!igt." • ' ":"·::·:"·;· ,., 

J. Vizepräsident Röhle: 

Sie haben das Schreiben gehört . und da:. ~ ißL __ 
c:amit einverstanden. 

Wir kommen nunmehr l!.Ur Tagesordnung. ldl ~ ·
öffne den ersten Punkt. (Zuruf seitens der KPD: Zur 
G~schäftsordnung!) - Zur Geschäftsordnung d.~x· Hen: ..... 
Abg<..>ordnete Schiede,. 

A.bg. Schiede.1· : ... ... 

Meine Damen und Herren! Ich stelle fest. daß ich 
mindestens fünf- oder sechsmal das Wort zur Ge
schäftsordnung erbeten habe. Bei dieser "Ge1egeiiliei't:'' · 
mache ich Sie darauf aufmerksam. daß ich bei der 
en,ten Wo11:meldung zur Geschäftsordnung vo:r allem 
dagegen Einspruch erheben wollte, daß über die eben 
zur Abstimmung gelangten Ant.i:äge überhaupt abge-
stimmt werden konnte. Sie befind_en slctl __ nicli.Lau.t _ 
der heutigen Tagesordnung, die l:>e.reit.s !1.PJ:n . Hause 
genehmigt wa1\ , ·.1,. 1,,. 11„ 111:11, ·11111, .... , ... 

Wir kommen zum 1. Punkt der Tagesordnung: 
Zwelie und dritte Beratung eines Landesgesehes über 
die ' Sleuetri-elhelt einer Wohnungsbauanleihe der 
lüeulfäns'tä;jt"tür den Wiederaufbau (Drucks. IJ/1220). 
Bcricliterstahe.r ist in diesem Fall der Abgeordnete 
Dr. Boden. Gleichzeitig llegt ehn Eutschließungsantrag 

'Nr. Il/12<1.0 vor, der mit berück:sicht..igt wird. (Zuruf 
Abg . . 1?,i;. ~o_w~~k: Il/l249!) 

,;.,,;;;,;:;:,:,: .Lt:::::-.. 1··,::::·.·: 1 ' 

Abs.'" 'Or. J:3od.en: 

Mejn.111 D;µnen und Herren! Wie Ihnen bekannt sein 
wird,· ist die Kreditanstalt für Wiederaufbau in den 
let:Lten Wochen mit zwei großen An1eihen an den of
fen'.en "'itarkt herangetreten. Die Erträgnisse der einen 
Anleihe ~ind aul!ischließlictl del'tl Wohnungsbau zuge
dacht. Diese Anleihe ist mit einer Nominalverzinsung 
von 3·,fi Prozent ausgestattet. Um einen Anreiz zu 
geben, trotz dieser für <lie heutigen Verhältnisse nie
drigen Verzinsung ein gutes Ergebnis dieser Woh
nungsbauabgabe zu erzielen. ist sie mit ganz erheb
lichen Steuel'vergünstigungen ausgestattet, die in ih
rem Gesamtbetl'ag eine effektive Erhöhung des Zins-· 
sat'zes um etwa 1,5 .bis 2 v:. H. ausmacht. In den Län
dern der Bi.l!.one ist eh~ unse1·er Vorlage II/ 1220 ent
sprechendes Ge.setz bereits zur Annahme gelangt. In 
der Drucksache II/1220 bitte ich dem § 1 den Um!ang 
der ei~r.äumenden Vergünstigungen zu entnehmen. 
Sie ersehen dat·aus. <laß nicht nur die Anleihebeträge 
als sokhe von der Vermögensteuer, der Erbschaft
steuer U1nd der Gewerbekapitatsteuer, sondern auch 
die Zinsen von de, Einkommensteuer, Kör perschaft
sh1uer und Gewerbee:t'trngsteuer und auch von der 
Wertpapiersteuer ausgenommen sind. Die Anleihe ist 
auch in Rheinland-Pfalz zur Zeichnung aufgelegt. 
Nach.d1em mit der Ki:editanstart für Wiederaufbau ver
einbaL't worden ist, daß dil:e Erträge aus den1 zeichniun
gen, die i·n RhelT11Jaoo-Pfalz ,a.uf dieseWohnung1:1bauan
leibe gemat:ht werden, .ausschließlich dem Lande auch 
wiede~ zu~ühl't werden, erscheint es d1'1ng-end er
forderlich, auch ·Ln unse1·em Lande die Steuervergiln
stigung.en, einzuräumen. die in der Bizone bereits ,ein
geräUmt. sijoo. Dern entspr1cht die Regierungsvorlage 
II/1220. Namens des Haushalts- und Finanzausschus
ses habe ich dem Hohen Hause vorzuschlagen, dieser 
Vorlage ihre Zu~timmung zu geben. 
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I. Vizepräsident Röhle: 
Wird das Wort gewünscht? Dann hat zunächst das 

Wort der Hen Finanzminister Dr. Hoffmann. 

F i n a n z in i n i s t e r D r. Ho f f m a n n : 

Meine Damen und Herren Ich möchte mich nicht 
zu der Vorlage betr. die Wohnungsbauanleihe äußern, 
sondern vorweg· Stellung nehmen zu dem damit ver
bundenen Antrag der CDU zur Wohnungsbauabgabe. 
Ich habe mich mit dem Herrn Staatssekretär für 
Wiederaufbau in die Stellungnahme geteilt dahin, daß 
er sich mit der angenehmeren Seite, nämlich der 
MittelverteHung be.fassen wird, während er es mir 
ilbedass.en hat, · die weniger angenehme Einnahme
seite zu verte{d!gen. · 

Gestatten Sie mir, daß ich mit einigen Zitaten bes 
glnne. Ich habe in de1· Sitz.LU1g vom 9. März u. a. aus
gefüh_!"t: ,,Es ist nicht zu verkennen - auch ·ein Blick 
in die Entwürfe anderei· Länder beweist dies -, daß 
eine Wohnsteuer, die sozial gestaffelt ist, die Gedan- . 
kcn der Wohm.~ngsluxussteuei· mitverarbeitet, die 
schließlich mit dem Maßstab des Wohnungsaufwan
des den des Einkommens kombiniert, die- daneben die 
Unterschiede zwischen städtischen und ländlichen 
Mieten, zwischen Hauptmieten und Untermieten, 
möblierten und unmöblierten Mieten ausgleicht, ich 
sage, es ist kaum zu verkennen, daß ein solches 
Steu.ergebilde eine reichlich komplizierte A,ngelegen
h'"it werden muß." Und ich habe weiter in ders_elben 
Sitzung ausgeführt: ,,Ich bekomme einen Alpdmck, 
wenn ich daran denke, zu welchem Monstrum von 
Steuer sich ein ein.facher Grundgedanke auswachsen 
kann, wenn er sämtliche gerade denkbaren Gerech
tigkeiten, von denen jede einzelne durcJ1aus plausibel 
und begründet sein mag, kombinieren soll." Ich habe 
weiter in dieser Sitzung vom 9. März - und ich 
möchte Wert darauf legen 'angesichts der · Kritik in 
del· öf.fenUichkeit, meine Priorität in diesem Fall 
sichen;ustellen -, ich habe in dieser · SitzLU1g alles aus
gdl'.ihd, was die Selbstkritik, die uns durchaus nicht 
abgeht, an ironischen und satirischen Bemerkungen 
zum eigenen Werke sagen kann. Ich habe in der Sit
zung vom 1. Juni schließlich gelegentlich der Verab
schiedung des Gesetz.es . folgendes bemerkt: ,.Es ist 
st<:uerpolitlsches Neuland, das wir hiei· betreten, und 
wir bewegen uns nicht nur· vor, sondern auch einige 
Zeit nacti de1· Einf.ühl'ung einer s.olchen Abgabe auf 
einem Experimentierfeld: Es ist ganz unmöglich, im 
voraus die Vielfalt der Lebensverhältnisse so zu er
fassen und die sich teilweise überschneidenden 
steuerlichen Grundsätze so aufeinander abzustimmen, 
daß sie in det· Praxis und aus den Erfahrungen der 
Pl'axis heraus nicht korrigiert zu werden brauchen." 

Ich habe also damals bereits, wie auch bei anderer 
Gekgenhdt fn dem Finanzausschuß - und auch diese 
Pl'iorität möchte ich .für die Landesregierung rekla
mieren -, ich habe angekünd!gt, daß die Unebenhei
ten und Ungereimtheiten, dle sich aus der praktischen 
Handhabung des Gesetzes ergeben werden, alsbald zu 
seiner Revision führen müssen, wie überhaupt jedes 
eine neue Idee verwirklichende Gesetz erst aus der 
Erfaht·ung und aus. den Bedürfnissen der Praxis her
aus seine endgültige Gestaltung und Form erfahren 
kann. Wir haben also, meine Damen und Herren, vom 
ersten Tage des Vollzugs an die Beschwerden und 
Reklamationen gesammelt. Und _wenn ich das Ver
gnügen hätte, hier unten· vom Parkett aus zu der 
Wohnungsbauabgabe zu sprechen, dann könnte ich 
mit einem weit umfangreicheren Sortiment von Be~ 
anstandungen aufweisen, a1s sie in der öffentlich- -

keit jemals zur Sprache gekommen und als sie in dem 
Antrag der CDU verwertet worden sind. Eine Reihe 
von diesen. Beschwerdepunkten, deren Abstellung in 
unser-er Zuständigkeit lag, ist längst erledigt worden. 
Andere, die nur durch Finanzausschuß und Landtag „ 

bereinigt werden können, sind in Bearbeitung und 
werden in nächster Zeit dem Kabinett vorgelegt 

.werden. 

Als voraussichtlich bedeutsamste Änderung ist eine 
Neufestsetzung der Quadratmetersätze für die Eigen
tümerwohnung beabsichtigt. Dabei wird aber der 

· Umstand, daß die ländlichen Mieten weit LU1ter den 
städtischen liegen, in Rechnung gestellt werden müs..: 
sen, da sonst eine S<:hlechterstellung der städtischen 
Steuerzahler nicht zu vermelden. wäre. Unter .an
derem aber, meine Damen und Herren, wer
den wir weiter eine Änderung der Bestimmung. 
vorschlagen; nach der ein Repräsentationsbedarf 
gewisser Pei·sonengruppen von der Abgabe frei- · 
gestelilt ist. Es erscheint mir no.twen~ig, ein 
Wort zu verl!ieren über <lie Entstehungsgeschichte 
einer B'estimmung, die offensichtlich nicht den 
ungeteilten Beifall der Staatsbürgerschaft • gefun
den hat. Sie ist entstanden aus dem Umstand, daß von 
altersher ö.Efentlich.e Gebäude, zum Beispiel Land
ratsämter, in jeder Beziehung überdimensionierte 
Dienstwohnungen zu enthalten pflegen, deren Größe .. 
in gar keinem Verhältnis zu . dem Wohnbedarf des 
Inhabe1· steht. Und es schien uns unbillig, den jewei
ligen Wohnungsinhaber mit einer Steuer zu belasten 
für Räume; in den er gar nicht wohnt. für Räume, 
die oft teilweise möbliert, meist höchst ungemiltlich 
möbliert nebenbei, zur. Repräsentat.ion früher für 
Kaisers- später· für Führers-Geburtstag zur Verfügung 
gestellt worden sind. Sie werdan sagen, meine Damen · 
und Herren, daß man diesem übel auch anders ab
helfen kann, nämlich durch Verkleinerung oder Tef
lung dieser Wohnung. Das wird im Wege des Um
baues auch er;folgen müssen. Bis dahin aber wollt.12 
man den Beamten keine Steuer zahlen lassen !Ut 
etwas, was er praktisch gar nicht hat. 

Von diesem Spezialfall ausgehend kam man dazu, 
für bestimmte Perscinenkategorien vom Abgeordneten ---
und Ministerpräsidenten abwärts, bei denen ein ge
wisser Repräsentationsbedarf neben dem eigentl!cben 
Wohnbedarf gar nicht zu leugnen ist, einen Raum 
steuerlich frei zu lassen. 

Nachdem aber nun einmal diese Regelung in der 
Öffentlichkeit, wenn ich einmal die Presse· als solch<! 

· ansprechen darf, ein Interesse gefunden hat, wie es 
der gesetzgeberischen Arbeit des Landtages überhaupt 
wünschen möchte, so wird die Regierung den· Be
troffenen einschließlich den Abgeordneten anheim
i;tellen, ob sie nicht zum Zwecke einer zwang;. oder 
reibungsloseren Einführung der Demokratie auf dieses 
Privi!egium verzichten wollen, (Zuruf aus der · SPD: 
Haben wir schon alle!) Soviel, meine Damen: und Her
ren, zur Frage der Überprüfung des Gesetz.es. Auch 
nach der Vornahme aller dieser Korrekturen wird die 
Wohnungsabgabe eine Steuer bleiben und als solche 
ein Übel, solange das Steuerzahlen sich noch nicht als 
die intensivste und eindruckvollste Betätigung des 
staatsbewußten Bürgers eingelebt hat. (Heiterkeit). 

Die Einführung der Wohnraumsteuer, meine Damen-· 
· und Herren, war deshalb zweifellos ein Akt bewußter 
Verantwortung der beiden Koalitionsparteien gegen
über dem Wohnungselend als dem fundamentalen So
zialproblem unserer Zeit. Und der Mut zur Un_popü-
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larität, den der Landtag mit dieser seiner Entschei
dung 11uf .sich gimommen hat, wir,d vielleicht einmal 
als d a s Ruhmesblatt in der Geschichte dieses Land
tages bezeichnet werden. Die Wohnungsbauabgabe und 
der Wohnungsbau .sind, wie ich bei früheren· Gelegen
heiti>n 11uR7.l.lführen die Ehre hatte, zum reinen Finanz
problem geworden, und zwar nicht nur zu einem Kre
ditprol>lem, sondern auch zu einem Steuerproblem, 
das eine Subventionierung mittels einer laufenden 
Einnahme voraussetzt. 

Die 300 000 Wohnungen, die in unserem Land bei
läufig fehlen, kosten mindestens drei MiUarden Mark. 
Der unrentierliche Bauaufwand, wenn dieses Pro
gramm von heute auf morgen verwirklicht werden 
könnt~. würde uns jährlich mit vielleicht 150 Mil
lionen belasten. Der Dümmste sollte einsehen, daß es 
hier nur zwei Lösungen gibt: entwe-0er Mie.terhöhung 
auf das Doppelte oder Dreifache oder eben Subven
tion durch Kapital-, durch Zinsvt'Tbilligung, durch 
Mietverbilligung. 

Bleibt die Frage offen, mit welcher Art Steuer diese 
Mittel zu gewinnen wären. De:r Landtag hat sich aus 
guten Gründen für eine Steuer entschieden, die an 
den Wohnungsbedarf und an den Wohnungsaufwand 
anknüpft. Es geht uns nämlich nicht nur um das Ge1d 
für den Neubau, sondern es geht uns nicht weniger 
um dle Sofortgewinnung von Wohnräumen dadurch, 
daß - wo es noch möglich ist und die Laterne des 
Wohn,mgi:.:imtei: nkht hineinleuchtet - aus steuet·lichen 
Gründen eine gewisse Selbstbeschränkung einzieht. 

Die ersten Wirkling~n der Wohnungsbauabgabe bei 
den Wohnungsämtern liegen bereits vor. Das Ange
bot von Wohnraum, vor allem von möbliertem Wohn
raum, hat zugenommen . Das ist gerade das, was w ir 
ja vor allem zur Rewä!tigung des Flüchtlingsstromes 
brauchen, ,mr Befriedigung der Flüchtlinge, die zu uns 
kommen, die vielleicht, ehe wir uns dessen überhaupt 
versehen. über uns gekommen sein werden. 

Ich wiederholP. zum 8rhlnß: Es bedürfte also der 
parlamentarischen und außerparlamentarischen Rip
penstöße absolut nicht, um die Landesregierung auf 
diesem Gebiet wa<'h und aktiv zu halten. Wir sind 
aber dankhar für jede positive und mithelfende Kri
tik. Bisher waren es leide..- einzig und allein die Ge
werkschaften, die uns einen sachlich-konstruktiven 
B~itrag zu der Frage der Wohnraumsteuer zwar noch 
nicht vorgelegt, aber in Aussicht gestellt haben. Wir 
werden das, was at•i diei;em Wege an uns hürange
bracht wird, selbstverständlich :wm Gegenstand ernst
hafter Prüfung und erm:thafter Aussprache mac:hen. 

Im übrigen scheint mir das Problem der Beseitigung 
der Wohnungsnot so ungeheuerlich in seinem Aus
maße, so schwierig in seiner Lösung und so entschei
d{'nd für die Zukunft unseres Volkes zu sein, ,daß es 
die Presse nicht vornehmlich im Ton des ,, Wahren· 
Jakobs" in die Glossenspalte ver.veisen sollte! Wir 
sind auch mit der Zeitung und in der Zeitung bereit, 
dieses Problem zu diskutieren. Aber in diesem po:si
tiven Sinne hat die Presse uns bisher nichts Ernst
haftes ~rviert, st.att dessen billige W:itreleien•, und da 
muß ich schon sagen: ,,Unsere Witze machen wir sel
ber, daz.1.1 brauchP.n wir keine Journale"! (Beifall). 

L Vizepräsident Röhle: 

Wird das Wort weiter gewünscht? Ich eröffne zu-· 
näch~t nie zweite Beratung und rufe auf die Para
graphen 1, 2 und 3. Wer wüm;cht das Wort? Das Wort 
hat d er Abgeordnete Roth (SPD). 

--- --- ·---·----

Abg. Roth: 

Meine Damen und Herren) Im Auftrag der Sozial
dcmokrattschen Fraktion kann ich feststellen, daß wir 
der Vorlage Nr. H ., 1220 zui-limmen, und zwar deshalb, 
weil w ir neben den bereits hier vorgetragenen Grün
den jeder Maßnahme zustimmen, die da:r.u dient, um 
vor allen Dingen die Wohnraumnot zu lindern und ;,:u 
besei: igen. Wenn ich da~ aui:spreche, darf ich mich 
in diesem Zusammenhang auch der anderen Maß
nahme zu werden, die In dem Entschließungsantrag 
der CDU behandelt wird, und zwar der Wohnbauab
gabe. 

Meine Datn<!n und Herren! Die vorliegende Ent
s:chließung der CDU-Fraktion, die Unbiliigkeiten des 
Wohnungsbauabgabegesetzei; beseitigen will, hat bei 
uns Erstaunen au·sgelöst, weil im Haushaltsw und Fi
nan:wussch,uß gegen die Stimmen, der Sozialdemokra
tischen Fr.aktion eine Durchführungsverordnung be
schlo:;,s~m, wurde, d·ie dieses Gesetz recht verunstaltet 
hat. Wenn schon von Unbilligkeiten gesprochen wird, 
kann festgestellt werden,. daß bei Schaffun,g dieses 
Gesetzes wohl kein Abgeordn~ler daran ,gedacht hat, 
Abgeordneten und Leitern von Landes- und Ge
meindebehörden, Sondervergünstigungen einzu
räumen,. 

Ich kann deshalb auch namens meiner Fraktion be
haupten, daß keines ihrer Mitglieder diese Vergün
stiguAg in Anspruch genommen hat oder beabsichtigt, 
sie in Anspruch zu nehmen. Darüber hinaus besteht 
aber auch bei uns Einmütigkeit darüber. daß das Ge
setz Härten enthält, die unter allen Umständen be
seitigt werden müssen. 

Daß dieses Geset7. so wie jedes Stenerge;;et:,; n icht 
mit einer besonderen Freude begrüßt wurde, war allen 
Beteiligten bei Schaffung des Gei;et:,;es ebenso klar, 
wie sich auch jeder bewußt war, daß durch erforder
liche Durchführungsverordnungen und Novellen zu 
dem Gesetz Mängel beseitigt werden müssen. Der 
Herr Finaruminister hat ja jetzt gerade in seinen Aus
führÜÖgcn."'a.aräuf "hingewiesen, daß er bcrtits bei 
Schaffung des Gesetzes besonders herausgestellt hat, 
daß ein dC>rartigcs Gcset7, dag ja etwas ganz Neues 
hinsichtlich von Steuermaßnahmen dii.r!'tellt, Härten 
entstehen werd<m, die n ich! ohne weiteres zu über
sehen waren und die: trotz aller Bemühungen, sie w 
vermeiden, nach wie vor immer wieder fe stgestellt 
werden können. Es bedarf einer immer wiederholten 
Überprüfung des Gesetzes, um die1,e Härten zu besei
tigen. Wenn d ie ~ozialdemokrati ,:1.'he Fraktion diesem 
Gesetz trotz.dem ihre Zustimmung gegeben hat, so nur 
deshalb, weil in bezug auf die Wirkung des Gesetzes 
zugunst<in d~s Wohnungsbaues e ine andere Möglich
keit überhaupt nicht bestand. 

Auch hier hat der Herr Finanzminister von seiner 
Stellungnahme her jedenfalls dieses Gesetz so be
gründet, wie e:; auch von un::1 v~rs!anden wurde und 
wir auch jedenfalls dieses GesPt:>: ge<)i lligt haben. Wir 
wm·c·n l1m1 all~ <larüb€'r im klarPn und C'S IJe:,tlrnd Ein
mütigkeit in c1Pm Verlangen, dC'm Zu,tand auf d em 
Baumarkt, de1· Arbcfülosigkeit und nicht zuletzt der 
bestehenden Wohnungsnot ein Ende zu bere iten. Daß 
diest:m Verlangen durch d ieses Gese tz nicht weitge
hend genug im Sinne der Zielsetzung Rechnung ge
tragen wird, ist aber ebenso gelä u fig wie die Tatsa che, 
daß durch die ' Bcroiti:.tellun~ von sieben Millionen 
D-Mark als ente bescheidene Maßnahme wen igs1ens 
der Anfang gemacht wurde, langgehegte Wünsche der 
Bevtilkerung vor allen Dingen in den zerstörten 
Städten-. und Gemeinden zu erfüllen. 
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Daß darüber hinaus endlich auch begonnen wurde, 
die Versprechungen an die Grenzlandbewohner einzu- · 
lösen, kann in diesem Zusammenhang nur noch be
sonde1·s herausgestellt werden. Um aber, meine sehr 
vcreh1·ten Damen und Herren, zü diesem bescheidenen 
Erfolge auf dem Gebiete der Wohnraumbeschaffung 
:z.u gelangen, mußten selbstverständlich auch die not
wendigen Voraussetz\lngen geschaffen werden. 

Das Wohrrungsbauabgabegesetz wird von uns a:ls eine 
solche Voraussetzung vertreten, ohne dabei an den 
nicht unbeachtlichen Beanstandungen und Kritiken 
der Bevölkerung vorbeizugehen. Dabei haben wir . aber 
auch festgestellt, daß die mehr als zahlreichen Kri
tiken nicht immer begründet sind, z.B. deshalb nicht, 
weil durch die inzwischen erfolgten Durchführungs
bestimmungen und Anweisungen jedenfalls der Ein
zug der Steuer sich nicht so vollzieht, wie es insbe
sondere durch die Presse und sogar durch· den Rund
funk im · Anfang dargestellt worden ist. 

Wenn in dem Gesetz noch Härten vorhanden sind, 
so sind diese vor allen Dingen in jener Richtung zu 
finden, die uns vielleicht veranlassen dürften, viele 
darauf hin:zuweisen, nach dem Grundsatz zu handeln; 
Wenn du etwas besitzt, dann sei bereit, auch dem an
deren zu geben, der nichts besitzt. 

Meine verehrten Damen und Herren! Gerade . die 
Kritik an dem Wohnraumg~setz beweist, daß dieser 
Grundsatz nicht eingehalten wird, vor allen Dingen 
von denen nicht eingehalten wird, die ' in der Lage 
wären, hier mitzuhelfen, nachdem sie in der glück
lichen Lage sind, eipe Wohnung zu besitzen, auch den 
anderen eine Wohnung verschaffen zu helfen. Ich 
möchte darauf hinweisen, daß die Kritik der Hausbe
sitzer, die jedenfalls auch im Interesse ihrer eigenen 
Kollegen, und zwar derjenigen, die auch einmal Haus
besitzer waren, erhoben \vurde, nicht voll berechtigt 
ist, sondern sie müssen sich bewußt sein, daß auch 
diese, die heute arm :und besitzlos geworden sind, we
nigtens wieder ein Dach über den Kopf bekommen. 
Alles das soll erfüllt weroen, konn>te aber bis jetzt 
nur in bescheidenem Umfange erfüllt. werden. 

Ich möchte hier einen Appell an die Presse richten. 
Ist es denn nicht so, daß zu dem Zeitpunkt, als der 
fast unabänderliche Zustand bestand, daß Baumaß
nahmen überhaupt nicht durchgeführt werden konn
ten, weil das Bauen eine geldliche Angelegenheit ist, 
die Kritik der Presse sich gegen die Behörden rich
tete, die angeblich nicht in der Lage seien, diesem 
Notzustand abzuhelfen. Wenn nunmehr vom Herrn 
Finanzminister mit Recht hingewiesen· wird, auf die 
Unpopularität, in die sich der Landtag mit dem Erlaß 
dieses Gesetzes begeben hat, so liegt das auf derselben 
Linie, und wird einmal später von einer anderen Seite 
her besser gewürdigt werden. Wir sind überzeugt, daß 
die jetzt begonnenen Maßnahmen von der großen 
Mehrzahl derjenigen, die davon einen Nutzen haben, 
freudig begrüßt werden. 

Wir glauben, daß dieses Gesetz, so wie es jetzt be
steht, wohl abänderungsb.edürftig ist, aber darüber 
hinaus unter a11en Umständen in bezug auf seine Wir
kung bestehen· bleiben muß nur einzig und allein aus 
dem Grund, um den Ärmsten der Armen, denen, die 
keinen Wohnraum besitzen, zu helfen. 

Die Sozialdemokratische Fraktion hat zu den Aus
sprachen über · die Grenzlandfragen eilten Entschlie
ßungsantrag eingebracht, der vor allem w\11, daß die 
Saargänger - d!e bereits im Saargebiet durch einen 
Zuschlag auf die Einkommensteuer eine Wohnraum-

besteuerung mitnehmen müssen - in unserem Gebiet 
von dieser · Wohnraumsteuer befreit werden. 

Dieser Antrag ist nicht mehr als recht und billi_g 
und wird von uns vertreten. Ich möcnte darauf hin
weisen und Sie bitten, diesem Antrag zuzustimmen. 
Wir sind als Sozialdemokratische Fraktion be1·eit - -
vor allem im Anschluß an die Ausführungen des Herrn 
Finanzministers - mitzuhelfen, dieses Gesetz so zu ge
stalten und so auszubauen, daß ihm die sozialen Här
ten und Unbilligkeiten genommen werden, darüber 
hinaus aber den Wohnraumbedür:ftigen unter allen 
Umständen geholfen wird. Damit, glaube ich, hat auch 
die sozialdemokratische Fraktion einen Beitrag ge
leistet, um dieser großen Not in unseren zerstörten 
Städten zu steuern. (Beifall bei den Sozialdemokra
ten.) 

1. Vizepräsident Röhle: 

Das Wort hat der Abgeordnete Dr. Nowack. (FDP) 

Abg. Dr, Nowack: 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wir ha
ben uns zuerst zu befassen mit dem Landesgesetz über 
die Steuerfreiheit einer Wohnungsbauanleihe. Als sich 
der Herr Finanzminister zum Wort meldete, hatte ich 
gehofft, daß er zur Begründung dieses Gesetzes 
einiges sagen würde. Und ich war enttäuscht, als seine 
Rede eim:ig _!.!nd allein darauf hinausging, die Woh
nungsbauabgabe zu verteidigen, wobei er seine Ver
teidigung soweit untermauert hat, daß er in die Ge- . 
schichte dieses Gesetzes tief hineinstieg. 

Meine Damen und Herren! Ich möchte zuerst zu 
dieser Wohnungsbauanleihe sprechen. Wir haben nie 
ein Hehl daraus gemacht und immer wieder erklärt, 
daß auf dem Wege über Anleihen und Steuerer
mäßigungen eine zweckmäßige fölfe für den Woh
nungsbau geschaffen wird als durch andere Mög
lichkeiten. Hier haben wir nun einmal ein solches 
Projekt vorliegen, und ich glaube, wir haben die Ver-' 
pflichtung, die Bevölkerung darauf aufmerksam zu 
machen und ihr möglichst nahezubringen, daß sie sich 
für diese Anleihe interessieren muß. 

Das wäre auch nach meiner Ansicht die Aufgabe 
des Finanzministers gewesen, daß er von hier aus 
noch einmal einen Appell an die Öffentlichkeit ge
richtet hätte: interessiert ·euch für diese Anleihe, diese 
Anleihe bringt neue Wohnungen; diese Anleihe lin
dert Not, ganz abgesehen davon, daß sie für denje
nigen, der sie zeichnet, erhebliche Vorteile ·mit sich 
bringt. 

Von seiten der CDU und ich glaube auch der An
trag II/1249 von seiten der SPD, der wohl in diesen 
Zusammenhang gehört, sind Anträge _eingebracht 
worden, angehängt an dieses Gesetz zur Wohnungs
bauabgabe. Damit komme ich zur Diskussion über die 
Wohnungsbauabgabe. Wir haben diese Wohnungsbau
abgabe von Anfang an abgelehnt. Wir haben von An
fang an aufmerksam gemacht auf alle die Schwierig- -
keiten, die der Herr Finanzminister selbst dargestellt 
hat, und - das muß ich ihm zugeben - er hat diese 
Schwierigkeiten auch in den Verhandlungen des Haus
halts- und Finanzausschusses von sich aus immer in 
den Blickpunkt der Beratungen gerückt. Leider sind 
dann aber andere Beschlüsse gefaßt worden, als sie 
sich aus diesen rein technisch-formalen Schwierig
keiten hätten ergeben müssen. 

Wir haben Ihnen damals gesagt, wir werden so 
viele Schwierigkeiten und Härten haben, jeden Fall 
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we1·den wir individuell entscheiden müssen, ,so daf~ 
\wi diesl:'r St1:"11er der verw<1ll1.1ng,smäRige Aufwand in 
dnem ungesunden Verhältnis zum Ertrag stehen wird. 
Die Steuer läuft i,:eit dnd Monaten an. Oic. Bchaup·· 
tungim. die wir 1rnfgestPllt haben, werden geradP 
durC'h ciiP Antr~ge. die heute durch die beiden HP
,:ienmgsµartei<!n eingereicht wurden, bestiHigt . Dic.se 
Steuer führt zu geringen Erträg,:,n und zu einer 
ctußerordcntlichen Verbitterung in der Bevölkerung, 
.i:u einem ständi,gen Kleinkrieg zwischen Bevölkerung 
ttnd Verwaltungsstellen. zu einem Kleinkrie!ll'.- der 
wirklich nicht das als Netto übrigbleibende geringe 
F.rgebnis die:aacr Steuer lohnt. 

Wir miichtPn dllh<>r cten heutigen Anlaß nochmal.!! 
1t11· Gelegenheit nehmen. um einen Antrag elnzubri:n
:;:en. der darauf hinziel1. die Wohnung~bauabgabi· 
(ib<'rh~1.1pt aufzuheben (Zun.ite von links: hört, hör, : 
- Wr-iterer Zuruf: Dann mü~:aaen Sie das Bauen ein-. 
,telienl_t Das werde ich Ihnen gleich sagen, und zwal.' 
in größ€'rem Rahmen al11 mit ctieser :r.u einem erbiil.er
kn Kleinkrieg zwischen Bt,,vülkcrung und Bchürdcn 
fiihrPnden Steuer. Diesen erbitterten Kleinkrieg h~
bcn wir, und davon kommen ,vir nicht. weg; denn 
vierteljiihrlich werden neue :Meldungen und Ummel
dungen gemacht über die Einkommensverhältnisse. 
iibcr die Zahl der Mieter. über die Größe der Woh
nungen. über alle diese Dinge. Wir von uns auN i;ollen 
alle möglichen Änd•:run~en bte,;chließcn. Der Finanz
:ninister hat an.gekündigt, daß die Quadratmctersä:tze 
fül' die W0hnm,g~n neu festgesetzt werden. Das bl:!
deutet, daß praktisch al]ell, das, was bisher gemac!-1 
worden ;st. w-~., wir an Funnularen ausgefüllt huben. 
hinfällig wird. 

Das al!ell sind Dinge, die auf die Oauer nichl.s an
dere,, bringC'n al., Pine dauerm!e Beuuruh~guu;i;, und 
die t•s ~~lw .,.:hwer machen werden. die Sleut-r iat
,:ächlich zum Fließen zu bringrm. (Abg. Kulm: Woh
nungsbau). Ich hahe Ihnen eben gesagt, ich mache 
eint-n Vorschlag. der von größeren Gesichtspunkten 
au:,; die Dinge hE>trach1et, E~ is;t jener Vor:schlag, den 
die Hauptwirtschaft;;kammer am 18. und 19. Juli die~ 
,e,- .Tahres gefatH hat. Dieser Vorschlag zielte darauf 
hin, ein!' aktive Währungspolitik zu veranlassen, dit:l 
ein Bestandteil jener aktiven Konjunkturpolitik iwin 
muß. rlie der Herr Bunde;.kanzler ja in sein~ großen 
Rerle vor dem Bundestag als das Ziel seiner R1::Jitie 
nmg hinge:<tl:'11t hat. Dieser Beschluß ist von dcu
Hauptwirtschaft~kammer einstimmig gef.al;!i worden. 
Er findet insbesondere die stärkste Unterstützung sei
tens der Gewerkschaften. Aber ich weiß nicht, wit· 
haben ge>'tf"rn llchon soviel Beschlüsse gefam, was 
wird /lU~ ~\\· diesen Beschlüssen ... (Abg. Kuhn: Aha, 
Theorie!) Kollege Kl•hn. wir !lind dazu da, um deo 
rein theoretischen Zuständen ein Ende zu bereiten 
durch unser Eingreifon und dafür zu sorgen, daß aus 
theoretischen Dingen praktische Dinge werden. D.ie 
Hauptwirtschaftskammer hat seiner-.i:eit diese Vorlage 
der Lande~regierung übermittelt. Ich wäre dem Henn 
Minie-tcrpräsidenlcn füt seine Auskunft dankbfü', 
wl'lehe Schritte :,;eiten!I der Landesregierung in dieser 
Angt:Jegenlwit gemacht worden sind; denn die~e Ent
schlieUung i~t von einet· außerordentlichen Wichtig
keit, wc,il sie erheoliche Mittel ohne irgend eine Ge
fährdung der Währung sofort für den Wohnungsbc1u 
zur Verfügun,g stellt. (Beifall bei der FDP.) 

l. Vizcpt'äsidenl Rühle: 

Das Wort hat der Abgeordnete Schieder v-0n der 
KPD 

A b g. S c h i e d e 1· : 

Meir1e Damon und H~1·1·E-n! l!N!l muß dc1;. .Jahr de« 
Wiedenmfbau~. · r:ta~, ,fah1· dl:'R ~01.falPn· Wuhnung:-:b,auP.~ 
werden. Nkhl.s darf unver!':ucht gehi!!:aaen werden. Alle 
Mittel "'ltllls!\'H1 ' In deri Dioi'ni'-t füp~~r gul('n Sache ge
stellt werden, RO und ähnlich ~ing es durch die Prc~;;0. 
1'.lber den Rundfunk und auch in diesem Haus. (Ah11;. 
Feller: Na1fü~ritltC"h bei dem Wahlen!) Auch im Wahl
kampf fehlte es nicht an Beteuerungen in dieser Hin
sicht in zahllo!!en Debatten. F.rli'i\1tl:"r11ngen und Er- · 
wJihnungcn ·7,um bt-:a:<1gh•n 'T'hf'ma. daß nun Pnr!lkh 
Ernst gemacht wlrd mit dem Wohnungsbau. Selb~t. die 
Natur hatte ein Elnschen lind bttt'(' i1<'ff, in c'fü•;;em .Tahr 
einen der Bausaison direkt angepaßten Sommer. Doch 
ist es nun endgültig und un,widerrufl.ich dahin, und 
bald "<'fh-d aueh der Herbst dem Winter weichen, und 
von allen hQffnung:;vollen und hochgeS(:hwellten Re
den und Versprechungen ist nichts geblieben als da$ 
Bewu!itsein oder ich möchte bes:;et· sagen: ein bitterN 
Geschmack im Munde derjenigen. die ihre ganie 
Hoffnung auf die Erfüllung ihre.s vornehmlichst,en 
Wunsches - nämlich ~us dem Elend der K,eller-, ßun
ker-, Lauben- ·und Barackenwohn11ngen herauszu
kommen - gesetzt hatten. In deren Augen muU es 
heute als Hohn w.ir'ken, wenn mit dem Gesetz übe1· 
dle Steuerfreiheit einer Wohnungsbauanleihe ein 
Trostpreis gewissermaßen angeboten wird, nachdem 
bereits der erste Haupttt'eifer in dieser Unglücks
lotteri~ die Wohnungsbauabgabe Gesetz geworden ist. 

Niemand In diesem Hause kann VC'l'ß<:hweig<:n. daß 
es gerade meine Partei und tel1 es besonders war. r:ler 
zu diEi~en Fra'gifn des Wohnung;,öa11gesctzes bHelt;; 

""Vd'i'"''tlh'l!il1''1'~t~~rh"";T'äl'fr 'St.~1hmg genornnwn h-!lt , Heute 
2:eigt sich ·nun in ganz deutlichem Ausmaße, wie stark 
,lieh die En,trüstung der gesamten Bevölkerung gegen 
eine derartige reaktionäre Steuergesetzgebuug aus
wirkt. Man kann wirklich sagen, bei Gesamtlx.-urtei-
1.ung dieser Art von Steuerpolitik. der Berg hat ge
kreißt - er hat ein Mäuslein geboren! (Zurur Abg,. 
FeHer; Und da~ war noch tot!) Zwar heißt es hier in 
der Begr-ündune: :r.u diesem Gei;et2'.entwurf ich 
spreche jetzt von der Rc.n:icrungsvorlag€' II/1220 - -es 
ist do1t sehr nett zu le!'-en. daß der Wohnungsbau einr 
der ,•ordringllchstcn Aufgaben sei, deren sich Gesetz
gebung u'nd Ve'rwaltun~ zu widmen habe. Daß , ,!Jenso 
aber iruch alle Mt'>gliehkeiten der Finanz- und Kre-

. dltpolitlk angewand1 werden müssen. um die Mittel 
hei:beLzuschaffe.n; ich meine aber, da!$ gerade diese, 
b(!l df!M vorliegenden Entwurf angewandte Methode 
nichts anderE>!'i darstC'llt ali: die Aufforderung zur Spe
kulation. · Es ii::t der Schlachtruf der Finanzhyänen 
Bereichert Euch durch Steuerbegünstigungen! Und e ~ 
freut ml<:h, daß gerade mein Vorredner, Herr Abge
ordnet~ Dr. Nowack. soeben feststelltP.. daß tatsäch
lich diese Vorlage in diesem Sinne au(zut'assen i~I. 
(Zuruf Abg. Felfor: Vertritt ja auch parteipolitisch die 
Richtung der finanzpolitischen Hyänen!) Wenn das. 
meine Damen und Herren. wirklich 1111<'"' ist, wa!'. man 
unter Ausschnpfun~ aller Möglkhkt>lt<>n einer Finam:
tmd Kreditpolitik zu verstehen hat. dann wird da
durch die gan;,:e Einleitung der Begründung als rein 
platonische Erkli-irung abgestempelt. Inzwischen ver
zeichnen wir auf dem zwar geringfügigen Gebiet de!
Wöhnung-sbaue~ tollllte Mi-etforderungf'n. verbunden 
mit verlorenen „zuschü:o;sen Wohnung~suchender, so
fern es sich diese erlauben können. diese geforderten 
Mietpreise zu be,:ahlen. Miet.pr<"l;;e wct·den für Neu
bauwohnungen zur Zeit gefordl:'rt, die im umgekehr
ten Verhältnis zu1· Wohnungsgröße stehen. Vielleicht 
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befinden sich darunter nicht wenig_e Fälle auch, bei 
denen die Bat1hcrren aus dem Landesstock Geld er
hielten. Ich weiß, man wird mir entgegenhalten, bei 
den Vorschriften, die hierzu ergangen sind, ist das 
nichl möglich. Aber >die zahlreichen :Fälle, in denen 
kleine Leute, die ja in erster Linie ein Anrecht auf 
diesen oder an. diesem Fonds hätten, nicht bedient 
werden konnten, weil man von ihnen den Nachweis 
forderte, zum mindesten 60 v. H. aus eigenen Mitteln 
mr. den Bau aufzubringen, die , Gelder aber dennoch 
verteilt wurden und somit die Vermutung nahe liegt, 
daß Besitzer von g.rößeren Barmitteln n.foht vergeb
lich um Anleihen aus dem Landesstock ersucht hatten. 
Wiederum wird es natürlich dann he'ißen; wer h:it, 
dem wird gegebenl Wir möchten aber, daß endlich 
auch einmal denjenigen gehoU:en wird, die sich nicht 
selber mehr helfen können. ,(Zuruf Abg. Feller: Seh.l· 
richtig!) Den Weg hierzu haben wir schon des öfteren 
aufgezeigt und ich glaube, daß qieser Weg viel ein
facher und viel gangbarer ist als derjenige, der Ihnen 
von Herrn Kollege Dr. Nowack aufgezeigt wurde. 
40 v. H. Abbau der Bes,atzungskosten, eine wirkliche 
VerwaltungRreform mit entsprechenden Einsp:arungen 
und vor allen Dingen die Heranziehung der großen 
Vermögen schaf.t:en mehr Geld für den sozialen Woh
nungsbau· als alle Anleihen aufbringen können. Zwar 
möchte ich bei dieser Gelegenheit betone11, daß wir 
keine g1'undsätzlichen Gegner von. Anleihen sind. Wir 
sind aber der Meinung, daß die bisherigen Erfahrun
gen - ich. erinnere einzig und allein. an die sechspro
zentige Eisenbahnanleihe - recht trübe und enttäu
schende waren. Wir k.önnen dem Gesetz, der Regie
rungsvorlage. aus der Drucksache II/1220 in dieset· 
Form nicht zuslimmen. Man soll uns aber auch n icht 
~agen, wir würden immer aus l;'rinzip dagegen .sein, 
und ich stelle fest, daß in d iesem Falle die Verant
wortung <!iejeriigen, und zwar die Geset>zesinitiatoren 
tragen müssen, weil sie ja letzten Enqes ,mit dieser 
Idee, die sicher - wobei ich in meiner Annahme nicht' 
(eh! gehen werde - wiederum auf den großen Zau
bcri:r des bisherigen Frankfurter Wirtschaftsrates, 
Herrn Professor Erhard, zurü~kzuführen .. sein wird. 
Wir werden uns bei dieser Gesetzesvorlage der $timl)1.<? 
enthalten. Zu dem Ant.ig II/1240, dem Entschließungs
aritrng der CDU, w-erden wir unsere Zustimmung_ ge
ben, wobei ich betonen möchte, daß das nur unter 
diesem Geskhtspunkt ge,schieht, daß es sich wieder
um eine relative Verbes.sen,mg dei, Gesetzes zur Woh
nungsbauabgabe handJ?lt, wobei unser g1'undsätzlicher „ 
Standpunkt, sofortige Aufhebung der Wohnungsbau
abgab~, dadurch nicht berührt wird, (Be1f.all bei der 
KPD,) • 

l. V i ~cpräsident Röhle ; 

D<1s Wort hat der Abgeordnete Hartmann (CDU}. 

Abg. Hartmann: 

Meine Damen und Herren! Namens der CDU möchte 
ich zuerst Stellung nehmen zur Drucksache II/ 1220. 
Ich möchte da ausdrücklich darauf hinwe~~en, daß 
wir auf dem Standpunkt stehen, daß, soweit .über
haupt überflüssige Kapitalien in unserem Lande vor
handen sind, die Besitzer d.erselben aufgefordert wer
den müssen, die aufgelegte Wo.hnµngsbauanleihe, im 
Interesse . der Förderuu.g des Wohnungsbaues ~n un- " 
screm Lande, zu zeichnen. 

Ic:h möchte aber au! etwas aufmerksam machen,: 
was in diesem Zusammenhang nicht unausgesprochen 
bleiben darf. Das ist der letzte Absatz in der Begrün-· 

dung. Dort wird darauf hingewiesen, daß die Länder . 
praktisch nur in sow,eit an dem Ertrag dieser Woh
nungsbauanleihe partizipieren, als aus den Ländern 
heraus Zeichnungen erfolgen. Das halte ich, das hal
ten wir von der CDU aus insgesamt für falsch un
serem besonders schwer getroffenen Lande Rheinland,· 
Pfalz gegenüber. Sie wissen, daß wir vor allen Din
gen in unseren zerstörten Städten, aber auch in der 
,,Roten Zone", im Grenzgebiet, pl"aktisch die Haupt
last des .Krieges für ganz Deutschland getragen habell 
und deshalb über das hier in der Begründung vorge
sehene Maß hinaus !ür unseren Wohnungsbau berüclc
sichtigt werden müssen. Ich sage also no.ch einm:a1: 
wir von ,der CDU erwarten, daß jeder Kapitalbe
sitzer weitestroöglich im ·Interesse der F1.irderun~ des 
Wohnungsbaues seine Kapit alien für diese Anleihe zur 
Verfügung stellt, damit auch unser Finanzministerium 
und unser Wiederaufbauministerium, solange es noch 
in der heutigen Fol;'.m besteht, auch weiterhin in der 
Lage · sind, möglichst den Wohnungsbau, beso.nder$ 
den sozialen Wohnungsbau, zu fördern. 

Nun komme ich zu dem Antrag der CDU selbst, 
bezüglich der Wohnungsbauabgab_e, und da möchte ich 
ganz besonders darauf hinweisen, was immer wie-
der, auch bei Verabschiedung des Gesetzes selbst, hier 
im- Plenum vorgetragen wor den ist, aber ganz beson-
ders in den Beratungen · des Haushalts- und F inanz
auss.chusses seit vorigem Jahr Herbst - Sie wissen. 
daß wir acht bis nam verschiedene Vorlagen bezüglich 
det· Wohnungbauabgabe vorgelegt bekamen - immer 
wieder ausgesprochen wurde, daß es sich hier um ein 
Gesetz handelt, was praktisch ·Ne1..1Iand bedeutet, was 
also vor allen Dingen, worauf immer wieder hinge-· 
wiesen worden ist, nicht ein Wiederaufleben der 
früher so viel besprochenen und •beschimpften H:ms
dnssteuer bedeuten dürfe. Aber es hat sich nun in
zwiscllen heri3usgestellt. daß insbesondere Para,
graph 6, der für die einzelnen Ortsklassen für den 
nicht in Festmieten vermieteten Wohnraum, füt· die 
Quadratmeter - Wohnraumfläche, Richtpreise, ange
fangen bei der·ort:,,klasse D von 0,70 :OM pro Quadrat„ 
meter bis zur Ortsklasse S von 1,00 DM pro Quadrat~ 
rneter festlegt, absolut nicht den Verhältnissen hier.
zulande entspricht. Und ich weiß nicht, ob es stimmt, 
abe1· ich habe mir sagen lassen, daß in diesem Zu
sammenhang seitens des Wiederaufbauminister_iums 
vor einiger Zeit auf dem Rittersturz eine Konferenz 
mit den Abgesandten aller Bauämter des ganzen Lan-
des stattgefundep. · habe und daß man· dort gerade über. 
diese Quadratmetersätze eine eingehende Besprechung 
vorgenommen habe. Ich habe aber seitdem weiter 
fästgestcllt, daß wohl auch das Wohnungsamt bz.w. 
andere lnstamien der Stad.L Koblenz hingehen und 
nehmen jetzt diese Quadratme.teysätze zum _Anlaß, 
daraufhin neue Mieten zu basieren. Das war absolut 
nicht der Sinn des G~etzes und .deshalb ist es un
bedingt erforderlich - und das ist d.er Sinn de.s„.CDV- -· _ 
Antrages - daß hier eine Überprüfung, und zwar in 
Zusammenarbcii mit l;lem Finamminisierium :als dem 
Geldministerium und mit dem Wiederaufbal.lcmln[ste-
rium nach dieser Richtung erfolgt. damit diese Uneben-
heiten ab1;e;;.teIIt wc1·den. Denn niemand von uns . -__ _ 
ich nehme das für sämtliche Mitglieder des Haushalts- . 
und Fin~au~scllusses in Anspruch, alle Parteien 
waren sich darüber einig - hat daran gedacht, daß 
durch Festlegung dieser Sätze für diesen Spezialzweck 
allgem~in ei:ne Mieterhöhung eintreten solle. Gan;z im 
Gegenteil, das Bestreben war, die Alt-Mieten so zu 
halten, \V.ic sie waren. und unter keinen Umständen 
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irgendwie an dem Gefüge des Altmietpreises rüttiilil 
zu lassen. Weiter weise ich darauf hin, daß es nicht 
so einfach wäre. heute diese Wohnungsbauabgabe -
ich möchte sagen - mit einem Federstrich wieder zu 
begefügen. Denn wir wissen aus dem Haushalts- und 
Finan1.ausschuß, - a\1('h Sil~. Herr Dr. Nowack - daß 
bereits eine Vorfinanzierung stattgefunden hat in Höhe 
von 7,5 Millionen. daß diese Vorfinanzierung sehr be
deutend auch zur Belebung umerer Bauwirt~chaft als 
SchlüR~elgewerbc in unserPm Lande beigetragen hat, 
daß wir dadurch praktisch Arbeitgeber, aber in erstei· 
Linie auch unsere Arbeitnehmer, weiterhin in Brot 
halten konnten und sie wissen genau so gut wie wir 
alle. daß ein Keil den anderen treibt und daß unser 
Wirtschaftsleben wie ein Zahnrad immer ine-1mmder 
greift und wir imm~r sehen mfü;sen, daß vor allen 
Dingen da;; Baugewerbe als Schlüsselgewerbe tmbe
dingt am Laufen bl<'ibt und nicht zum Erliegen 
kommt. Bezüglich der VerwaltungskostC'n auch ein 
Wort. Sie wissen, daß im Gesetz ausdrücklich festge
legt i-st, daß 10 v. H. -ck~ A11fkommens dM1 Gemeinden 
als den Ka8:,;iet'ern der Wohnungsbauabgabe &ur Be
streitung und Abdeckung !ihrer entstehenden Ver
waltungsko!'ten ;mgewiesen sind. Also 90 v. H. werden 
dem Wohnungsbau in voller Höhe zugeführt. Das war 
auch damals im Gesetz so vorgesehen, i,st im Gesetz 
verankert, und deshalb w~re es müßig, heute darüber 
noch einm~l eine neüe Debatte zu entfachen. Ich 
möcti.te aber auf etwas anderes noch besonders hinwei
;;en, und das scheint mir .Rehr wichtig. kh glaube, a Jlen 
Mi!gfü,r1ern de:, Hohen Hauses ist in den letzten vier
zehn Tagen der Entwurf -für ein 0eset7. üb~r den iio
zia!en Wohnun·gsbau ttberreicht vom Gesamtverband 
der gemeinnützigen Wohnungsbauunternehmungen in 
Frankfurt am Main. hern.usgegehen im September l!l49 
und überreicht 1. "den Mitgliedern des Bundestages, 
den Mitglie<lern der Bundesregierung. 2. den Miti;ilie
dcrn der Landtage. den Mi1gliedern der Landesre
gierungen und den Oberbi.irg!:'rrneii:tf!rn von ganz 
Wcstdeutiachland, ausgehändigt worden. Und in diesem 
Gesetzentwurf üher den so;,;ialen WohnnngRbau ist i.m 
§ 16 Absatz 1 7.iffer l ausdrücklich vorgesehen, daß 
die i\ffentlil'hen Mittel. die 7Hr Durchfiihrnng de..<1 
Wohnungsbauprogramme~ erforderlich sind, aufge
bra<:ht werden aus Wohnun~sbau,abgaben der Länder, 
die diese als Zu~chläge zu bcRtPhend!'n Stc\1em oder 
.;iuf andere Weise landeseinheitlich, also nicht bundes
einheitlich, für die Geltungsdauer dieses Gesetz.es er
heben. Und ich bin überzeugt, vor allen Dingen aus 
dem Grunde au<:h. weil die Bundesregierung t>in be
!<Onderes \Vohnungsbau-Ministerium ,geschaffen hat. 
daß .,ie sil'h dieses Vorschlages annehmen mul:l und 
daß ~ie auf der Bun-de,a•hcne - ich möchte llllgen -
eine Koordinierung tj~ gesamtl:'n sozialen Wohnungs
taues belreiben muß Sie sehen aueh auch aus dem 
anr!Pren Antrnge, rli,>l" im Zu«ammenhang - wir kon1-
men naehher an den Punkt - einer Vorlage des 
Grenzlandausschuss.es ,se-itens der Fraktion der SPD 
be;,.üglich der Saargänger, al,so der Arbcit~r a11s un
serem Land im Saargebiet, eine Befreiung von der 
Wohnung~bauabgabe beantrfl,gt. wird. Warum? Die 
Be,gründung steht da drin. Weil auch im Saargebiet 
die WohnungRbauabgabe eingeführt und erhoben wird. 
Also sind w ir nicht d as einzige Lc1nd. was diese hat, 
und. Sie wi~«en iille, mC'ine Damen und Herren, daß 
wir die,;ei,,. Gesetz dam!il!l ahso111t nicht auii irgend
welchen Allüren heraus, sondern der Not gehorchend, 
beschließen mußten, um wirklich den Leuten, denen 
sonst ni-emancl hilft, unter die Arme 7.U greifen, um, 
was auch der Herr Finam:minister schon :;agte, auch 

gewappnet zu sein. wenn wir demnächst noch eini~ 
weitere Zaht von Flüchtlingen zu den bisher im LandP 
sich aufhalt.enden aufnehmen mil~~f'n. ihnen a.uC'h we
nigstens ein Dach über dem Kopf zur Verfügung 
stellen zu können. Und wir von der CDU setzen, -
nein, wir wünschen und erwflrten von unserer Lan
dei;regierung, dal1 sie ~n Rcezug ~uf den sozialen Woh
nung..<ibau im Bundesrat Anträge einbringt, die auf 
dieser Linie d.cs von mir eben im Großen-Groben ge
zeichneten liegen, den sozialen Wohnungsbau über 
die Bundesregiel'ung .so zu fö1·dern, wie es vor allen 
Dingen ,auch die Not unseres wirklich durch den 
Krieg mit harten Wunden geschlagenen Landes er
forderlich ist. Und wir setzen das Vertrauen in d ie 
neue Bunde8regier~mg und vor allen Dingen auch in 
dieses neu geschaffene Bundes-Wohnungsministerium, 
daß es sich ganz besonders auch des Wohnungsbaues 
in un$erem· · Lande annimmt. (Brnvo-Ru!e bei der 
CDU!) Und wir knüpfen an diese unsere Erwartung 
ganz besonders die HoHnung. daß dieses von uns da
mal., als Notgt!$etz geschaffene Wohnungsbauabgabe
ge,setz dann durch .Maßnahmen der Bundesregierung 
auf Bundesebene überflüssig wird und wir damit eine 
Entlastung unserer Steuerzahier, damit unserer Mie
ter und auch der E!gcnwahnbesitzer 11erbe1tühn::n 
können. Zu den übrigen Aui;führungen. die, si~h, wie 
vom Kollegen Sehleder von der KPD, mit ganz an
deren P'toblcmen beschäftigt1:n, möchte ich in diesem 
Zusammenhange nicht Stellung nehmen. Denn es 
würde zu weit führen, es würde sich um große finanz
politische Ausei.nander~elz.uni,ten handeln und es 
würde absolut vom Thema abfallen. Ich sage aus die
sem Grunde, wir sLimm~~n sowohl d~r Regierungsvor

·1age ·zu als wir aber auch auf de1· anderen Seite vom 
Hohen Hause erwar-ten, daß es unserem CDU-Antrage 
zus.tin:unt . . . Und zwar wird darin }a nicht mehr und 
nicht weniger gefordert, als daß die Landesregierung 
eine Oberprüfung vornimmt im Sinne, ich möchte sa
ger:i. dpi'. .s1uch .v,on den anderen Fraktionsr0dnern vor
gebrachten Gründen, um demnächst dann im Hohen 
Hause sowohl wie im AusschuB diese Angegtegenheit 
in aEer Ruhe besprechen zu können. (Beifall bei der 
CDU.} 

l. Vizepräsident Röhle: 

Das ,~rort hat der Finam:minf?-t,;,r Dr. Hofrm~nn . 

F i n a n z m i n 1 ,; t e r D r. H o f f m a n n : 

Meine Damen 11nd Herrl?n, ich möchte den glikk
lichen Um~tand, dnß wir den Herrn Kollegen Dr. No
wack gerade, noch im Saale haben, benutzen, ihm nur 
mit ganz wenigen \Vorten zu antworten. Nach dem 
beriichtigt.en·, Presserezept: ,,Informiere Dich nicht, 
damit Du mit gutem Gewissen kritlsieren kannRt!" 
hat der Kollege Nowack einen Appell, an <.ien Finanz
minister gerichtet, er möchte doch ja alles mögliche 
tun. um den Erfoli;(· dieser \Vohnungsbauan\eil1e zu 
garantieren. Wenn er mir dns vorher privat gesa gt 
hätte,· hätte ich ihm ein Dank- und Anerkennungs
schreiben der 1,Vicderaufhaubank zeigen können, wo
nach uns mitgeteilt wird, daß gerade und nur das 
Land Rhcinlan.d-PI.al.:4 .!lieh in einer vorbildlichen 
Weise fUr die ·Propagierung der Wohnungsba u- und 
der Wi,edcr;aufbauanLeihe eingesetzt habe W1d daß 
1~1an unsere Rundschreiben und ltormulare erbäte, um 
~ie über den Länderrat den übt·igen Uindern a ls Mu
ster zugänglich zu machen. Ich sehe bei dieser Sach
la~e keine Veranlassung, diese Rüge unbeantwortet 
einzusiecken. 
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Herr Kollege Dr. Nowack, wir haben uns zu ver
scltledenen Malen - und ich benutze doch eige_ntlich 
jede Gelegenheit einer solchen Unterhaltung, darauf 
hinzuweisen, daß es bei der Wohnun~sbaufinam:ierung 
um zwei ganz verschiedene Dinge geht. Einmal um 
die Beschaffung der Mittel, der Kapitalmittel für den 
Bau, und wenn wir dann das Geld für den Bau ha
ben, und wir bauen die Wohnung, die infolge drei
facher Baukosten und doppelter Zinshöhe -d ie fünf
fache Miete erfordern würde, dann brauchen wir eine 
ganz. andere Art einer zweiten Finanzierung, nämlich 
wir brauchen eine laufende Steuereinnahme, um diese 
überteuerten Mieten wieder auf ein tragbares Maß 
z:urilckzuführen. Und .alles, was uns Herr Nowack 
nun erzählt hat über die Pläne der Hauptwirtschafts·
kammer, betrifft eben nur die eine Seite, die Kapital
beschaffung. 

Im übrigen, Kapitalbeschaffung über aktive Wäh
rungspolitik heißt doch praktisch nur Vertröstung auf 
den Bund, Vertröstung au:C die Alliierten, die letzten 
Endes die Währungspolitik machen und Hegt. damit 
doch tatsächlich auf derselben Ebene wie der tra
ditionelle Declrungsvol'Schlag der KPD, alles mögliche 
durch Streichung der Besatzungskosten zu finanzieren . 
(Zuruf Abg. Feller; Brall!:hen 'wir doch nur zu ver
wirklichen, br·auchen wir doch nur zu machen!) 
Übrigens hat. Herr Ko11~ge Nowack, auch wieder ohne 
zu fragen, sich über die geringen Ergebnisse der Woh
nungsbauabg-abe ausgelassen, natürlich ohne den ge-

. ringsten Anhaltspunkt für eine solche Behauptung zu 
haben. Auch da waren wir vorsichtig und haben uns 
in Erw~rtung einer solchen Anrempelung doch etwas 
informiert. Und es waren vor allem Kollegen im 
Hause, die sich die Mühe gemacht haben, ein Ober
bürgermeister und ein gewöhnlicher Bürgermeister, 
bei sich zu Hause nun das Ergebnis der Wohnungs
bauabgabe :Statistisch festzuhalten. Dieses · ErgebnL'> 
ist außerordentlich erfreulich in .der -Höhe. Trotz der 
technischen Schwierigl,;.eiten, trotz der psychologischen 
Schwierigkeiten, die im Augenblick der Entstehung 
dein Einzug dieser Steuer noch entgegenstehen, haben 
wir bisher einen DJ.ttchschniltsertrag pro Wohnung 
von 5 DM monatlich. Es würde also bedeuten, daß wir 
mit der Schäl:7.ung, die wir unserer Vorlage zugrunde 
gelegt haben, in Höhe von 15 bis 20 Millionen Jahres
ertrag durchaus hinkommen. Es ist aber ebenso inter
essant als Ergebnis dieser Statistik festgestellt wor
den, daß die Bemühungen, dem Ganzen einen stark 
sozialen Charakter zu geben, durchaus gelungen sind. -
Es sind nämlich nicht weniger als 30 v. H. der Woh
nungsinhaber von vorneherein von der Wohnungsbau
abgabe frei. (Beifall.) 

l. Vizepräsident Röhle: 

Es ist inzwischen noch ein Antrag de1· KPD einge
gangen. Er lautet: .,Der LandLag wolle beschließen'. 
Im Absatz 2 des Antrages Nr. II,/1240 '.vlrd folgender 
Passus zugefügt; ,,und bis dahin die Erhebur1g der 
Wohnungsbauabgabe ausgesetzt wird." Die Ur.ter
&tützungsfrage in diesem Fall ist zur zweiten Be
ratung nicht notwendig. Der Antrag steht mit zur 
Abstimmung. Das Wort hat zunächst der Herr Staats
r,ekretär Schmidt. 

Staat::' s ek.r_e t ä r Schmidt: 

Meine Damen und Hcn·en! Gestatten Sie mir zu der 
heutigen Debatte eine Feststellung. Als die Diskussion 
über die Wohnungsbauabgabe begann, herrschte In- · 
nerhalb der Fraktionen in diesem Hause. zeitweilig 

ein heftiger Sturm. Der Sturm, das darf ich heute. 
feststellen, ist seitens der Opposition inzwischen zu 
einem leise säuselnden Wind geworden und ich hoffe, 
Ihnen durch einen Nachweis einen Beitrag dazu lei
sten zu können, daß' nicht nur in diesem Hause, son
dern auch in der Presse die Frage der Wohnungsbau
ab_gabe in Zukunft etwas nüchterner und objektiver 
beurteilt wird als wir dies in den letzten Wochen 
feststellen konnten. Ich kann mir hier ersparen, auf 
die Zerstörung und auf das Wohnungselend in un
serem Lande einzugehen, Dies ist' in dieEem Haus wie
derholt erörtert worden. Bis zum Frühjahr dieses 

• Jahres hörten wir in der Öffentlichkeit, unterstützt 
in der Presse, den Vorwurf, daß seHens der Landes
regierung nur Behördenbau und kein Wohpungsbau 
gefördert würde. Der Vorwurf war bis zu1· Durch
führung der Währungsreform nicht gan:-: unbe.t;ründet. 
Ich darf feststellen, daß ich bei der AmtsUbermihmc 
ein Bauministerium vorfand, iri dem die Probleme des 
privaten Wohnungsbaues und die Lösung der Woh
nungsnot kaum geprüft und kaum sachlich angefaßt 
waren. Die ganze Finanzierung, die das Land in die 
Bauwirtschaft lenkte, beschränkte sich tatsächlic..11. auf 
die Unterstützung von Behördenbauten, ein Vorgang, 
den wir inzwischen abgestent haben. Seit dem Früh
jahr dieses Jahres werden für den Behördenbau durch 
die Landesregierung monatlich nur 0,5 Millionen Mark 
aufgewendet. Ich mache allerdings hier keinen Hehl 
daraus, festzustellen, daß dier;:e Aufw('ndung au! die 
Dauer unzulänglich ist. Wenn man ein Land gut ver
walten will, kann man die Beamten und Angestellten 
dieser Verwaltung ebensowenig in Bunkern und 
schlechten Schuppen sitzen lassen als man Familien 
in Bunkern unct schlechten Schuppen sitzen !ass~n 
kann. Ich habe daher den Finan7minister iri den let>:
ten Wochen wiederholt gebeten, diese Summe im In
teresse einer geordneten Verwaltung des L.andes 
schnell wieder zu erhöben. Wir haben aber mit Dros- . 
selung der öffentlichen Bauvorhaben schon Ende 
vorigen Jahres und insbesondere zu Beginn dieses 
Jahres unsere gesamte Aufmerksamkeit der Förde
rung des Wohnungsbaues zugewendet. In Beratungen 
mit dem Henn Arbe!ti;minister und den Präsidcnte11 
der Landesarbeitsnmtrr wurde __ als erste Maßnahme 
die Mobilisierung von Mitteln aus dem Landesarbeits
stock durchgeführt. Durch diese M~ßnahme wurden 
direkt 6 300 000 Mark flüssig gemacht, die ausschließ-_ 
lieh in drm Wohnungsbau gesteckt wurden. Es wurden 
durch die Dienststellen der Lande:,arbeitsämter wei
terhin, insbesondere die Dienststelle der Pfalz, :zusätz
liche Kreditmittel von sieben Millionen Mark in Ver
bindung mit, dieser Maßnahme flüssig gemacht. Als 
zweite Maßnahme wurde von uns dann die Verwen
dung der Mittel aus dem sogenannten Treuhand
Fonds organisiert. Aus diesem Treuhand-Fonds- sind 
inzwischen für den Wohnungsbau rund sieben Mll
lionen Mark aufgewandt worden . Nur für den Woh
nungsbau, möchte ich ausd1 ücklich feststellen. Eine 
weitere Aufwendung von zwei Millionen Mark aus 
dem gleichen Fonds ist Ende des Monats Oktober zu 
erwarten. Wir waren uns aber klar darüber, daß diese 
Opefätionen allein nicht genügten, weil wir erwarten 
.müssen, daß die Mittel aus dem Treuhand-Fonds mit 
Funktionierung der Bundesgesetzgebung allmählich 
uns aus der Hand gleiten werden, Deshalb habe ich 
- und das sage ich auch heute in aller Offenheit -
immer wieder ausgehend von der Forderung, daß der- -
jen!ge, der seinen Wohnraum behalten hat, v~r
pflichtet ist, demjenigen, der seinen Wohnraum ver
loren hat, zu helfen, daß er wieder Wohnraum bc-

•;-!f 
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i«1•1111H - M!h11n im vurigf"n .Jiihr cten Gedank<"n der 
Wohnraum~bg,il.n~ vertreten. Das Gei<etz wurde dann 
hier im Landta~ beschlossen. Ich muß hier eine BP
inPrl<tmfr. 7.\lnl Genehmigungsverfahren machen. da in 
(' inlgen Zeitungen auf Grund des Vorbehaltes der 
:VlililiirrE'gier1mg erkti:in wurde. daß das Gei,etz nhne
hiri ni<·hl h<1lth11r sei. 

Di<;.> Milit;\rregierun<!!' ließ uns wisi,,en. d~fä ,;ii~ die 
Zweckbindung des Geset7..e.~ nicht anerkennen woll-e. 
Dar11ufhin habe kh mit der zuständig,en Dient'ltRteHI'! 
der MilitÄtTegierung eine lange Verhandlung gehabt 
und habe der zu,ständigen Dienststelle der Mililät
cegienmg eindeutig Prkliirt, daß, falb die Zweck
bindung .aufgehobc>n würde, ich der erste =in würde, 
der im Landtag die Wiederaufuebung des beschlos
~enen Geset.:es bcantt-agen würde. <Beifall.) 

Die Militiinegierunit ha1 an Hand der wirtscha[t
:ichen Beweisführun,g, die ich für die Notwendigkeit 
dl'~ GeiC"tz<"'s :.irit.1'AI, die Zweckhindung ;merkannt. 
Sie hat ledigJ.ich in einem Zusatz..-c;chreiben erklärt, 
:faß d<Jvon ja die kas~,enrechtiHche Lage des ·Land-e-.s 
unl,.,.rülll't bleibt. Meine Damen· und Herren! Lass~n 
Sie es un.sere Sol·ge o;ein, okh k.ann Ihnen vet'lSichern, 
in der Kas;;e des Landes werden niemals Gelder- aus 
der Wohnung-.l)im9hgabe greifbal· -sein. Nachdem da:s 
Geset;,, genehmigt. war. hat der Hel'r Fin,anzminister die 
Vorfimn1zi.,.,·11n~ von· 7.5 Millionen bei der Länderbank 
h~nntn1gt. Diei-en 7,5 Mill'ionen Wll.lrden nach Bera
tung im Kc1n+nett und mit den Ressortmini11,1ern 
750 OOU DlVI für ein Sonderprogramm abgezw::!igt, das 
::h~I' Wlederher~otell.ung der· zeri.t.örten Schulen in den 
Gren:,;g~bidt:'n di~n1. Meine Damelt und Herren! Wfr 
wollen nun endHch unsere Kinder in den Grenz
gebieten, hinter de-n Brette.rverschlägen heraus haben. 
(Zumfe-: Sehr richtig!) Sc-hon allein diese Maßnahme 
ist eine große Rechtfel'ligung d,er ein~:e!ührten Sie.uer, 
weil wil· ,sonst solch;; MH.tel nicht, zur Ver:fügunig ge- · 
hc1bt hätten. Die 75,U OllO sind in den Gren71gebieten 
direkt aufgeteilt und den ein7.elnen Landräten, bzw. 
Ooerburgenneistern zugeteilt worden. 

Wfr haben ~.ms dann üuerlegt, wie wir dli~ ,ers,te 
Rate unrl clie ;r,11kilnftigen Anfälle zu bcwirtsch!tften 
hät,t.~n. und steH,ten um; dabei ,d,ie· Fr,a.ge, wek:hes 
Bau7.if"l wh· mit. der Wohnung,sbauab.gabe erreidum 
wollten. Allein dal'O Baruziel dürfe für die Bewirt
schaftun~ en·t.~ch~id~~nd sein. kh. komme dami1. :?.U 

einer Beantwortung eines Hinweises des, Herrn Kol
lt>gen Dr. Wuerml"ling in der gestrigen Deb.:1Ue. Meine 
DamL·n ,,nd Herren! Ich darf für mich in Anspruch 
nehn1~1 ... duß ich in meiner b~o:hel'igen Tätigkeit in 
der L"ln<iPsregierun.e: zu dene-n gehört habe. die der 
Stärkung der Mitt':'lin1;t,9.nz. etänd-ig das Wo~·t ge1·edeL 
hahC'n. M.an wird mir bestätigen müssen und -der 
Herr Landwirtschaft.smini~ter wird es ml1· auch be
stii1.i~~n können, daß i-ch in meiner Tätigkeit im 
L,mdwirt,;;chaftsminii.terium sofort Vor,sch.li!,ge über 
gcwb~c Reorganjsationen, zugunsten der Mittel~ 
behii, de machte und die Hen·.e1i Regierung.spr·äsid~n
ten haben mir wiederholt bestät.igt. daß ichi aud1 im 
Wiedt'r;iufbaumini:;.terium bemüht bin, mit der MU-
1elinstanz aufs. engste zusammenzuarbeiten. Wen.n 
wir in diesem FaUe zu anderen Lösungen kamen, 
dann, möch1e ich Ihnen dafür km'Z die Begründung 
,-agen: Wir hab<!n ·in un.serem Lande noch 20 000 Woh
nungen gehabt. die wir mlt einem Kosten"1u!wand. 
bis zu 5000 DM je Wohnungseinheit wieder bevvohnbar 
machen ki'inn-en. Davon rund 10 000 Wohnungen mit 
einem Kostenaufwand bis zu 3,0.00 DM je W1'lhnungs
einheit. Wir haben uns gesagt. es kommt vor allen 
Dingen, dwauf an, daß endlich einm(ll diese Woh
,wn:!Wll. die einem i.t.ändili!en Verfall un,terliegen . ge-

rettet wet'l:len und mit .gerin~stmögHchen Mittein 
wieder bewohnbal' gemacht. werden. Infolge<le!l<sPn 
glau~n wir zu1· Erreich,ung die~t.>s Zweckes nicht nm· 
eine programml:IUSC"he Erklürung abgeben, sondern 
auch <fü, ,K.Qnirolle darüber in die Hand nehmen zu 
mü-ssen. W.ir haben in einem Erlaß die Herren Obe1·
büq~;e1 meister und .cti~ Hen-en Landräte, den Ro:,gi-e
rungs- bzw. Obel'pl'lisidenten von dieRem unserem 
Ba'ttpf:.'ft!:l•Jrilj~YJ!\" ~~\'1·1\tnl~ .e:<>.~t:'bf-n . Wir hilben diesen 
naeh Aufteil'Ufig der Mittel entspr€'Chend eines e1·
arbeHetiin Srh]üi;Rels, der in Obereinstimmung mit 
dem· Ffüunltn!nh1hfr. <lern Wvhl!ahd,nüniste1· und 
tmi-'' el'är'Bcltt!f' 'i.i(,•,.frc!c: bekanntgegeben. weicher An
teil aus der· Wohnurig.sbauau:;;gl!be zu erwarten war. 
mit der' Aufrordel:ung, uns ent:spr~d1ende Anträge im 
Rahn·H~1 dreeer Gesamtimmme e!nzurl"ich€-tL Die 
Landl'äte sammern dl,e Anträge bzw. die Bürgennei
ster, .J!de enttSChei.den a·loso, im wesentl'ichen über die

. jemgen Anträge, di:e ge.fördeTt werden sollen, reichen 
uns die Anträge ein, wir pl'üfen sie kurz bauwit't-
1lcha.ftlich und erteilen die Bewüligun,g~bescheide, ein 
Verfuhren, das: sich außerordentlich bewkihrt hat, weil 
es seh1~ schnell a·bfäu.rt. Ich dal'i Ihnen sag,en. daß im 
Treuh.i.ndfonds "Und bei uns bii;her keine A:n träge 
älter uls 8 Tage ~ewordcn sind, dabei mit einem schr 
geringen Personalaufwand. -d,a,s möc:htie jch zu den 
Ve1-wallungsk.ost.en ~en. Wir haben bei uns dan1uf 
verzichtet, eine neue Behördenstelle zu schaffen. Ich 
habe einfach einige Abordnungen von den Hochbau
verv•mllungen nach Kobl,enz fü1· die Stoßarbeit vor
genommen, in der Dienststelle einige Umbe.:;etzungen 
angeordne-t. und habe mir von dem Herrn Win
schaftsminister eine Stenotypist.in und von dem 
Herrn Landwirt.sd1artrnl'inister einige gel<ündigt.i;
Hilfiikräftc geholt, damit: die Dienststelle eingerichtet.. 
und diese Dlen!l;tstelle bearbeilet heute die Anträge. 
ZUJSätdicher P ,cr.som1laufw.wd im Wiederaufbaumini
sterium ist mit Ausnahme der im Kündigu,ng,,wer
hältniH ~tehendcn, aber noch w bez':lhlenden Kräfte. 
die . Ich bei: den anderen· Ministcdcn geliehen haoi::. 
nicht z.u verzeichnen. 

Mei11,e n~men und Horrr.n ! kh darf te,i;tstellen, dall 
um;ere Gemetnd,en ent~t'n dr-,n Pro$s~beh-auptungen 
ebenfaH:oi dje Arbeit für die Erhebung der Wohnungs
bat111h~1ü)1" im we.;;entlichen mit dem bisherigen Per
si:ma! g~tät.lgt haben. (Zuruf: Seht· richt.ig!) Alles 
anoorr- i~t Unsinn, was darüber behauptl"t wird. Wir 
alle, die wir an den Dingen beteiligt sind, .sin-d uns 
bewul.1t, daß die Mlttel nicht zum Verwalten <l'3. sind, 
sondel'n da~ sie da sind. damit Wohnungen gebaut 
w~n. Wi:r haben un~e gesamte Arbeit auf diesen 
e<lnen Zweck :eibgestellt. 

Wa;; h<1lben wil' nun gefiirderl? Zu11-ädtH·l. lli1be11- wu
gesagt., Wob.nungen bis zu 3-000 OM wet"den geförder1 . 
und hah~u. von cincr Reihe von Städten und Gemeinden icn Hahmen diesei· Richtlinien schnell;,;ügig die 
Vorlagen ~ommen. kh darf Ihnen z. B. i.agen, d;i.ß 
der 0):>el'bUJ·genne!-'lter de.t: Stadt Koblenz das ihm 
;,;;uständig-e Konilingenl resllu:s v~rurauchL hat., Und, 
.tr\-~:q~ .... P.a~~1, .. und . Hcnen, es wät·e vielleicht gut, 
wenn ,;~eh di:e Kolleginnen und Kollegen heute ein
,rnal .... ~~ ..... ,ba.U;ii;: .. ~tilnde Zeit nehmen würden und 
würden dui,:h die Stadt Koblenz gehen oder fahren, 
ein B~µg~~e~~n. <;las bei einem nur Freude atH<li..i~,:·n 
kann, Ba-ug·eschehen, wie wir es im übrigen L::mde 
auch ~t.\ QeQl>o1chten haben. Als ich vor rund zwei 
Mo~;';en {Jl . der ~aukonfe1-en.z auf dem Rittl:'rsh.ll'z 
feststeUle, ich habe <lie Hoffnung, daß wh· in zwei 
Mo«i.a~t!n . .li:~hw. 1u·oo.it!>.loscn Baufach•arbeit,er mehr 

.haben, sagte. einer meiner bc::;tcn Freunde: ,,Du hast 
zµvi~l.. 8e'lh'~t,!" Der Arbeil:mlini~tt>-t' hat mir eben 
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mitgeteilt, daß praktisch arbeitslose Baufacharbeiter 
nicht mehr vorhanden seien, daß im. Gegenteil in 
einer Reihe von, Baubezirken bereits Baufacharbeiter
mangel sich bemerkbar mache. (Beifall.) Meine Da
men und Herren, ein Erfolg, auf den Sie und wiruns 
freuen können, denn wir liegen damit im Bauwirt
schaftsgeschehen an · der Spitze aller westdeutschen 
Länder. 

Durch die verschiedensten Maßnahmen, einschließ
hch der Wohnungsbauabgabe, werden wir in diesem 
Jahre erstmals das schon früher gestellte Ziel, min
desten·s. 10 000_ .neue.. Wohnungen als effektiven Zu
gang zu haben, erreichen. Bei der Forts.etzung dieser 
Politik wird der Bauerfolg im nächsteri. . Jahre noc:h 
jrößer 'werden. · 

Neben· diesen Maßnahmen, die ich hier kurz erör
tert habe, hat das Land noch andere Mittel aufge
wendet. Wir haben Jn einer Sonderaktion für die 
Stadt Prüm seitens der Landesregierung neben Treu
handmitteln und neben Wohnungsbauabgabemitteln e,!ne 
Sonderhilfe von 500 000, bM aus dem Grenzlandfonds 
bisher geleistet. Ich. darf Ihnen hier sagen, daß die 
Beseitigung d~r Kriegsschäden_ in Prüm, man möchte 
sagen, Cast in einem arne1ikanis.chen Tempo erfolgt 
Ist. Wir haben den größten Teil der .zerstörten Woh
nungen in Pram inzwischen - wieder bewohnbar m'i
chen können. Wir haben in einer Sonderaktion 
,.Gretizlandhilfe" einen zusätzlichen Betrag von 2 Mil
lionen DM aufgebracht .für Häuser, die in Bitburgund 
in anderen Städten der Grenze und der „Rot~n Zone" 
in der Pfalz erstellt worden sind. Darüper hinaus ver
wendet das Land monatlich l'Und 1,5 Millionen DM 
in der Stadt Mainz neben d~ .anderen Baumitteln 
aus Treuhandfonds- und WohnungsbauabgebemiUeln, 
die zum ga:ößten, Teil ebenfalls in den Wohnungsbau 
einfließen. Dieses Bauprogramm, vo~ . d~r Militär
regierung noch kontrolli.ert, würde auch im deutschen 
Interesse noch erfolgreicher scl, wenn wir die 1,5 Mil
lionen DM in Mainz bauwirtschaftlich endlich so ein
.setzen könnten, wde wir es v<:ll:f'den deütschen Dienst.
~tellen aus als richtig betrachten. Aber immerhin ist 
auch in, Mainz ein bau- und wohnungsw.irtschaft1icher 
Erfolg Z!lI verzeichnen, und ich darf dem Herrn Kol- . 
legen Sroieder sagen, daß ,in diesem Jahre erstmalig 
die Bewohner von Bunkern, Aussicht gehabt haben, 
aus den Bunkern herauszukommen und aus Bunkern 
herausgenommen ·worden sind. Die gesamten, Auf
wendungen, die das Land in diesem Jahre für die 
Bauzwecke aufgebrachChat .durch die verschiedensten 
Maßnahmen, erreichen eirten Betrag von rund 50 Mil
lionen DM. 

Meine Damen und Herren! Bei der Finanzlage un
seres Landes .ist dies eine außerordentliche Leistung 
und ich hoffe, daß keine unserer Maß.nahmen solange 
angerüht·t wird, als die Hilfsstellung von dritter 
Seite ndcht gegeben ist. .~ 

Dazu zum Schluß noch ein Wort. Man hat mir bei 
der Debatte um die versch,iedensten Maßnahmen wie
derholt g.esagt, ja es ist. nun bald Sache des Bundes, 
die Sorgen abzunehmen:. Meine Damen und Herren, 
vergessen wir doch eins nicht. Man hat dem Bunde 
ja viel zu kleine Taschen gertlacht, um auf allen Ge- · 
bieten wirksam helfen zu können. Der Herr Aufbau
miniister im Bunde wird sich zuerst größere Taschen 
machen müssen, bevor er uns helfen kann. Und 
dieses größere Taschenmachen wird sein, daß der 
Herr Aufbauminister die Vorschläge der Ländermin1-
l!ier, die in, Hamburg erörtert wurden, akzeptieren 
\Vllrd. Er wird den Wohnungsbau auf eigene Füße 
stellen müssen, indem er ihm eine eigene Finanzie
nmgsgru11dlage erkämpft. Ais wir in Hamburg in der 

Wiederaufbauministerkon!erenz zusammen waren; 
haben dme Herren Kollegen der übtigen Länder die 
verschiedensten bauwirtsdlaftlichen Maßnahmen auch 
in unserem Lande gepriift und man hat mir gesagt. 
daß ,sie die Maßnahmen restlos für richtig erachten. 
Eini_ge Kollegen erklärten, daß sie den gleichen Weg_ 
gehen. Nicht nur das Saargebiet hat seine Wohn- -
raumabgabe, Bayern· hat seine Wohnraumabgabe in 
einer anderen·, m. · E. roheren Form, Süd,vürttemberg
Baden ist jetzt dabei, eine Wohnraumabgabe e:1.nzu
führen, in Nordrhein-Westfalen liegt der Gesetzeseni
wurf vor. alle Wiederaufbauminister sind sich klar. 
daß man Wohnungsbau auf die Dau.er nur wirksam 
betreoi.ben kann, wenn man ihm eine e1gen-e . finan
zielle Grundlage gibt. Und . wenn der Herr Bundes
mfoister am 27. Oktober .. die Vorschläge der Länder
minister entgegennehmen wird, dann wird wahr· 
~cheinlich dieses Problem die erste Debatte auslösen · 
t\nd · wird zu den ersten Vorschlägen gehtSren.· 

Noch ein einziges Wort zu der Frage der Hilfe. Man 
hat uns auch wi~erholt gesagt, mm bekäme ja Mai;
sha.llplangelder. Ich habe seinerzeit meinen Mitarbei
tern gesagt, meine Herren, auf diese Hilfe wollen wh· ~ 
nicht bauen, denn Gelder, üb.er die wir selbst nicht 
verfügen können, die haben wir doch nicht. Es wird 
eine solch lange Diskussion, daß ich erwarte, daß wit· 
mind_estens in diesem Jahr n,ichts damit anfangen. _ 
können. Meine Damen :und Herren! Ich habe recht 
behalten. Aus den Marshallplangeldern haben wir 
für dieses Baujahr nichts zur Ver.fügung, So daß w:!r 
auf die eigenen Anstrengungen angev.1esen sind. bem 
Herrn Kollegen Schieder muß ich sagen, daß Neu
bauwohnungen, die mit (>.fientlichen Mitteln gefö1:de1·t 
werden, nicht der Bewirtschaftung durch die Woh
nungsäml€.r entzogen werden. Wir haben auch h1.:r 
eine Spaltung vorgenommen. Persönlich habe ich in 
den AusschUssen und in der Debatte die Auffassung 
vertreten, daß solche Neubauwohnungen, die mit 
eigenen Mitteln erstellt werden, nicht hernach von 
der Wohnungsbehörde in Bewirtschaftung genommit:\i· ... ...c . -

werden können. Ich kann nämlich dem Manne, der 
mit einem Index von heute noch 250 baut, nicht zu
muten, daß, wenn e1· den Bau fertig hat, ein Bc,3.mt,:i· 
des Wohnungsamtes mit dem Metermaß kommt, 
diesem Mann seinen Wohnraum zuweist und sai::l, 
das übrige beschlagnahme ich zu einem Mietsatz von 
100 Pfg, pro Quadratmeter. Damit würde das private · 
Bauen. ersticken, aber .das private Bauen muß gP.för-
dert werden. Infolgedessen ut11Ser Vorschlag: Neub'.lu
wohnungen, .. die nu1· mit privaten Mitteln erstellt 
werden, s.fnd von der Bewi.rtschaitung herauszuneh-
men. Meine Damen und Herren, dieser Weg ist rich-
tig, wen-n auf de1· anderen Seite die Bewirtschaftung 
des bisherigen Wohnraums fest in der Hand behalten 
wird und der bii.sherige Wohnraum erhöht wird durch 
Förderung von Wohnbau durch die öffentliche Hand. 
Aber das darf ich sagen: Alle Wohnungen, die mit 
den öffentlichen Mitteln gefördert werden, unterliegen 
nach wie vor der Bewirtschaitung. Und ich darf :;chon 
sagen, damit möchte tich abschließen, daß die An-
strengungen, die das Land bauwirtschaftlich gemacht __ _ 
hat, einen bauwirtschaftlichen Erfolg h:iben ei-kennen · 
lassen. Und die Kritiker an der Wohnun.gsbauabgabc 
sollten sich doc:h einmal folgendes überlegen: Stel
gende Arbedtsloslgkeit hedeutet füt· jeden Geschäfts
mann, bedeutet für jeden Landwirt mehr Wohnraum
abgabe indirekter Art, alSI er ·heute direkt zu bezah-
len hat. Und ich habe deshalb die Beschlußfassung --· 
einer Kolpingfamilie in der Pfalz nicht ve1-standen. 
Wer ist denn der erste Nutzru.eßer aus unseren An- ·- · .. 
strengungen? Das ist doch der Schreiner, das· ist . doch 
der Spengler, Installateur, das ist doch der Maurer, 
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das ist doch der Harniwel·ker, und s.ie sollten uns zur 
Seite ket.en und sollten die Dinge fördern und nicht 
hemm.\°n. kh ,glaube, dann werden wir zu dem ZiE:l 
kommen. um die ungeheure Wohnungnnot. allmähltch 
iiberwinden zu können. (Beifa1l.) 

J. Vizepräsident Röhle: . 

Da~ Wo1·t hat det· Abgeordnete Dr. Nowack. (FIJPJ. 

:1. b g. 1) r. N o w a c k : 

'Nil' hRben im A,ugenblick nicht das Glück, d~n 
Herrn Finanzminister im Hause zu haben. Ich müchte 
,nich zu ~einen Ausführungen nur noch g.an.z kul'z 
.iußern. Icil habe ja auch vorhin von der ursprünglich · · 
: om Ältenstcnrat besch!o.;;;enen, nur fünfminUtlgen 
Redezeit. R J,;; ~inz,i.ger Gebrauch gemacht. kh habe dem 
Herrn Finanzminister n.icht den Vorwurf gemacht, 
daß für d.ie Werbung der Anleihe nichts geschehen 
1st, sondern ich habe gesagt, ich hätt.e erwartet, daß · 
t.::!' hier vor dem Hause und von hier aus ,sich noch 
Pinmal warm für diese Anleihe eingesetzt hätte. 

Im übrigen zu diesem Punkt und .aud1 zu dem an
<l~·ren ül)er das Ergebn-is der WohnbauanleLhe ist: fol
gendes zu sagen: Dei· Herr Finanzminister hat von 
einer Anrempelung gesprochen. kh wollte ihn nicht 
nnrempeln, wenn er es so nimmt, kann icl\ nichts 
dar,an ändern und, habe nichts dagegen eim:uwen
den. Aber bei wem Liegt denn die Schuld, . wenn die 
Öf!ent.!iclikeit nichl w1terrkhtet wird." Sind wir denn 
ulle nur dazu da, den Finanzminister oder irgendein 
,,n<ierei- Mitglied der Regierung mit der Unzahl von 
Fragen zu bestürmen, oder ist es nicht so, daß grund
"ätzlich von seiten de1· Behörden oder Regierung.s
stell.en eine gewisse Unterrichtung der Öffentlichkeit 
Prfol.gen "°llte. Da~ Beamtengesetz, das die Amerika
ner der amerikanischen Zone auferlegt habeu, haL 
einen ,;ehr guten Punkt, den ich hundertprozentig 
1mterschreibe, der allerdings im völligen Gegensatz 
fü dem steht, was bei un:,; im Lande üo1ich ist näm
lich jenem Punkt, der jeden Beamten verpflicht~t, aur 
Anfragen von seiten der Presse von s,ich aus· elne 
l·nt.:iprechcnde Erklärung und· Antwort zu geb.:n. 
Wenn m1->n nämlich dieses Verfah1·eu einhält, dann, 
.ndne Damen und Herren, wird die ÖffenUiC'hkcit 
,·,chtig unterrichtet. Es ist sehr bi1lig, immer wieder 
der Pres~e den Vorwurf zu machen, sie unterrichte 
falsch. Ja. wo bekommt denn ein Journallist dnc
Aul<kunft. die richtig zu verwenden ist? Nur au.t: der 
P1·€.ssekonferenz und nur aus dem Pressedienst, d1:n 
nie Landesregierung gibt, meine Damen und Hel'te11, 
'.c:.;en Sie die Dinge einmal richtig durch und dann 
.~tcllen Sie einmal fest, was dann für Fragen für Sie 
'lm: dies<:>n Veröffentlichungen auftauchen. Da werd . '1. 

•1 /im!id> mdt Worten die Dinge mehr verborgen al<i 
el'läut€'r1.. Daß dann die Jou1·naln.sten zu faLschtn 
:-;chlüssen kommen, das kann man nun nicht r-ec;tlo~ 
,1uf ihr Schuld:kon·to schreiben, sondern dr. sollte duch 
mal die amtliche öffentliche Information sid1 ein 
wwig an die Brust. schlagen. (Zuruf: Sie sollen Rüdc
l'rage hllilten!) 

.Ja. Rückfrage. das ist ja dii-e KeI"nfrage,, soll di<:> 
Presse denn nur daue1·nd fragen, oder be·steht aicllt 
für d-ie Regierungsste1len und für die beamteten Mi
nister eine Pflicht de!' laufenden Unterrii.hh.t.nf,. kh 
habe das gestern ja au<:h dem Herrn Mini~te1·priist
denten ges,agL Es ,i,sl sehr schön, wenn man in a'~e>:
Stille und hinter verschlossenen, gepolsterten Tüt',)ll · 
Beschlüsse faßt. abct· es ist doch vielleicht :,.vec:k
mäßig, um ta1sche Schlüsse zu vermeide.,, z1.:. d~nen 
die ÖffentlichkeH kommen muß, weil s•E· nidlts höt't 
,)der erfährt. einmal etwas zu verrat~n \ on dem, 
"-""~ m~n plant oder in At'btil hat oder vorbereltt>i. 

1. Vl'f'. .. e .~r.~6ident Höhle : 
Das Wort. !tat. ·der· Herr Staal,~,cekrNli1· ~d11ni it. 

Staat~:,ekretär Scr,midt 

. Mdne Datt1en und Herren! Ich m:_.,.-,,t ·0 dem Herrn 
Kolkgen Nowack sagen. daß, wenn icb dnm-11 ~o 
saien · w:H. · 'das :gespannte Verh~:1-li • zwischen Prc,;e 

„ und· ··Landesregierung mindestens "!irJ.C! Angcle.:i:en)leit 
ist, die beidE:r.seitig einmal zu prüfen \vät·e. kh habe 
lmrner Wert darauf· gelegt. mH. der Presse im engsten 
Kontakt zu stehen. Aber was :sagen S~e nun, we1m 
ich Ihnen folgendes· mittei-le: Eine gmße Zeitung un
set'611 .,.Landes . hatte l;)enichtet, aus dem Treuhandfonds 
sind bisher nu1· 1,5 Millionen, DM -ausgewiesen wot·-

. den, Sctrl.'es'Wig-HoLsteln hat 17 Millionen D-M auf
geb'l•a<!ht. Ich habe daraufhin die Pres!i~ angerufen 
und hab? sie gebeten, es zu bel'ir.:htigcn und habe ihr 
unsern Zahlen, genannt. Die Presse versprach, die 

. BerlchHgung in den nächsten Tagen zu brin,gen, aber 
schelri,bar wollte ste vermeiden. ihre-n Le~ern mih:u
teilen. etwas Falsclles gel>racht 7.U haben und e~ 
unterblieb, . (,Zµr,uf.e: Hört, hört!J In einer Reihe an
derer Dinge haben wir ähnliche Erfahrungen ge
macllt und es ist ',1,jl·k.lich notwendig, daß wir 4n 
wh:isdrnftUchen- Fragen der Liebe :zur Wahrheit vor 
der L~!ä:be zur Sensationsmacherei den Vorrang ~eben . 
(Zurufe: !whr richtig!) 

l. Viiteprä •sldent Röhle: 

Wortmeldungen liegen nicht mehr vor, ich tiChließe 
die Bes~ung. 'Wir kommen zur Abstimmung. kh 
!assoe zunächst über den weitestgehenden Antrag der 
FDP a-bsthnmen, die das Gesetz über dJe Erhel>ung 
einer Wohnungsbauabgabe aufgehoben wissen wiH. 
Wer dlei!tem Antrag rusUmmen will, bitte ich. die 
Hand ·,:u erheben·. 

Das Wort hat -der Abgeordnete Dr. Zimmet·. 

.Ab 6• D r."'Z i m m: e r : 
Ich möchte bitten, daß die FDP einen formellen 

Antrag :i!tel)t zu i~I"~tn Antrag über die padamenta
rlsche Behandlung. E1> ist irn Ältoest,enrat nichts 
darllbE't- g~prochen worden. 

Abg. Dr. Nowack: 

Ich bitte, den Antrag dem AusschuU zu überwci,;en. 
Wle e11 .hei den übrigen Anträgen audl: geschehen, ist. 

1. Viz·epräl!l'.ident Röhle : 

Also, das Hohe Haus i~t damit elnverstanden. daß 
dies«' 'Antrag dem Au~!!dl.uß mit üb~1·wiesen wird. 

(Zuruf Abg. Bögler, SPD: Da;i .ist nicht möglich, 
weil .. ~le dr.itte Beratung auf der Tagesordnun-g steht.) 

1. V i z. e p r ä ,s i d e n t R ö h l e : 
Wit $lnd jetzt 'bei der z.weite 2. Beratung. kh habe 

ia vorgesdllagen, daß v.'ir darüber ab~timmen. Hen 
Dr. Nowack . 

Abg. Or . . Nowack : 

· ''Fs· handelt. Mch hier um zwei ganz verschdedene 
Dln.ge, und zwar das Ges.etz über die Steuerfreiheit 
det V,ohnuni;isbauanledhe. Darüber müssen wir in 
zwei.tel" · tti'i.d drit1er Beratung abstimmen Das andere 
s!.nd_ Zusat7.an1:räge, df.e, .-t.wn!'I zwangeläufig an dieses 
~tz angehängt worden sind, und diese Zwangs
Ul.üftgkef.t" il!:t hervorgerufffl worde,n durch den An
trag der CDU, der mit diel!Mn Gesetz au<'h die Woh
nungsbauabgabe verknüpft. 

' ,,,,, , , , u',,;, •' ,, 
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1. Vize prä s i den t R ö h l e : 

Herr Kollege Dr. Nowack, ich habe die Sach.e klar 
und deutlich herausgestellt und wollte d!arilber ab
stimmen und in der zweiten Beratung muß dieser 
Antrag behandelt werden, Ich lasse dariiber abstim
men, ob ... 

A bg. Z i egl er (CDU); 

Die zweite Sache hat mit der Wohnurrgsbauanleihe 
gar nichts zu tun. Das · eine betrifft die Wohnungs::
bauanleihe und das andere d~e Wohnungsbauabgabe. 

. 
1. V i z e p r ä s f d e n t R ö h l e : 
, Es ist do.ch hier nur die Rede .von del:' Wohnungs-. 

bauabgabe, also darüber wird abgestimmt. Ein an
derel· Antrag liegt ja. gar nlicht vor. 

Der Abgeordnete D1·. Zimmer {CDU). 

A b g. D r. Z i mm er : 

Ich bi~t~, wie es auch im S>inne des Ältestenrates 
vorgesehen war, zunächst abstimmen zu lassen zu de1· 
Wohnungsbauanleihe. Wenn die Abstimmung dann 
Z1l Ende ist, bitte ich die Zusafaanträge zur Abstim
mung zu btingen, . auch den Antrag det" FPD, darüber 
abstimmen zu la·ssen, ob der dem A1.1ss<:huß über
haupt. üb<:t·wies.en werden ,soll. 

1. VizepräsiderH Röhle; 

Das wäre dann der .Antrag Drucksache Nr. II/1240. 
Dc>r Abgeordnete Feller (KPD). · 

A b g, f e l l e r : 

Meine Damen und Herren! Auch bei der Beratung 
dieser Frage wurde dle Wohnraumabgabe in den 
Mittelpunkt gestellt. Es gehört also unmittelbat· zur 
Ta,~so,rdnung, und wir versteh.en nicht, warum jetzt 
die FDP dhren eigenen, weitestgehenden Antrag fa11en 
bzw. ver-schieben lasseh will. Wir haben wiederholt 
e1nen Antrag aur Aufhebung der Wohnr.aumsteuer 
gestellt •und bitten daher, diesen - weitestgehenden 
Antrag jetzt zur Abstimmung zu stellen. 

l. Vizepräsident Röhle: 

Zm· Geschäftsordnung hat das Wort der Abgeord
nete Dr. Boden. 

A b g, D r. B o d e n : 

Meine Damen und Herren! Ich muß den Ausfüh
rungen des Hen-n Kollegen Feiler' widersprechen. Die 
Tagesordnung lautet wörtlich: 2. und 3. Beratun,g 
eines Landesgesetzes. Nur diese·s Landesgesetz über 
die Wohnungsbauanleihe hat eine zweite und dritte 
Beratung nötig. Diese zweite und dritte Beratung 
bitte ich den, Herrn Präsidenten zunächst zur Ab
stimmung zu .stellen. Dann kommen id!ie als Zusatz
anträge im Sinne der Geschäftsordnung aufzufässen
den verschiedenen Anträge, die nicht zur Wohnungs
bauarulelhe, sondern zur Wohnungsbauabgabe gehören. 

l. Vizepräsident Röhle : 

HetT Abgeordneter Felier. 

A b g, F e 11 e r : 
Ich möchte nur !estst~llen, daß wlr uns- nicht 

widerspt"echen in dem Fall, sondern daß es sich nur 
um die Reihenfolge handelt, Wfr unterscheiden. daß 
es sich , um das Gese~ zur Wohnungsbauanleihe.' han~ 
delt, dann a.bel' über den weitergehenden Antrag auf 
Aufhebung der Wohnraumsteuer abgestimmt wird. 

I. Vizepräsident Röhle: 

Ich lasse nunmehr abstimmen über den Antrag 
II/12:20 und II'l240, und zwar runächst über .... 

Abg. Hermans (CDU); 

Nur II/1220, das ist die Regierungsvorlage, da;,u 
kommen doch die Ändenmgsvorscllläge. 

l. Vizepräsident Röhle; 

Also II /1220.-. Das ist die Regierungsvot"lage; dazu 
kommen noch die Anderungsvoi;sch:läge. (Zurufo: 
Nein, das sind keine Änderungsvorschläge.) Also, · wir 
kommen zur Abstimmung über die Regiemn,~svor
Iage II/1220, und zwar in zweiter Beratung. Ich rufe 
auf die §§ 1, 2 und 3, Einleitun,g und Überschrift. Wer 
dem zustimmen will, den bitte 1ch, die rechte Hand 
zu erheben. Ich bitte um die Gegenprobe . . Wer hat 
sich .enthalten? Bei 5 Stimmenthaltungen der KPD 
angenommen. 

Ich eröffnet nunmehr die dritte Beratüng und rufe 
auf die §§ 1, 2 und 3, Überschrift und Unters<:h1ift. 
Wer damit einverstanden ist, den bUte ich, sich vom 
Platze zu erheben, Danke schön! Ich bitte um die 
Gegenprobe. Wer hat sich enthalten? 5 Stimmen 
der KPD. Damit ist das Gesetz angenonmmen. 

Jetzt kommen no<:h dle Anträge II/124-0 und der 
der FDP. Zunächst lass.e. kh. über den Antrag· II 11240 
abstimmen. Wer dem zustimmen will • •. (Staats
sekretär Schmidt meldet ,sich.) Hen· Staatssekretfü·. 

Staatssekretär Schmidt: 

Meine Damen und Herren1 Es handelt i:;ich um,einen 
Antrag, der zunächst im Ausschuß beraten werden 
muß. Man kann diesen Antrag nicht so ohne weiteres 
annehmen. Es handelt sich um finanz-technische 
Fragen, die damit verbunden &ind. Ich bitte daher 
die Antragsteller, die Ausschußberatung zu bean
tragen. 

1. Vizepräsident RBhle: 

Wird dem Vorschlag des Herrn Staatssekretärs 
Schmidt widersprochen? 

Dr. Zimmer: 

Wir beantragen Oberweisung dieses Entschließungs
antrages an die zuständigen Ausschüsse, also Haus
halts- und F:i~anzausschuß und gegebenen!alis auch 
Wi ederaufbaua usscli.uß. 

1. Vizepräsldent Röhle: 

Dazu würde auch der Antra.g gehören, den dte· 
KPD gestellt hat mit dem Schlußsatz: Und b is dahin 
die Erhebung der Wohnungsbauabgabe auszusetzer;t.·-- ·· 
(Zuruf: Nein, ich möchte bitten, getrennt darüber ab
stimmen zu lassen.) 

S t a a t s sek 1· e .t ä r S c h m i d t : 
Im Gegensatz zu meinem er,st~n Vorschlag bitte i<:h 

nun, den Antrag der KPD abzulehnen, denn die Über
weisung an ·den Ausschuß würde die künstliche . Ver-' 
W'i.rrung, die man draußen geschaffen hat. nur noch 
steigern. 

l. Vizepräsident Röhle: 

D.ann lasse ich darüber abstimmen. Wer dem Zu
satzantrag der KPD, der laut.et : 

,,Der Landtag wolle beschließen: Dem Antrag · 
II 1240 wird folgendet· Passus angefügt: ,,Und bis 
dahin die Erhebung der Wohnraumabgabe au.sge
gesetzt wird." 

..... 
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w:<tirn„w,n will, den billte <ich um Erhe-bung de.t' 1·,ech
ten Hand. kh bitt,e um die Gegenprobe. Das letz.tere 
i,;t die g1·oße Majorit.iit. Der Antrag ist abgelehnt. 

Wil· kommen min zu der .Ab!;timmung über den 
Antrag U/1240. Wer für die überwei•sun,g an den 
Ausschuß ist, bitte ich wn Erhebung der rechten 
Hand. Idt bitte u.m die Gegenprobe, Wer enthält sich? 
F.instimmig angenommen. 

Dann liegt noch der Antl-.ag dei. Abgeordnet~n Dr. 
Nowack vor. Sol'l darüber abgestimmt werden? (Zu
rufe: ja!) Also, Herr Dr. Nowack hat !ü1· die FDP 
beantragt. dall Ge...o::et2 aufzuheben. 

Wer dem zustimmen will, den bitte ich, die 1o.echle 
Hand zu erheben. Ich bitte um die Gegenprobe. Das 
letztere ist die große Majorität, der Antrag ist ab-
11:clehnt. 

Damit ist der Punkt der Tagesordnung erledigt. 

Da beim näch,sten Punkt der T~ewrdn'llng -eine 
Redezeit von 15 Min11.1ten vor.gesehen ist für jede 
Fraktion, schlage ich jetzt vol', die Mittagspause ein
treten zu lassen. Wiederbeginn um 13.4:'i Uhr. 

Abg. Dl'. Boden: 

Es besteht noch die Notwendigkeit auf Grund dei. 
letzten Punktes unseres Tagesordnun,g, den Haus
halts- und Finan,zausschuß nochmals zusamm.enzu
be11.1f~ , kh würde- bitten, daß er um 13.45 Uhr zu
sammentritt und das Plenum um 14 wieder beginnt. 

l. Vizepräsident Röhle: 

Also, der Haushalts- und Finaru:au65Chuß tritt um 
13.45 Uhr und das Plenum um 14 Uhr wleder zu
!"ammen. 

Die Sit~ung ist vertagt. 

Ende der Sitzung um 12.37 Ulu. 

Beg,nn: 14.15 Uhr. 

P,äsident: 
Meine Damen und Het·r,en ! Die Sitzung ist wieder 

eröffnet. (Abg. &:bieder; Zur Geschäftsordnung.) Ehe 
w.ir in die Tagesordnung eintreten, darf ich dlie Be
rich~r;;t0trer und die Parteil'edner bitten, s1ch ln der 
Redezc-it äußernte Beschränkung aufzuerlegen, damit 
wir wenigstens ,heute noch unsere Ta,g-esordmmg oro
nung;;mäßig abwickeln kön:ne'll, 

Zur GE-schäft.,,H.,~-mmg· hat das Wort der ,l\b,geord
nete Schieder. 

A 1.) g. S c .h .i e d e l' : 

Meine Damen und Henen! Namen,,; meine1· P1:1rtei 
und gleichzeitig als Mitglied des Präsidiums et·ktäre 
ich. im Interesse der Reinhaltung des polltischen Le
b('n~ und zur Wahrung der Wüt'lie des Landtages 
erwart.et die Kommunistische Partei, daß der .i\bge
ordn.ete Paul Röhle das Eh1·enamt eines Vizepräsi
dcntt:n de,; [,andtages von Rheinland-Pf-elz nieder
lie.e:t , .. 

Prä~ i den t - unkrbl'e..,h~nd 

Hert' Abgeordneter Schiede1·, einen Moment billt:! 
Oas· gehört. zwar nicht :.:Ul' Geschäf~ordnu·l1Jl:, .icll 

\Viil Sie a~i' ,dii,- Erklärung weiter voriesen lai.s~n. 

A b g. Sr hie de l' (fo1·tfahrend): 

bis die über die Rundfunksender und die Pre:.:le 
gegen dl:n Ab~rdneten Röhle erhobenen schwer-

wiegenden Vo.rwür!e geklärt slnd. Es ist die Aufgabe 
eines wahren demokratischen Parlamentes, das An
sehen und die sauberkeit des Landtages wahnuneh
men. Wir erwal'ten, falls det· Abgeo1·dnete Röhle von 
:sich aus nicht i;ielbst entsprechende Konsequenien 
zieht, dqi,ß 13a-s Hmts be-schließl, die Funktion des Ab
geordneten Röhle al;; V!zeprä~ident l'Uhen zu lassen. 
Ich selbst erkläre, daß ich mit ausdrücklicher 7.u,;tim
mung meinet· Partei meine Mitarbeit inn-erhalb des 
Präsidlums des Landtages sofort ei,nstellen werde, bis 
der Fall Röhle geklärt ist. 

PräsJdent : 
Ich habe schon gesagt, es gehört zwar· nit•ht r.ut· 

~chätts6rdnu.ng, atier es war eine per!lön,Jiche Er
klärung, wie wir ll!U·S den Ausführungen entnomimE>n 
haben, 

Der Landtag hat !!i<.t11 be~its in seine1· Sitzung vom 
24. August mft den, gleichen Anschuldigi.mg~, die in 
den AuRführungein, des AbgeOTdneten Schied.er gegen
über qem Abgeordi!'teten Röhlie enthailten waren, be
schäftigt. Der I.andtag hat mdt überwiegender Meht'
helt am 24, August 1949 den Antrag auf Aufhebung 
der ImmuniWt abgelehnt. Meine Damen und Herren, 
ich glaube, daß idi mit d-er überwiegenden Mehrheit 
des Hftuses einer Melnung bin, daß wlr als Landtag 
vorerst nichts zu unternehmen haben; lnsoosondere 
nachdem mh" der Abgeordnete Röhle erklärt hat, daß 
er gegen die- Verbre.lte1· difeser Verleumdungen Strat
anirag gestellt hat. (Sehr richtig!) Nach einer mir zu
gegangenen Mitteilung .sollte gegen eine t>instweilige 
Verfügung, die der Abgeordnete Höhle erw,irkt hatte, 
in der~lben Angelegenheit: ein Termin am 16. Sep
tember vor dem zuständigen Strafrichter stattfinden 

Auf ,P.ntr~g d~x: Be}clagten, ailso d-et· VertrE;.ter 'der 
Kommunistischen Partei. ist dieser Termin auf den 
7. Oktober. also auf morgen, verschoben worden. Wie 
mir jetzt ri'i:ltgefent \\"tlrde, ist ein erneuter Antrag 
der &aklagten gestellt· worden, diesen, Termin von 
morgen wiederum zu verschieben. (Zurufe: Hört. 
hört!) Ich glaube, wir haben vor.erst keine Verianlas
sun.g, in der Sache etwas zu tun. bis der Stl'africhter 
seine F:nt!!Cheldung getroffen hat. 

Abi, Feiler: 
Ich bitte um~ Wot-t. 

Präsident: 
Ich glaube, wir milssen jetzt diese De!Jat\e, !!b

brechen. S1e hab~n die Erkläl'ung abgegeben·. Ich 
glaube · tm Auftra.g des Hauses erwidern :r.u dürfen, 
daß e"t jet~t. ~enügt; denn wl, müssen jelzl in die 
Tagesc,rdnung eintreten. Ich bitte noch einmal, sich 
äußerste Beschränkung aufzuerlegen, und zwar g,ilt 
das :fill' die ~ichterstatter und die Parteirednel', 
damit wir 1.msere, Arbeit ordnung,i;.gl"miiß aib,vickeln 
könn~n. 

Icl\ rufo auf den Punkt 2 der Tage:;ordnung: 
Zwelte und drUte Beratung eines Landesgesetzes 
aber Unterbaltsbeitrlige für die ehemaligen Beruf11~ 
aoldaten. c»rucksache D /894.) Berichterstattung: 
Hauptausschuß. - Drucksache 11 ,120'l'. - .Berichterstat
tung: Haushalts- und Finanzaussl'lluß (Drurasal'he 
Jl/}%3:l;), Bet'ichtenitaH~r· ist der Abgeordnete Dauber. 

Ab g. Da u.J:1 er : 
M,elne Damen und Herren! Die Vorlage über die 

Gewä':lrung von Unterbalt:,b(!i träg"en an e-hem:,i,lige 
Beruf!li;oldaten datiert bereiLI! vom 8. März. Bekr,r.nt
lich hat man die Vorlage damats zurückgeste!H·, wt"il 
über da!> Ges(ltz füt· die Wiedergulm3chung ;,.11vor 
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befu~den" werden sollte. In neun Ländern des Bundes 
!st inzwiEchen eine ähnliche bzw. gleichartige Rege- -
lung, wie -s.ie das jetzt vorliegende Gesetz b7.w. der 
Gesetzentwurf vol'sieht, getroffen worden. Die Vor
lage, ist nunmehr im Hauptausschuß und im Haus
halts- und Finanzausschuß beraten_ worden. N'<ich dem 
§ 6 des Gesetzes werden Unterh:altsbeiträge obnie An
erkennung einer Rechtsverpfl.ichtung .und auf jeder
zeitigen Widerruf gewährt. Im § 6 sind die Beträge _ 
gest-af:felt verzeichnet für Verheiratete, Unve1·heira
tete, Witwen, Vollwaisen und Halbv.naisen. Der 
Höchstbetrag mit 160 D:rv,: ~'St uns vorgeschrieben, wle 
es in der Begründung gesagt ist . . 

Der Hauptau.sschuß hat geg,J.aubt, dem § 5 einen 
- Absatz hinzu~ügen zu müssen, wie Sie ihn in der 
Vorlage II/12017 finden, und zwar soll in diesem zu
sätzlichen Antrag gesiagt werden, daß neben den Un
terhaltsbeiträgen Kinderzuschläge nach den Bestim
mungen des Beamtenbesoldungsgesetzes bewilligt 
werden· sollen .. Der Hauptausschuß hat außerdem eine 
Neufassung des § 10 vorgesenen, und zwar ist diese 
Ändemn-g wiedergegeben in der Drucksache lI/1207. 
Ober~ den ges1:tmlen A;ui;wa.nd, dei;- bei Annahme des 
Gesetzes für das Land .• entstehen. _wird, Hegen noch 
keine Zahlen vor, weil es, wie ung in;i Ausschuß ge~ 
~gt wurde, an den nötigen Unterlagen fehlt. 

Im Haushalts- und Finanmusschuß wurde, wa~. 
den § 2 angeht, der Antrag eingebracht, in Anpassung 
an die Sozialgesetze die Erwerbsunfähigkeit, die in 
dem Entwurf mit 66%!1 v. _H. angegeben ist, auf 
50 v. H. in dem Gesetz festzulegen. WJ.d di.e _Alters
grenze nicht, wie im Entwurf vorgesehen, mit 65 .fah
ren, sondern mit 60 J.ahren an~nehmen. . 

Weiter hat der Haushalts-. und Finanzausschuß eine 
Änderung vorgesehen in § 2 Abs. 2 b, und zwar soll _ 
dort hipter dem Wort .,odei·" eingefügt werden „min
destens". Die vom Haushalts- und F:inanzausschuß 
v-0rgeschlagenen Änderungen ergeben sich aus der 
Drucksache XIll233. Um keine Unklarheit aufkommen 
zu lassen, möchte ich noch hinzufügen, daß das W:oi·t 
,,mindestens" in der vorhin erwähnten zweiten Zeile 
nicht nach dem ersten Wort „oder", sondern nach dem 
zweiten Wort „oder" einzufügen ist. Es muß also 
heißen: Unter B Jahren oder mindestens ein .Kind. 
Sonstige Änderungen sind in den Ausschüss~n nicht 
beschlossen worden. lm Haushalts- und Finanzaus
schuß wurde der Wunsch geäußert, daß das Gesetz 
mclglichst sctmell zur Verabschiedung kommen möge, 
weil die Vorlage schon vom März dieses Jahres da
tiert. Die Ausschüsse em,pfehlen die Annahme des 
Gesetzes. 

Präsident: 
Meine Damen und Herren! Nach der Berichterstat

tung rufe ich auf die §§ 1 bis 011, Einieitun-g und Über
schrift. Ich ei·öifne die Aussprache, Ich habe noch zu 
bemerken, daß der Aussprache zugrunde Üegt neben 
den von dem Berichterstatter genannten Drucksachen 
der Änderungsantrag der Drucksache II/1252- und der 
Entschließungsantrag der Fraktlon der SPD, der 
Ihnen unter Drucksache 11/1248 zugegangen ist. 

D.er Ältestenrat schlägt Ihnen vor, rur die Be
ratung di~es Gesetzes eine Redezeit von 15 Minuten 
für jede Partei 1bzw. für die fraktfonslosen Abgeord
neten vorzusehen. Widersprucl:t dagegen erhebt ,sich 
nicht. Die Redezeiti -!>raucht natürlich . nii.cht aUJSge
schöpft zu werden. Als erste-- Redner hat das Wort 
der Abgeordnete Dr. Llcq.tenberger von der CDU. 

Abg. Dl'. Lichtenberger: ·· 
Meine sehr verehrten Damen · urid Hen·en! Nach 

Jah1·en der Sorge und bitteren Not warten in u-nse
rem Lande Rheinland-Pfalz einige hundert arbeits-

unfähige. und alte Soldaten der früheren Wehrmacht 
auf das Ergebnis dieser Verhandlung. Für viele dieser ·~ 
früheren Soldaten der Wehrmacht dst es allerdings 
schon zu spät. Vor einiger Zeit ging ·durch die Zei
tungen eine Notiz, wonach im Regierungsbezirk Lüne
burg ,in der Zeit vom Juli bis Oktobe1· 1948 43 ehe
malige deutsche Offiziere Selbstmord aus wirtschaft
Iicher Not begangen haben. Die Zahlen für Nord
Württemberg fijr dieselben paar Monate sind 35. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wer 
bisher dieses Problem noch nicht erkannt haben 
sollte, den müssen diese Zahlen wachrütteln. Hier 
muß unbedingt etwas geschehen.! Und die einzig zu
ständige Stelle sind wir, die Abg_eordneten des Land
tages. Wir müssen hier helfen, und zwar so rasch. wi~-
mög.lich. (Widerspruch bei der KPD.) Bisher war uns 

· der Weg zur Hilfe v_ersperrt. Zunächst hatten die Be
satzungsmächte jede Hilfe für diese alten Soldaten 
der deut:schen Wehrmacht untersagt. Der Weg ist aber 
jetzt frei. D!e Besatzungsmächte sind damit einver
standen. daß wir hier helfen. Nach Al·tikel 131 der _ 
Bundesverfassung haben die Länder die Möglichkeit, 
schon jetzt hier helfend einzugreifen. Der Herr Be-. 
ricb.terstatter hat uns mitgeteilt, daß von den 11 Läri- ~
dern der Westzonen bereits 9 helfend eingegriffen 
haben. Wir müssen uns beeilen, daß das Land Rhein
land-Pfalz, das sonst in vieler Hinsicht vorbildlich 
ist in der sozialen Gesetzgebung, rulcht. das allerle~te 
Land dieser westdeutschen Länder ist (Abg. Feiler: 
Vielleicht auch die l{r.iegerwitwen u.'nd Waisenl) Ich 
weiß, man wird hier einwenden: Da kommen jetzt 
die Pensionen für MiHtaristen. 

· Meine -sehr verehrten Damen und Herrenl So be.
quem und so einfach dürfen wlr uns die· Frage nicht 
machen. Die Sache ist viel zu verwickelt und viel zu 
verantwortungsvoll, als daß man mit einer bequemen 
und leichten Handbewegung und mjt einem Schlag
wort über diese Angelegenheit hinweggehen könnte. _ . 
(Abg. Feiler: . Hitler-Generale.) ,,Pensionen fü1· Mili
taristen" ist ein törichtes Schlagwo1·t, und man kann 
es bezüglich dieser alten Soldaten der Wehrmacht 
nicht anwenden ... (Abg. Feller: Hitler-Offiziere. . 
Unruhe bei den Kommunisten.), die zum Teil· in 
zwanz1g-, dreißig- und v1erzigjähriger Dienstzeit 
(Weite1·e Unruhe bei den K~munisten,) 

Präsident: 
Herr Abgeordneter Feiler, Sie kommen gleich 

dran! 

A b g. D r. L i c h t e n b e r g e 1· (fortfahrend}: 
. ... treu und redlich -ih1·en Verpflichtungen gedient 
haben. So einfach können wir uns diese Sachei nichl 
vom Halse schaffen. Wir müssen hier helfen, und das 
werden wir auch tun! 

Es fragt sich zunächst, wem wollen und wem m-Us
.sen wir helfen. In Frage kommen nicht nur die Offi
ziere, wie es vielleicl:it in der Presse leichtfe1·tiger
weise hingestellt wird, sondern in Frage kommen 
alle . die, die unserer Hilfe bedürfen, nämlich alle 
Bernfäsoldaten der alten Wehrmacht, so·wie sie fol
gende Bedingungen erfüllen. (Abg. Feller: Alte Wehr-
macht!) Dazu kommen die Wehrmachtbeamten, soweit 
sie noch keinen Unterhali erhalten, und die Witwen 
und Waisen der gefallenen deutschen Berufssoldaten. _ 
Die bekommen aber nicht ohne weiteres etwas, son
dern nur, wenn folgende Bedingungen erfüllt sind; 

Zehnjährige Dienstzei t. Diese Soldaten müssen 
a~-so vor 1935 in die Wehrmacht eingetreten sein. 
Die meisten, denen unsere Hilfe zuteil werden 
wird, sind v.ra.hrscheinlich schon früher, zum gro
ßen Teil schon vor 1933 eingetreten. Ich darf Ih
nen versichel'n, unter denen. die d1ingend auf die 
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Hilfe warten. befinden sich auch Witwen und 
Waisen v<'n Soldaten. von Offizieren, die bereits 
1914, vor über dreißig Jahren, aus dem Dienst 
ausgeschieden sind, al!<o in, einer Zeit ausigeS<:hie
den i-ind, wo nrnn von einem Nazismus überhaupt 
nnC'h keine Ahnun•g hatte. 
Voraus~eb:1Jng ist auße1· der zehnjährigen Dienst
zeit aber noch. daß diese Soldaten oder HinLer
bliebenl:' von Soldaten, der Hilfe dringend bedür
fen. Sie el'halt:en nur dann die bescheidene Un
terstützung, wenn. sie erh1:l>lich erwerb~bt:::>clu·thllci 
,,;ind oder ein Alte!' von 60 .Jahren errecht h<l.b~n, 

Zu der Erwerb~be!;chr·änkung, die zunächst auf .:l.Wel 
Drit~l festgesetzt war, jetzt aber auf 50 v. H. ermä
ßigt wurde, möthlt: k.h sagen, daß diese Ermäßigung 
den übrig~n Sozialgesetzen entspricht, und es ist nicht 
einzusehen; weshalb man hier für einen· bestimmten 
Stand eint> Ausnahme zu dessen Un~nsten machen 
,;oll. Dasselbe gilt fü1· die Bestimmung der Alters
>\l'enze. Wer als a,iter Soldat 60 Jahre alt gev.•01·den 
ist. hat nach dem Entwurf Anspruch auf diese be
-:cheidene Versorgun,g. Ein früherer Angehöriger d,er 
deutschen Wehrmacht hat es in den .Ja!hren seit 1945, 
audi wenn er erst 50 Jahre, auch wenn er evst 55 
,Jahre alt sein, sollte, außerordentlich ;schwer. Wir 
wissen <11le, wenn ein solche1· Soldat, sei er Unter
offiziel' oder sei er auch Offizier, an die Tü.r einei; 
Arbeitgeber,; gepocht hat, sie wurde ihm oft zuge-
6chlagen. man wollte keine alten Soldaten und man. 
wollte vor allem keine alten Offiziere. Hinzu komm.i, 
daß die Soldaten auch oCL wll'klich verbraucht wat·en 
!liit 55 oder 58 Jahren. Aus diesem Grunde ist die 
Herabsetzung der Grenze auf 60 Jahre dring,end ge
;)otf'n F,~ erhebt sich die Frage, ob diese von uns 
oieal:>.sü.:htigte Regelung ülie1·haupt ge1·echt it;t. Kann 
man es vei·antworten, oder muß man es tun, den Sol
daten. die i.on~t kt-ine Arbeit mehr finden können, 
-die ,alt oder erwerbtlunfähig sind, den So1daten eine 
Unter:-tützung.sbeihil-fe z.u ge-vvähren. Meine Damen 
und H::-rren! Es ist nach dem Zusammenbr.uch viel 
~e~chimpft worden übet· das Soldatentum. Soldat i.eiu 
an ~ich kann keine Schande sein, - auch nicht in 
Deut~ch!and! Wir sehen. daß die anderen Völker alle 
Sold..itentum hahen, sie ehren und achten ihre Sol
daten und dao;selbe müssen wir auch in Deutschland 
tun. Wer in Deutoctii.and ein anständiger' Soldat ge
wesen ist. der hat. iauch heutt! bei .uns noch Anspruch 
d,mi,uf. geachtet zu werden. Soldat sein an sich u;t 
kl'ine Schande und kann niemals ,eine sein, .solange 
Soldaten nötig ·sind. Soldaten sind nötig, solomge noct1 
irgendwo in ,Eumpa und der Wt!lt die Gefahr einet< 
Krieges droht die Gefahr (Zuruf Abg. Feller: Wenn 
s ie i:kh freiwiHig melden!). daß ein Volk überrannt 
und vel'sklavt wird. Aus dem Grunde müssen wir 
leider noch Soldaten haben und solang-e kann ei. 
keine Schande sein. lZuruf Abg. Fell-er: Sie werden 
Gefreiter in der neuen amerikan,ischen Armeei Da"' 
ist une1·hfüt. das ii::t eine Kriegshet;,:e!) 

Präsident.: 
Augenblick, Hen Kollege Fellei·. bitte. man ~ann 

dodt nichl ciauernd widersprechen! 

.'\.bg. DI'. Lichtenberger tfortfahrendJ ; 
M;in sagt. die Soldaten wäten vielleichl am Kl'ie1:e 

schuld. Meine Damen untl Herren, am Kriege ... (Un
ver~ländlicher Zwischenruf de5< Ab.l?eordneten Fellei·.) 

(G!odre des Präsidenten.! 

Präsident.: 
Herr Abgeordneter Feller! Ich muß Sie jet:i;t aber 

tetztmalii. drina;end bitten. den Abgeordneten., .. 

~Zwischenruf des Abgeordneten J.+'eller.} Zwischeru·ufe 
Ja, aber keine!' Zwischenreden! Das verbitten Sie sich 
a.uch. a.1-so bitte schön! 

Ab g, D t·. Lichten b I." 1· g er (f't,r1l1h1·e11d); 

Meine Damen und Herren! Am Kriege l'>Chttld sind 
die Sol9~~e~ . :an sich auf keinen Fall ~ewesen. (Zu
ruf Alig;"".Felfäi':"' Aber die General~!). die deutsche,1 

.. so wenig ,vie· die iahdeten SOldaten, wedel' die fran
zösi.~chen n'och "die · engfüchen und auch nicht die 
deutschen. Man sagt vielleicht, ja, im Genersalst.}tb , 
dü ·,sind A\1rm~1r.~chpHinL~ ·il:E'n'l•'.l<'ht worden und will 
dies v-e:rwcnden, ,um ein,e Schuld 7.u begründen.. Ja, 
meine Damen und Herren, Soldaten, dit'.l müssen eben 
mit iallen Fällen t·-echnen, die müssen eben am:h für 
die Zukunft Pläne machen. und <las ist nicht nt11· in 
Deut!'Ch·Jand ge~_chehen. da,s ist in, der ganzen Weil 
gesclit>hen. Pläne :sind Immer da und man lcan II au-. 
dem 'PUinemachen für e,•entuellc Fälle keine Schuld 
konstruieren . Jedenfalls der Soldat an sich hat den 
Kt'ieg nicht verursacht. Er hat ihn v!ellekht geführt, 
Ja, aber auf kell'len Fall verursacht und deswegE'n 
könn,en wll" nicht sagen, die Sol'Ciaten sind am Kriege 
schuLd und verdienen es nicht., daß wir ihnen ietzt 
helfen. kh gebe zu - ich bin selbst Soldat gew;sec. 
5 Jahre uoo etwas fänger und kenne das ·soldaten
tum -, es h1:1t mir vieles n,\cht, g~~ßt, aber nach mei
nen e:lgem~ Erfahrungen kann ich Ihnen versichern. 
d$e große, dTe ·aoehir!egend groß,e Mehrheit der deut
sch~n Soldaten, das waren anständi,ge Solditten.. 
(B1·avo-Rure bei der CDU.) Und wenn einer get~l1'.l 
hat, wenn el.n deutscher Soldat Schuld auf sil.'h ae~ 
l.aden hat, sei es auch nur geringfügig, sei es '.lileh 
nur, doaß er- irge,ndwo in Polen oder in Rußland oder 
in NQ1''\lye,gen. einem Nonveg,er- oder dergleichen etwas 
entw~~~, hj;tt, Q.arin ·1st er schwer bestraft worden. 
Dle . deu~ilcnen Krie~sgerichte haben darüber gewacht 
und haben -die Leute dann bestraft, die Schuld auf 
$ich gEiladen haben. Wir verwahren uns aber -dagegen, 
daß •aus dl~er Schuld einiger eine Schuld auf den 
ganzen So1d::iten~fand abgeladen wird. Wir- verwahren 
uns auch hier Wie auf allen anderen Gebieten gegen 
eine Kolle-lcUvschuld. Die lehnen wir auch hier ab. 
Wel'tl'I ~!1'1"' ~61dat ·gefehlt hat . dann mag er zur Ver
:mtv.rortung gezogen werden, dann mag seine Schuld 
in einem gerkhtltchen Verfahren festgestellt werden, 
und d'lnn; meine Damen und Het•r·en, dann bekommt 
er auch · 'nlci'it 'diese untersttitzun,g. Nach § 4 erhält 
die Unterstützung nur, wer eben diese &:huld, von 
der hi'er- gen!det wird, nicht hat. Die Hauptschuldigen 
und die Belastet'f'n kommen nicht in den Genuß dieser 
Rente. Meine sehr verehrten Damen und Herren. wir 
alte Wi~!';!"1'1., claß Atl<'h in Un!'erer Gegend Soldat.en
gt"äb~r sind. Gräber von deutschen S0ld11ten. Wer von 
uns i:i~eht nicht voU Ehrfm•cht an einem deubchen 
Soldate,ngrab. gena1U so, wi:e an dem Grab eines an
deren Soldaten, Und weichet· Widerspmch läge d3rin . 
daß wlr die tote-n So1dat€'n achten und ehren, und die 
lebenden im ~:Je11d vt>rkommen lassen .,;;ollen-. (Zuruf 
Abg. Schledeii·: Adolf Hitler ist auch ein toter Soldat!, 
Wir wollen mit dem Gesetz keineswegs einen Klas
sen~ampt. Die Beträge,, die gewährt wet'd€n, sind 
bescheiden genug und geh~n mu· bis höehst~t1,s 160 
DM. (Zuruf Abg. Halein: Invaliden nur bis 50 DM'\ 
Die Hilfe muß dlesen Hilfabedürfti.gen möglichst nisch 
zutetl werden. Aus diesem Grunde sind wir gegen 
den F.ntschl!eßungsantrag der SPD. Dmcksache Nr. 
II/124!1. Ich bitte auC'h die Sozialdem()kratische Frak
tion , noch einmal zu bedenken, ob sie den Antrag 
wirklich a.ufrechterh<1lten will. Einesteils schaffen- wir 
,ein Gesetz~ . auf der and=n Seite woHen wir abei· 
dj~ .. ~~~-~.'1\Illl.,.9,-.i~~.~~ ... c..esctzcs rnfort bremsen und auf-
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heben, und zwar aus dem Grunde, weil eine andere 
Gruppe von Hilfsbedürftigen, und zwar die Opfet· 
des Faschti:smus, noch nicht alle zu ihrem Recht ge
kommen sind (Zuruf Abg. Völker: Noch niemand! -
Zuruf: Eine wi<:htige Grupp~! - Zuruf Abg. Feller: 
Diet den Krieg verhindern wollte!), weil eine Gruppe 
noch nicht ihr Recht erhalten hat,. ohne Schuld des 
Landtags. Wir h'clben alles getan, was wir tun konn
ten. Daß eine Gruppe ihr Recht noch nicht erhalten 
hat, darf füi.· uns kein Grund sein, einer anderen 
Gruppe ihr Recht weiterhin zu versagen. (Zuruf von 
de1· CDU: Recli.t muß Recht bleiben!) Es wunrler.tmich 
uu<:h, daß gerade die SPD. einen derartigen Entschlie
ßungsan trag .einbringt. .Unter den ,AJi:ten, die· mir 
Ren· Staatssekretär Dr. Wuermeling zur Verfügung 
gestellt hat·, der sich mit besonders heißem Herzen 
dieser Sache angenommen hat, da befiIJ.det sich eine 
Reihe von Briefen und Notizen der Leidtragenden. 
Darunter auch ein Brief, in dem folgendes steht: 
Dieser alte Soldat hat. sich an die Sozialdemokratische 
Fraktion ·des Landtags gewandt und erhielt folgende 
Antwort: ·,,Wir sind .im Besitze Ihres Schreibens vom 
II. Februar 1949. Wir werden in einer· der nächsten 
Fraktionssitzungen die von Ihnen erörterte Problem
stellung zur Sprache b1fo,gen. Sie dür.fen versichert 
sein, daß Ihr Fall bei der S0zia1'dem9kratischen Frak
tion des Landtags von Rheinland~Pfulz die nötige 
Be'acMung und das vollkommene. Verständnis finden 
wird. (Zuruf von der CDU: Hfüt, hört!) Hochach-
tun.gsvoll Dr. Ehlgen, Fraktionssekretär." Dieses 
Schreiben gab hier die. bestimmte Hoffnung, daß auch· 
die SPD alles daran setzen würde, sofort, so rasch 
wie· möglich hier zu helfen. Aus dem Grunde bitte 
ich noch einmal die Fraktion der SPD zu erwägen, 
ob sie den Entschließungsantrag nicht fallen lassen 
will. Im übrigen habe ich als Sprecher der Fraktion 
der CDU die Annahme dei- Vorlage mit den Ände
rungsanträgen, vor· allem auch mit dem Änderungs
antrag der CDU Nr. IIf1252, zu empfehlen. (Beifall 
bei der CDU.) 

Präsident: 
Als weiterer Redner hat das Wort der Abgeordnete 

Schieder (KPD). 

Abg. Schieder: 
Meine Damen und Hen·en! Ich glauhe,. nichts cl:ia

rakterisiE:rt den Stand der pohUschen Entwicklung 
Westdeutschlands heute rund vier Jahre nach dem 
Ende des zweiten Weltkrieges besser als die Regie
mngvorlage II/894 samt den Ergänz.ungsanträgen ZUJ.'. 

Gewährung von Offizierspensionen, die hier zwar noch 
etwas schamhaft mit Unterhaltsbeihilfe oder ·-bei
trägen umschrieben werden, und auch gleichzeitig die 
Ausführungen des Herrn Abgeordneten Dr. Ltchten
berger, die er soeben-vor-diesem Hause hier gemacht 
hat. Meine Damen und l:lerren, Ich muß Ihnen ehrlich 
sagen, es· fällt mir in diesem Moment etwas schwer, 
dem Herrn Abgeordneten Dr. Licb.tenberger nicht so 
zu antworten, wie es· notwendig sein müßte, und zwar 
schon aus dem einfachen Grund, weil man dazu ent
schieden länger Zeit brauchen würde als 15 _Minuten. 
Abe1· ich möchte nur einige ganz kui-ze präzise Fragen 
an Herrn Dr. Lichtenberger ste.llen. Herr Di::. Lichten
bergen, Sie haben hier eine. Lobeshymne g~sungen auf 
die alten Soldaten. Ist Ihnen unbekannt, daß bereits 
in der Zeit vor 1933 in der Weimarer Demokratie die 
,,Schwarze Reichswehr" existierte? Ist Ihnen unbe
kannt, we1· ehemals Kommandeur die$er R~ichswehr 
war? Haben Sie . nichts gelesen oder gehört ·von Herrn 
von Seeckt und von allen seinen Nachfolgern? (Zuruf 
Abg. Schlick: Der Wird von diesem Gesetz nicht be-

troffen!} Dann müssen Sie auch wissen, die werden 
davon betroffen, verlassen Sie sich darauf, Herr 
Schlick. Ich möchte Ihnen nur das eine sagen, wenn 
Sie in den letzten Tagen die ·Presse verfolgt haben, 
dann wird auch Ihnen der Hinweis in der Mainzer 
Zeitung nicht .unb.ekannt geblieben sein, wo ma:n au-:,----';'
drücklich davon sprach. daß nunmehr die Hohen 
Alliierten Pensionen für die Herren Generale bis zu 
1500 D,-Mark bereit sind zu gewähren. Ich weiß im -
Moment noch nicht, in welcher Form das hier ge
schehen wird, aber eine derartige Ankündigung ist 
letzten Endes nicht aus der Luft gegriffen. Meine Da-
men und Herren! Ich .bin ja der Meinung, daß für ge
wisse Leute Grund genug vorliegt, um hier für die 
hohen Generale etwas zu tun, um sie bei Stimmung 
zu halten, denn sie werden ja augenscheinlich noch 
gebraucht; zwar nicht vom .deutschen Volk, das ge
radezu die Nase voll hat von Krieg und Kriegslasten, 
aber wahrscheinlich von denen, die ohne Komiß, ohne 
Krieg und ohne Kriegsprofite es nieht aushalten 
können. (Zuruf Abg. Feller; Sehr gut!) Und es ist ja 
auch nicht zuviel. Wir haben es ja praktisch! Wir, 
die deutschen Steuerzahler, die hier zum ersten Male 
wieder in die Bresche springen dür!eri, und später 
werden sie wahrscheinlich no·ch mehr tun dürfen. 
Später dürfen sie dann auch in fremden Sold und in 
fremden Auftrag sich am frisch-fröhlichen Atombom
ben-Verteidigungskrieg beteiligen; Und auch Ihnen 
wird es nicht unbekannt geblieben sein, was kür:tlich 
auch von Zeitungen dn diesem Lande kommen-
tiert wurde., aber seinen Ursprung in, der ameri
kanischen Zeitung „liife" hatte, mit ihren wun
derbaren Abbildungen der Atombombenabwürfe 
auf das Ruhrgebiet, auf Bonn, aiuf Ludwigs
hafen-Mainzer Gebiet. Ich sehe in diesem Vorgang· 
nichts : anderes als die Folge jener . verhängnis.: 
vo1len Politik aus einer wirtschaftilichen Verstdckung, 
auch Marshall-Plan sonst genannt, die konsequen
terweise über Atlantikpakt zu einem dritten Völ
kermorden führen muß. Und wir wissen nur eines, 
es kommt heute darauf an, in aller Klarheit heraus- ·· 
zustellen, daß es notwendig ist, schon den Anfängen ·· 
zu wehren. Ich habe mir im Ausschuß, im Haushalts-
und Finanzausschuß, in der Debatte angehört, mit 
welchen Motiven die einzelnen Fraktionen oder die 
Vertreter der Fraktionen an · die BegrUz:idung, an die 
Notwendigkeit dieses Qesetzentwurfes herangegangen··· 
sind. Es war die Rede von der Gerechtigkeit. Nun, 
wenn man wirklich aus der .ganzen Materie heraus 
rein sachlich sein wollte, und Gerechtigkeit auch in 
diesen Dingen widerfahren lassen wollte, dann müßte 
man vor allen Dingen schon das typisch Preußische. 
aus diesem ganzen Gesetz heraushalten. Die Katego
risierung nach Offizier, Unteroffizier, Mann und 
Beamter, die ja hier so trefflich festgehalten wurde 
wie sie es noch in jeder HDV oder. wie diese Anwei
sungen hießen, finden könnten. Ich bin auch der Mei
nung, daß auch stilistische Änderungen .an diesem 
Danaergeschenk nichts ändern und · es uns nicht 
schmackhafter machen können. Völlig daneben ge
raten ist vor allen Dingen die Begründung durch Hin- . 
weis auf das bereits verabschiedete Wiedergut
machungsgesetz und es wurde eben schon erklärt, daß 
dieses Gesetz doch praktisch bis heute noch auf dem 
Papier steht. :Es · gibt nach meiner Meinung weder 
eine moralische noch eine rechtliche Begründung zu 
diesem Gesetz. Ich· glaube auch nicht, daß es Bundes-, ._, 
sache sein kann, denn praktisch haben die Länder zu 
zahlen oder das Land Rheinland-Pfalz in diesem Falle· · 
hier. Und ich weiß nicht, ob die Summe überhaupt. · 



1816 Su•nographische Proto~o!le de::- Landt.agei. von Rheinland-Pfalz, l. Wc1.hiperii.>dc 

.· ,i ··nm1, die mi1· vor kurzem genannt wurde, daß ;i;u
nachst t>inmal die Geschichte ungefähr eine rundt:: 
:\lillion kosten wird. Ich bin der Meinung, wenn man 
die Ziffe1·n z11_t.i;r11n<ie legt, so wie :iie aus der Mainze.l' 
7.<>itung ersichtlich waren, wird die Summe entschie
den höher stei~en. Abt!r wenn wir schon die RedC;J 
h.itten in di .. :::er Frag<' von der Gerech.~keit, dann 
können wir nur eines feststeHen, daß es eine 
,,dirdende Ungere(;htigkeit ist gegenüber der großen 
Mas;se der Krif>gi;opfer, die zwar keine BerufsmilitärH 
,ind, c1bt-r deren Knochen mindesten,s genau so viel w~t 
,ind wie die der ande1·en. Ndch:t zuletzt ,auch g~genüber 
.ie11en Frauen oder W.itwen oder Waisen, die sich in 
diesem Lande hier 1.um Beispiel mit einer Ver~ 
;~nollenheit.c;rente von 39· bzw. 42 Mark in, größeren 
Städten durchschlagen müssen. (Zuruf Abg. Feller: 
Sehr gut '. ) Und Witwen mit 50 Mark! lch .frage Sie, 
meine Damen und Henen. können Sie in dieser Hin
sicht noch von Gerechti~keit sprechen? Ich möchk 
auf <lle .'-Qns1. so schnell vorgtd:il'».chte Frage dei. 
Deckungsvorschlages gar nicht besonders eingehen. 
weil ich ;a weiß. daß Sie sich nun auf Grund der pc)
lit ischen Machtverhältnisse wahrscheinlich ja niclli 
vi('! darau~ ma('hf'n werden. Aber ich möchte Ihnen 
nur dahd die eine Frage stellen: Wollen Sie n~m da
mit wirklich zwE'iE'rlei Recht schaffen? Kün$Uich 
schaffen Si~ damit zweierlei Recht, und ich kann mil' 
vorstellen, daß die Aufnahme, die diel!er Gesetzent
wurf in der Offent.Jichkeit erfahren wird. insbesondere 
bei diesem Kreis von Per~onen, den ich eben ange
führt halle. bei den Kriegsopfern, eine derartige sein 
,.,;ird. daß manchem von Ihnen es hinterher leid tun 
wird, wenn Sie sich heute zu diesem Gesetzcntwutf 
durchringen. Wir lehnen ganz entschieden diesen Ge
set;,.Pntwurf llh . Es läHt sich nicht mit unserem Ge
wissen vt>reinharen, in dieser Zeit eine derartige Ge
setzesvorlage dem Volke zu präsentieren. 

Prä~ictent : 

Der Abgeordnete Lorenz vun der Sozialdemokra-
1 ischen Partei hal das Wort. 

A b g. L ,, r e n ;, : 

Meine Damen und Herren! Bei allen bisher diesem 
Hohen Ha•.tse vorgelegenen Gesetzentwürfen wurde 
l:iei d<?ren Beratung immer die ·Frage der Belastutli: 
des Staatshaushaltes aufgeworfen und bei der Auf
wcrfung dieser Frn~"' zu gleicher Zeii die Frage der 
Deckung damit verhandelt . Aus dem uns vorliegenden 
Material sowie aus der Berkhierntattung ist nidi.L .tu 
ersehen, wie hoch sich die Summen für die Versor
gun~ der in dem Entwurf vorgesehenen Pe;r.:.onen be
\anfen , 11nrl ,,~ i ~t auch weiter nichl z.u ersehen. wohei 
rli.P DPrk11n~sgr11n<l!a.ge für diese Ausgaben gennmrn,.,,., 
werdC'n !'-()11. Und wir müssen verlangen, daß bei der 
VerRl:·,<·h,,..<ltmg eine.s derartigen Entwurfes unli, beidei,; 
Material zur Verfügung gestellt werden muß. WiJ, 
,..,m ~"'H"'n der Sozialdemokratischen Partei, vertret.en 
ohne weilel'es die Auf.fas.sun~. daß Soldat. i.ein keine 
Schande ist. vorausgesetzt. daß in dem Soldat der 
Ml•n,-ch an vorderster Stelle steht. Ich muß die Frnge 
aufwerfen. ob das bei allen in der Vergangenheit der 
Fall war. Und wenn man diese Frage aufwirH, kann 
man sie ehrlich beantwortien: Nein! Die Vergangen
heit der hinter uns liegenden zwölf Jahre hat dem 
Soldatentum keine Ehre gebracht und uns im Aus
land in u ns<'I'"tn Ansehen schwer geschädigt. Und wir 

.<:ind verpflichi ... ,. bei der Behandlung die.sei· Vorlage 

darauf :i:u achten, daU wir das bisher ~o schwer wie
dergewonnene Vertrauen im Auslande auch in Zu
kunft nicht wieder ernstlich gefährden. Wir ver
treten die Au.ffassung, daß Not zu lindern eine un
serer böc:bsten Aufgaben und Tugenden darstellt . 
Wenn aber Not gelindert werden soll, so kann Not. 
nicht mit zweierlei MaU gelindert we1·dcn und es 
können auch die Opfer des hinter uns liegenden grau
Hmen KTieges nkht mit zweie.riei MatJ gemessen 
werden. Betrachten wir uns die Vorlage, i;o finden 
wir, daß :i:wn Bei.spiel eine Witwe mit ihren Kindern 
in der Versorgung nach dieser Vorlage auf 180 Mark 
pro Mc,nat kommen kann. Betrachten wir die Vorlage 
über die Versorgung der Kriegsopfer, da finden wir, 
daß eine Witwe auf den Betrag von 100 Mark komroen 
klllm 1:md ich wede dabei die Ifrage auf: Soll mao 
den, der wi.de,rwärtig in den Krieg gezogen ist. 
schlechter behandeln als den, der frei willig in der1 
Krieg g-ewgen 1:St? (Zuruf Abg. Völker: Der das als 
Beru.f .a.us.geUbt hat!) . Wil· verl.retl:)n eile Auff!ls~1mg, 
daß hl~ir In dieser Hinsicht eine Behandlung nur nach 
gleichen Grundsätzen erfolgen kann. Wenn bei del' 
Behandlung dieser Frage zu gleicher Zeit nu-cn der 
von uns vor kurzem verabschiedete Gesetzenlwui'l 
über die sogenannte Wiedel'einstcllung der politisch 
Beurteiltem zum Vergleich gezogen wird und erwähnt 
wird, daß man j~ dort auch den politisch Be!astet„11 
'.tU ihrem Recht verholfen hat, man üb~r diese Vorla_gP 
geteilter Auffassung sein kann, dann darf ich d:;i:r.11 

bemerken, daß dieser Vergleich nicht mit dem Gesetz 
gezogen we:rd~ kann, denn die von diesem Gesetz 
Behandelten, denen unterstanden Millionen von Men
schel, •12nd zwar in bezu,g auf ihr Letx,n ,und ihre Ge
sundheit. Ich g'lau.bc, daß bevor dieser Gesetzentwurf 
dem Landtag zu seiner zweiten Lesung zuging, daß 
ein groß'e'l"'TeH des Volkes und der OrganisaUonen zu 
d1esem Gesetzentwuxf schon Stellung genommen hat. 
Und wenn sich der Landtag als das Sprachrohr des 
Volkes betrachte-t, ~o muß man auch die Sprache die
ser Organisationen hier als die Sprache des Volke~ 
bewerten und ich rufe in erster Linie die Krieg~ver
sehrten, die heute in Anbetracht der Not des Staates 
und d<:s gt~~amten deutschen Volkes bereit ~ind, un
gehcur€? Opfei: zu bringen, aber in ihrer Behandlung 
heute als die ' Opfer des vergangenen National.~ozi~
listischen Reiches bezeichnet werden müssen. Wir 
kennen unzählige Witwen und Waisen, die heute auf 
einer Stufe stehen, wo sie al~ Mensch nicht mehr an
gesprochen wel:'den können und die nicht nur am 
Ende ihn:r matetlellen, sondern auch am Ende ihrer 
M1eUscl;l.e.1l :K,rj!lft ;angelangt. sind. Ich rufe l:llle die 
Ktui,gsrve~~wten, di~ heute in dem Entwurf der Re · 
gierun,g Wohl behandelt wcro.en, die aber heut"' 
im Vergleic:h zu diesem. Entwurf ziemlk·h weit 
zurückliegen, Ich rufe die .Sozhilrentner, die heute 
mn.teir..emmonatLichen Betrag von 60-70 Mark sich 
z.u!ried.-eni .geben :rnüs.sen, unrl wenn auch die Fnge 
des Sozialversichenmgs - A11pc1:s~u11gsg;e,,,etz~ sehr 
lange au.f sich warten ließ, ob aus Mangel an Mitteln 
des Finam:mr'r;lsterittms oder am, Verständnislosigkeil 
der Bi;sat~ungsbihörden. das mag dahingcstdlt sein. 
aber die Sozialrentner befinden sich heute in einer 
.ungehimren Notlage und wollte man Vergleiche zu 
den sc,genannten Selbstmortien der ~hemaligen . Offi
ziere :i:iehen, ich glaube. der Verl,lleich würde er
geben , daß die Zahl der Selbstmorde in den Reihen 
der Sozia.kentei· weit, we-il höher ist als die auf der 
andert,n Seite. Ich rufe die AngehürigPn der heutt· 
noch ln Oef~ngcnschaft befindlichen odPr VermiBteH. 

.... ,füL:P..~ .. J'°u~i,. .. da.li ... ~ogeriannte Gesetz der VennilHen-
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rentc wohl mit einem Betrag betreut werden, aber 
im Vergleich zu der Berechnung dieses Gesetzes,. und 
zwar in der Anrechnung ihrers Verdienstes weit, weit 
hinterherhinken. Ich rufe zu gleicher Zeit die große 
Anzahl der Arbeitslosen, als die Opfer des Ver
brechens der Vergangenheit, und wenn ich den Ru! 
der Arbeitslosen höre, so dürfen wir nicht vergessen, 
daß gerade 'in den Kreisen der Arbeitslosen eine 
große Anzahl von geistigen Berufen vorh.anden ist, 
denen , man heute nur den einen Rat geben kann; 
Umschulung! Und zwar deshalb, weil die einstmals in 
der Auswahl ihres Berufes irgendeinen Weg gegangen 
~ind, der in der Entwicklung als falsch zu bezeichnen 
·,var. Und es isi keine unbillige Rärte, wenn man all 
denen, die ~instmals in der Aus.yahl ihres Berule.s 
gefehlt haben, auch heute \iie Empfehlung, die gleiche 
Empfehlung gibt wie denen, die heute vor den Ar
beitsämtern stehen, daß eine. Umschulung noch lange 
keine Schande darstellt. Ich rufe aber auch die heu
tigen Steuerzahler, die Steuerzahler, die sich unter 
der Last dieser Steuer b.ald nicht mehr bewegen 
können, und ich glaube, die · Aussprache in diesem 
Hohen Haus hat ergeben, daß man die Größe der Be
lastung des schaffenden Volkes, der J.,ohn- und Ge
haltsempfänger, schon bei weitem überschritten hat 
und die Annahme dieses Gesetzentwurfes in der vor 
uns liegenden Form einschließlich der Abänderungs
an träge würde einen ungeheuren Protest der Steuer
zahler hervorrufen, weil ja aus dem bisher · uns vor
liegenden Material noch nicht zu ersehefl. ist, wer, die 
Lasten dieses Gesetzes zu tragen hat. Ich weise aber 
darauf _hin, daß gerade bei der Behandlung des 'Ge
setzes über die Wiedere'instellung der politisch be
lasteten B.eamten uns damals das Verspre<:hen ge- · 
geben wurde, daß die sogenannten Opfer. des Faschis
ffi1JS in nächste1· Zeit ehrlich versorgt werden und daß 
das vom Landtag verabschiedete Gesetz auch in Tätig
keit treten soll. Wir müssen feststellen, .daß in dieser 
Hinsicht noch nichts geschehen ist, und wenn man im 
Zusammenhang dieses Gesetzes, dfeser Vorlage, · uns 
wie?der mit dem Versprechen vertröstet, daß _ja bald 
auch die Opfer des Faschismus zu ihrem Recht 
kommen sollen, dann müssen wir verlangen, daß be
vor eine derartige Regelung in Kraft tritt, daß vor 
allen Dingen die Opfär des Faschismus versorgt · wer
den, die auch tatsächlich ihren Mut gegen den Na
tionalsozlallsrnus bewiesen haben, daß sie ftilhzeitig 
dagegen gekämpft .habe.P., daß dieses ungeheure ·uns 
hinterlassene Trümmerfeld überhaupt in Erscheinung 
treten konnte. Wir sind deshalb auch der Auffassung, 
daß der von meiner Fraktion vorgelegte Entschlie
ßungsantrag seine. Berechtigung hat. Er lautet: ,,Die 
Bewilligung der Unterhaltsbeiträge für ehemalige Be
ru!ssoldatcn zwingt zur Tatsache Stellung zu nehmen, 
daß auf dem Gebiete der Wiedergutmachung für die 
Opfer des Faschismus Immer. rioch kelne Leistungen 
seitens des Staates nachgewiesen sind. So befinden 
sich zum Beispiel die ehema~s in der Gew~r!cscha,fts'." 
bewegung tätig gewesenen "Personen ln zunehmen'd.er 
Not, da .die Sicherung ihres Alters bereits seit 1933 
,durch Zerschlagung der früher bestandenen Pensions
kassen In Wegfall gekommen ist. Die Regierung wird 
verpflichtet, vor der Gewährung der Unterhaltsbei
träge für ehemalige Berufssoldaten die Wiedergut
machung bei den in besonderer Not. lebenden Opfer 
des Faschismus durchzuführen." Wir haben aber nicht 
nur die Pensionskassen der früheren G_ewerkschafts
angestellten verloren, sondern Millionen und aber 
Millionen von gewerkschaftlich organisierten Mit
gliedern haben frühe,r ihr!= Beiträ~e bezahlt, damit sie 

nach Er.reichung ihrer Altersgrenze von dieser Or
ganisation einmal eine kleine Unterstützung bekommen 
können. Bis zum heutigen Tag ist noch keine Wieder- __ _ 
gutmachung in dieser Hinsicht zu verzeichnen und wir 
müssen verlangen, daß vor allen Dingen in gleichem 
Atemzug wie die Versorgung der ehemaligen Offiziere 
zu gleicher Zeit auch die Versorgung der Altersre.nt
ner, der notleidenden Kriegsopfer, auch der Gewerk
schaftsmitglieder, in Kraft treten muß. Vergessen wir 
weiter nicht, daß gerade dieses Gesetz für uns eine 
ungeheure Gefahr darstellt. Wir verkennen nicht, daß 
es in der Wehrmacht Menschen gegeben hat, der.cn 
Ehrlichkeit und Charaktereigenschaften nichts zu 
wünschen übrig ließen. Es gab .aber auch Menschen 
in der Wehrmacht - und ich bin überzeugt, daß auch 
solche unter dieses Gesetz ' iallen - die mit Mensch-· · 
lichkeit nichts mehr zu tun haben, und wir leicht 
Gefahr laufen, daß das, von dem wir glauben, daß e~ 
hinter uns liegt, daß das heute neu erstehen wird. 

Ich bin im Besitze eines Zitats des Herrn Dr. 
Goebbels, . des Mannes, dem man nie Glauben 
schenkte. ,aber diesem Zitat schenke ich gerne Glau
ben, denn er ~agte einmal, wenn es uns nicht ge
lingen sollte, diesen Krieg als Sieger zu beenden, so 
werden wir dafür sorgen, daß die Überlebenden mit 
dem ihnen von uns überlassenen Erbe nicht glück
lich werden. Unsere Hinterlassenschaft wird so grau
sam sein, daß trotz aller Hdnv."eise auf unsere Schuld 
jeder Versuch der Neugestaltung Deutschlands daran 
scheitert, daß man die Schuld auf die im Amt befind
si.ch.en abwälzt. Und ich glaube, da hat Dr. Goebbels 
recht gehabt, ,und es be-st-eht die Gefahr und ·nir 
kennen dies aus der Versorgung der O.ffiziere aus dem 
Jahre 1918 bis 1933, daß es sehr viele gab, die mit 
dem Steuersold des schaffenden Volkes der J?ro.p:1- · 
ganda für den Nationalsozialismus huldigten. Und wer 
die Augen o.ffen hat, der muß f.eststellen, daß auch in 
letzter Zeit der Kreis derer, die einstmals dem 
aktiven Offizierskorps angehörten, heute wieder sehr 
rührig 1st. Ich darf Ihnen einige Sätze aus derartigen 
Reden zitieren. Ein .früherer aktlver O.ffizier ,sprach· 
in einer Versammlung vom Lebensraum für die 
deutsche Volksgemeinschaft. Er prophezeite, daß die 
FlüchtHnge untl Vertriebenen sich in absehbarer Zeit 
ihre alte Heimat wied.er erkämpfen werden. In diesem 
Zusammenhang appellierte er an den Sozialismus der 
Tat ,un,d progagie,rte die ~meinschaft des Schilt
zengrabens. Mit _Glück und Freude, so s.agte er, denke 
ich an die Zeit, wo es mir vergönnt war, mit der 
Waffe in der Hand für mein Volk und Vaterland 
kämpfen zu dürfen. Ein frühere!' aktiver Ober!eld
meister wies zum Beispiel auf den stolzen Kampf im 
Felde unserer Ehre. hin, den wir wieder gewinnen 
müssen. Wir werdetr stark genug dazu sein, allerdings 
braucht man da.für einen Führer, der das Volk fest 
in der Hand behalten könne, vielleicht ist unter uns 
der Mann, der uns einmal sagen wird, das und das 
müßt ihr tun und wir werden ihm bedingungslos 
folgen. Es ist .eine ungeheure Gefahr, heute derartige 
Menschen auf die heute so kritisch bei uns stehende 
Jugend loszulassen, und ich weise. auch darauf hin. 
daß gerade im Artikel 131 unseres Grundgesetzes, der 
9iese Frage schon behandelt, denn der Artikel 131 be::.. 
sagt, daß fUr diese Angelegenheit in Zukunft eine 
reichsgesetzliche Regelung treten wird. Bis zum In
krafttreten des Bundesgesetzes können vorbehaltlich 
andenveiti.ger landesrechtlicher Regelungen Rechts
ansprüche nicht geltend gemacht werden. kh glaube, 
wir· hätten auch in diesem Falle Gelegenheit, diese 
Angelegenheit dem geschaffenen Bunide z<u übergcb~n 

• !:...."1 
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m Anbetracht dessen. daß wir heute in einer ganz ge
fährlichen Situation stehen. Wil' dürfen nie ,•er
kennen, daß gerade die Annahme dieses Gesetzent
wurfes in der vor uns liegenden Form eine gewaltige 
Entrüstung der so notleidenden Men~chcn hervor
rufen würde. Ich muß auch einen kurzen Hinweis an 
di~ Vertreter der Kommuni~tischen Partei geben, von 
d!!nen wir uns klar distanz.ieren. Wenn wir schon 
über die Ehrt: des de<Utschcn Soldaten sprechen, so 
:_:laubr, ich, daß gerade die Kommunisten kein Recht 
bab~n. heute die Ehre des Solidatentums.. anzutasten, 
·.rnd zwar .wlange nicht, als wie sie die bisher in der 
O.,t:r.otie g,etät.igtE'fl Ver·haltungsmaßnahmen des So
wjetmilitärs begünstigen, denn ich glaube, wenn im 
<foul~<:hen Soldatentllm F:ntgTPi„nng1m vorgekommen 
sind, ~o darf man auf di~ O:::t;,;one hinweisen, daß diü 
Entgleisungen in der Ostzone gewiß nicht zum Rub
mr~b1i:üt des Soldatentums der Welt sind. (Zuruf Abg. 
Fdler KPD: Das hat Gochbels aber gesagt.) Ich 
möchte Sie deshalb bitten, der Entschließung der S0-
zia1<i1,3mokrati<lchen Fraktion Ihre Zustimmung zu ge
ben, um damit in eine nochmalige Beratung dieses 
Gesetien!wurfe:_;; vor der Verabschiedunii: der 3. Le
~ung f."inwtret-E'n. 

Pnisident: 

Meine Damen und Herreni Der Abgeordnete Feller 
hat noch drei Minuten. (Zun1f Abg, Feiler: Sieben!i 

Präsident: 

8t>rh1- Minuten. 

Ab g, Fe l l er : 

Wit· wollPn um eine Minute nicht handeln. es ist 
Pine viel zu t>rm;te AngP1PgPnht>il.. Wenn 4~ Jahre 
nach Beendigung des Hitlerkrieges hier eine solche 
Lobrede durch den Sprecher der CDU auf die Hitler
Wehrmacht gehaltPn werden kann, dann ist das ein 
politischer und mon„lischer Skandal. Sie vertreten aJ.s 
Partd, die das Christenhirn gepachtet haben will, doch 
den Grund~atz, du sollst nicht: töten, und wie kann 
man hier ein System verteidigen, das dazu geführt 
hat, das deuts<.'he Volk in den Abgrund zu stürzen. 
Meine Herren. wir können unterscheiden zwischtm 
dem einzelnen Soldaten, der in die Uniform gepreßt 
wurde und z"vischen den Generalen und Offizieren. 
die ali- Berufssoldaten sich freiwillig für ein Hand
werk für ein bh1tiges Handwerk des Krieges ge
meldet haben . Ihr Sprecher hat hier demagogisch da
von gesprochen, daß es sich nur um Soldaten handeln 
würde. es heWt hier a1.1sdrücklich Berufsoffiziere und 
darum geht es. Wir haben Verständnis für den ein
fachen Landser, der gezwungen wurde mit der Waffc.! 
m <irr Hand gegen seine eigene Idee oder gegen seine 
dgene Sache 7.U marschieren. Aber wir lehnen es ab., 
meine He!'ren , wenn Sie heute die Generale und Offi
zit>re nod1 belohnen wollen, die in der ganzen Welt 
den deutschen Namen in das Blut und in den Dreck 
gezogen haben. Ich erinnere Sie daran (unverständ
licher Zuruf) - ich weiß nicht, wo Sie während des 
Kriege" waren, ich war erst im Konzentrationslager 
und wurde dann im_; Strafbataillon · 199 eingezogen, 
wurde ge:zwungf'n gegen meine eigene Idee eine Uni
form ,inzt•.zit>h„n . Aber ich habe noch keinen Sc-huß 
,;1uf einen anderen Menschen abgegeben. Ich habe da
für die Ge-fahr auf mich genommen. daß es mir so 
geht , wie es hunderten meiner Kameraden gegangen 
ist im Strafbataillon 199. Jeden ,Morg~n, beim Morg1:'Yl.
ii\rciUE'n .. ~t;:indPn vier oder fünf von uns am Pfahl, wir 

wurtj.t:a il.P~~uun\l,n<litrl ~md nndlten zusehen, wie dw 
Antim.ilitaristen, die sich hier mit ·ihrem Leben ge-
weh.rt haben gegen die VerbH,chl'.n dc·s HH!erkrieg~. 
wie sie erschossen wurdC'n. Ich habe meine Kame
raden, die als GegneF des Krieges gestorben sind, 
nicht vergessen und ich lehne mich in ihrem Namen 
da,gegl!!n auf, daß man hier Lobreden hält auf eine 
Wehrmacllt, die den deutschen Namen in den Dreck 
gezogen. hat ~n der ganzen Welt. Oradour i.ur Clan. 
ein ktetner Ort in Fl'ankreich. ist nicht nur allein von 
der SS nüidergebrannt worden, die Frauen un-.l Kin
der hat man in die Kirche eingesiJcnt und hat sie 
verbrannt bei lebendigem Leibe. Der Pfarrer wurde 
vor der Ki.l'che er:;chossen. Auch in Lidice hat man 
einen 'ganzen· Ort dem Erdboden gleichgemacht. Wir 
können und dürfen diese Schandtaten der Hitler-Ge
nerale au! keinen Fall hier noch verteidigen. Dagegen 
wehren wir uns mit aller Leidenschaft, weil wir da" 
Grauen des Krieges gesehen hab(in . Wir haben g~
.sehen, wie ott Soldaten und Offi,zicre sioh gebrauchen 
ließen ·und haben Fr;rnen ,und Kinder umgebracht, wo 
man sie eingesetzt hat. M,m kann da.~ nicht zul.assen. 
daß h:er noch ein Loblied auf eine ,;oJche Armee ge
imngen wird. Wir 1,agen jawohl. et- gab viele einfache 
Soldaten , es gab lJntc-roffizif'l'e und e~ gab auch in der 
Ausnahme Offiziere, die sich gegen die Verbrechen 
zur Wehr gesetzt halwn , WPtrn sie auch nicht alle den 
männlichen Mut aufgebracht haben, aktiv dagegen ;,:,.1 

kämpfen, sei wie wir Antimilitaristen das gemad1i 
haben Abl"r wenn Sie heule den ÜbcrldJh1dr-" de:s 
KriegE:s, den Genniilen und Berufsnffiz.iert!l\ es 
sind doch diE' e1n7.lg Oberlebcnclcn - die den Krie·r., 
hinten in der Etapp!:! geführt und die Landser in den 
Tod geschickt haben. wenn sie einem R.cmer heute 
bereits wieder eine Rente geben wollen von 160 DM 
einem Remcr, der hcnh• bE•rc•itl'l wieder in Gode:::ber~ 
solche Reden halten kann, wir ~ie- vom Abg,eordnelen 
Lorenz zitiert wurden, dann hal>cn Sie damit die Vel'
antwol:'1.\lng. wenn _sich ein neuer Militarismus bereiti
wieder breit :macht. Darum geht es und nioht d3rum. 
daß wir deni einfachen Soldaten nicht helfen wollen. 
Im Gegentell, man muß den Kril<'gerw1twen und Wai
~en, oen wirklichen Opfern des Hitlerkrleges, denen 
muß man mehr helfen und es ist eine Ungerechtigke:t. 
wenn Sie die Partei der c:hristlichPn Nächstenlie'lw 
sein Wi:!Uen ·- und ich sag'e hier, l450 DM für einen 
Offizier, für einen Hitler-Offizier, für die Krieger
witwen und Waisen nur ol2 und 39 DM. Sie geben da
mit den Verantwortlichen, dC'n B,·rttfssoldat-en. vier
mal sovi1:'I wie den Opfern deis KriegE'r-<, da.; lehnen 
wir ab und dagegen wehren '.-Vir uns. Aber wir wissen. 
was Sie damit planen. Sie glauben. man braucht diese 
Lait.e wieder, 'L~m den -dl'iilen Wt'!tkl'iE:>g vori.ubereiten. 
um gegen den 01-ten zu mar.,d1iet'"11. Deshalb wollen 
Sie ihnen Pensionen geb,m, de:sbalb woUe-n Sie ihnen 
160 D;rvI se·ben. Ich betone ausdrücklich, auch wir 
wenden uns" in diesem Fall gegen jede Kollektiv
schuld. Atrer ich möchte Sie darauf aufmerksam 
machen, ,\•enn ein englisch-amerikanischer General
stab gegenwärtig versucht auf Grund sein.-i- AUantik
pakte:( e\ne. 1;1menkanische Fremdenlegion auf deut
sch-ein . . .BooeR ;iµf~1,1-ste1.len. wenn ehemalige Generale, 
die im ersten Weltkrieg Wilhelm gedient haben, im 
,!;Weit.m Weltkrieg Hitler gedient habca, bis .sit' 
sohließlich geschlagen wurden, wenn die;;(! Generale 
sich he.Llle al:. Land~knoechte an den Dollar ve1•kaufen 
und der englisch-amerikanische Generalstab glaubt, 
sie wUrden aLs Gefreite- im dritten Weltkrieg füt· den 
Dollar · mitm9rschieren, dann hoffen wir im Interesse 
des Friedens, daß diese Generale, die zweimal ~chon. 
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geschlagen wurden, auch ein drittes Mal vernichtend 
geschlagen werden, wenn es darum geht,· den Frieden 
zu verteldlgen. (Glocke des Präsidenten.) Wir \.\'enden 
uns gegen den Militarismus als System und wfr sagen 
Ihnen, Herr Abgeordneter, wir sagen Ihnen das deut
lich ~md weisen damit auch den Ausfall des Kollegen 
Lorenz. zurück. Meine Herren, sagen wir .das einmal 
ganz o:f!en, daß Sie hier sitzen und Landtag spielen 

. können, das ha:ben Sie nicht nur den westlichen 
Alliierten zu verdanken, das haben Sie in der Haupt
sache der Sowjet...Armee zu verdanken, die den Hit
lermilitarismus niedei·geschlagen hat. (Große Unruhe 
und Heiterkeit!) Darüber wollen wir uns einmal klar 
sein un'Ci bekennen, diese Armee hat dafür gesorgt, daß 
der Frieden geschaffen wurde, und, meine Damen iünd 
Herren, .fc:b verrate Ihnen kein Geheimnis, wenn der 
amerikanische Präsident feststellt, daß die Sowjet
ünion auch über Atomwaffen verfügt, dann hat ein 
solcher großer Gelehrter wie Professor Hahn- auf
atmend festgestellt wie die ganze Welt, die ehrlich 
den Frieden will, daß jetzt, wenn das amerikanische
Atom.,,vaffenmonopol gebrochen ist, damit eine Garan_; 
tie für den Frieden gegeben ist und es keinen Krieg 
mehr geben wird. Das i§.t die Meinung aller fried
liebenden Menschen der Welt und deshalb nehmen wir 
auf das schärfste Stellung gegen ein solches Ver
sorgungsgesetz, gegen ·eine solch-e Belohnung ·der ehe
maligen Hitler-Offiziere .und Generale, die z.um Teil 
Mörder und Totengräber am deutschen Volk sind. 

Präsident: 

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Das Wort 
hat der Abgeol'dnete _Claus (FDP). ich bitte Sie, sieb 
aber etwas früher zu melden. 

Abg, Cla US: 

Meine sehr ve1·ehrten Damen und Herren! Ich ver
sage es mir, in dem Jargon zu antworten, wie ihn 
eben der Herr Vorredner hier von dem Rednerpult 
losgeschossen hat; Ich glaube über dieses Thema, das 
·er behandelt hat, können wir uns erst schlüs9ig wer
den, können wir erst . ein schlüssiges -Urteil fällen, 
wenn einmal die Weißbücher und dle Gelbbü,cher 
über die Behandlung unserer Soldaten, die ·isioh jetzt 
noch in Rußland befinden, erschienen sind, dann 
können wh- uns darüber unterhalten. (Unruhe bei der 
KPD.) 

Präsident: 

Herr Abgeordneter Feller, ich bitte doch meine Da
men und Herren, wir wollen doch die Dinge sachlich 
behandeln. Si.e . haben doch alle reden können und je
der hat davon ausgiebig Gebrauch gemacht, wollen 
wir auch die Meinung des anderen hören als 'wirk
liche Demokraten. Bitte Herr Abgeordneter Claus. 

A b g. C l a u s (fortfahrend): 

Meine Damen und Herren! Nachdem der Herr Ab
geordnete Daubcr eben als Betichterstatter des Finanz-. 
ausschusses hier nochmals berichtet bat, was bereits 
!n der Finanzausschußsitzung gesagt wurde, daß von 
den elf westdeutschen Ländern bereits neun eine 
ähnliche Regelung, wie sie uns hier in dem Landes,
gesetz über die Unterhaltsbeiträge für die ehemaligen 
Soldaten vorliegt, g~troffen haQen, ist es für uns, für 
meine Fraktion eine Selbstvers.tändlichkeit, -daß auch 
eine ähnliche Regelung fü1· unser Land Rheinlan::1-
Ptalz getro!!en wird. Wir be,grüßen daher die Regie
rungsvorlage mit den Änderungen, auch die Ent-

-schließungsanträge. Auf den SPD-Antrag komme ich 
später · nochmal zurück. Wir betrachten die vorge
sehene Regelung nur als eine Notlösung, als eine So~ ... -· 
~ortlösung, und zwar im Rahmen der finanziellen 
Leistungsfähigkeit unseres Landes. Ich möchte der 
Hoffnung Ausdruck geben, daß eine gerechtere Lö: 
sung vor allen Dingen aber eine allgemein gültige Re-. 
gelung durch den Bund eines Tages· erfolgen' Wird. 
Wenn hier die Rede war von ein paar Dutzend Gene
ralen oder überhaupt von .Generalen, so ist das nicht 
das ausschlaggebende, sondern die Masse der Berufs
soldaten, das sind diejenigen, die in den Genuß eine:s 
nach meiner Anicht wohl erworbenen Rechtes kom
men. Denn, meine Damen und Herren, es ist doch so, 
daß mindestens zehn Jahre vor Auflösung der Wehr
macht erdient sein mussen, ehe eine Rente gezahlt 
wird, abgesehen von der 50prozentigen Beschädigung. 
Wenn aber zehn Jahre Dienstzeit vor der Auflösung 
vorhanden sein muß, ist der Betre.f!ende also minde
stens 1935 Soldat geworden. Damals konnte aber 
keiner, der diesen Beruf ergriffen hat, ahnen, füiß 
diese Sache einen solcll.en Ausgang nehmen würde. 
Vor allen. Dingen ist es so, daß wir eins in Rechnung 
setzen müssen, den wirtschaftlichen Niedergang der 
voraufgegangenen Jahre und ich habe es deshalb nie- · 
mand für Übel genommen. Auch möchte ich eins 
feststellen für meine Person, ich habe. vielleicht 
ebenso gelitten wie Sie Heri· Feller, gerade im dritten 
Reich, aber tl'Otzdem muß ich lobend anerkennen, daß 
sehr viele jun·ge Leute, die mir persl:Snlic!l bekannt 
sind, den Beruf des Berufssoldaten gewählt haben, 
daß die das nicht getan haben. um in einen Krieg zu 
ziehen, sondern um sich eine Existenz zu schaffen. 
Man kann dieses Bestreben nicht einfach als ver~ 
brecherlsch hinstellen. Das gehl nicht, das geht zu 
weit. Unter dieser Masse der Berufssoldaten· ist 
selbstverstä~dlich eine Menge von Berufsoffizieren. 
Aber ich habe kürzlich gestaunt, als mir eine Liste 
vorgelegt wurde, von einem einzigen Regiment, wo
raus hervorging, daß zwei Drittel des 0.ffizierskorp::: 
aus diesem Regiment sogenannte VolkGoffiziere 
waren, d. h. also nicht vielleicht die Klasse der Offi
ziere, die Ihnen da immer vorschwebt. Das müssen 
wir auch bei Betrachtung der vorliegenden Materie 
entsprechend in Rechn:ung setzen. (Zuruf Abg. Hertel 
SPD: Das ·waren vielmehr . Handwerker mit .faulen 
Fingerspitzen!) Man kann hier nicht von Handwerkern 
sprechen, Herr Kollege Hertel, sondern das waren 
jungg Le1,1te, die Soldat wurden, die sich zu zehn oder 
zwölf Jahren verp.flichteten und nun durch den Ein
tritt des Krieges eine günstige Beförderung eben über 
.sich ergehen ließen. 

Aber bezüglich der Deckung ist es sehr wes.entlieh, 
daß es sich hier um eine Regierungsvorlage handelt, 
und ich habe in dieser Hinsicht das genügende Ver
trauen zu der Regierung; daß, wenn sie uns eine Vor
lage in dieser Form vorlegt - wir sind ja nicht an der 
Regierung beteiligt - ich aber ,schon sagen muß, daß 
die Regierung wohl auch die notwendigen Mittel zur 
Verfügung stellen kann. Ich möchte sofort in ·diesem 
Zusammenhang· betonen, daß man gar nicht .so klein
lich verfuhr und bis zum letzten Pfennig die Deckung , 
nachrechnete, wie beispielsweise bei dem Soforthil!e
gesetz, dem wir ja rückhaltlos unsere Zustimmung 
gegeben haben. Es ist aber schon des öfteren del' 
Fall gewesen, überhaupt bei den ganzen sozialen Ge
setzen. Für uns ist bei Betrachtung dieser Gesetzes· -
vorlage einzig und allein die Tatsache ausschlagge
bend, daß es sich um die Herstellung eines Rechtes 
nandelt, auch eines wohlerworbenen Rechtes. Nur 
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von diesem Gesichtspunkt las.sen wir uns leiten. Und 
wenn weiter gesagt wurde, diese Leute sind freiwillig, 
d. h. der größte Teil der von dem Gesetz Betroffenen, 
die :-ind zum großen Teil freiwillig in den Krieg ge~ 
zogen, so stimm1 das nicht, wenn sie beschädigt sind, 
.so C!'h!iltPn sie ihre Kriegsrente. Im übrigen ist es so, 
<iaf\ sie :i:ehn .Jahre ihre Dienstzeit geleistet haben 
IUÜSSt!Il. 

Die FDP stimmt der V<>rla.ge lI/894 mit den Ände
rungen zu. Aber bezüglich des SPD-Entschließungs
Antragt>s mochte ich ponzönlich die Meinung ver
t.reten, daU diP.i;(' Regelung doch in <iem Wiedergut
ma<:hungsgcsetz bereits ihren Niederschlag ,gefunden 
hat. (Zuruf Abg. Feller: Sie haben auch gesagt, daß 
1n dem Wiedergutmachungsgesetz, Wiedergutmachung 
für die Opfer des Nationalsozialismus in dieser Hin
liiicht t'lPrPit.ia: enthalten ist, das ist meine pcrsönlidit:: 
Auffas!l\111,g , Wir haben noch keine Gelegenheit gehabt. 
in der Fmktinn darüber rn sprechen, in1olgedei;sen 
möchl~ ich mich im Moment noch nicht abschließend 
iii.1ßE'rn. 

Bezüglich des. CDU-Antrages Il/1252 geben wir un-
11ere Zustimm11ng. 

Priif:iol"nt: 

Zur Geschäftsordnung hat. der Abgeordnete Hertel 
das Wort. 

A b g. He r t e 1 : 

Meine Damen und Herren! Im Hinblick au.f die zum 
Teil recht erregte Diskussion beantrage ich, daß jede 
Partei no<·h einmal fünf Minuten zm,ätzliehe Redezeit 
bekommt., 

Präsi-den t: 

Es lst der Antrag gestellt worden, fünf Minuten zu
i;ätzliche Rt•dP1.e-it. Will jemand . dagegen sprechen. 
Der Abgeordn~t.P nr. Zimmer. 

A b g, D r . Z im m er ; 

kh persönlich sehe das nicht ein. Es ist bisher nicht 
üt}lkh gewesen in, -diesem Haus,e. daß bei einer von 
c-in oder ZTWei Rednern geführten erregten Aussprache 
WC'gcn flie,;cr Erregung gewissermaßen eine Zeit
prämie gegeben wird. (Zuruf Abg. Hertel SPD: Es 
kommt doch auf die angeschnittenen Fragen an!) Ich 
möchte nicht in dieser Hinsid1t. einen Präzedenzfall 
schaffen. 

Priisid~nt: 

Wir miissen zur Abstimmung kommen. Wer .für den 
Antriig des Abgeordneten Hertel ist, die Redezeit um 
fünf Minuten zu verlängern, bitte k'h um Erhebung 
der 1·echten Hand. Gegenpl'ooe. 

Der· Antrag ist abgelehnt. 

Meine Damen und Herren! Die allgemeine .-\us
;,pl'a<:he bt. geschlossen. (Zuruf Abg. Dr. Lichten~ger, 
CDU: Ich bitte ums Wort zu einer persönlichen Er
klärung1) Nein. das könn(;'n Sie erst am &!hlu8:se ~er 
Sit.1.11ng. 

Wir kommen nunmehi zur Abstimmung, und zwar 
lasse ich :1.uniaichst abstimmen über die Änderungsan• 
träge. 

1. Antrag Drnl'ksach.e ll/ 1233. Wer dem Än'Cierungs:: 
Hntrag in der Drucksache U/1233 d es Haushalts- und 

Finanrz.ausschusses zustinun~n will, bt"h,mdelnd den 
§ 2, bitte ich um Erhebung der rechten Hand. Die 
Qe-genprqbe. 

Mit. Mehrheit angenommen. 

Wir kommen zur Abstimmung der Drucksach1c 
II,/1207. Wer , dem Änderungsantrag -des Hauptaus
.schusses in der Drucksache IJ,/1207, behandelnd die 
§§ 5 und 10, seine Zustimmung geben will, bitte ich 
um Erhebung der ' rechten Hand. Gegenprobe. 

Mit :M:ebrp~t ,ang~nommen. 

Wtr· kommen rur Drucksache II/1252, behandelnd 
den § e :Abs. 2 . Wer dem Änderungsantrag der CDU 
seine· ·zustimmung geben will, bittl" ich um Erhebung 
der rechten Hand. Gegenprobe. -

Ml"hr Mehrheit angenomml"n. 

Wir ltomrtretl' ·nunmehr Z'l.t der Gesamtabstimmuna 
iQ d~ ''ZW~lfen Le.surtg. Wer dem Gesetzentwurf nun: 
mcllr· die- Z11Rtrmm1.mg geben, will in zweiter Lesung. 
bm~ kh um Erh~ung d<'r rN·ht('n Hand. Gegenprobe. 

Mit Mehrheit angenommen. Wir kommen nul'\meh1 
.i.ur tirHtl"n Beratung. 

Das Wort hat Fr-au Abgeordn~1„ H;ilPin (KPOl: 

Abg. Hale,~n: 

Herr Präsident! Ich wl<iersprcche der dritten Le
itung d!esE's Gesetzes und protestiere gleichzeitig im 

· Namer: twusender Frauen gegen ool,:,he Reden. 
wie sie Herr Dr. Lichtenbcrgcr hier gehalten hat. 
(Hel tet"kcit.) 

G l o<'kf" <le!=: PrR!"i rlent~n : 

Pt· ä ,sident : 

Frau Abgeordnete Halein! Die Tagesordnung isl 
beute m-0rgen angenommen worden. Ein Widerspruch 
kann j~fat nicht. mehr erh-0bcn werden. 

Ich komme .zur· dritten Bf•ratung ,md rufe auf die 
§§ 1 bis 11, Einleitung und Oberschrift, Wer dem Ge
setz. in dritter Le1111ng ~E'inP 7.n~1imnrnng geben will. 
bitte ich, sich vom Plat7.E' zu erheben. Gegenprob<'. 
(Zuruf Ahg. F~tler · KPD; Das !i;t (!i(' Koalition des 
il'riedens! ..: ·zuruf Abg. Dr. Nowa'ck FnP: Das müssen 
Sie gerade sagen, bei !hncn lernen die Kinder mi! 
zehn .Tahren schießen!) 

Das Gesetz ii;:t mit Mehrh(!il ln dritter Lt-"'•tn~ an
genommen. 

Wir kommen zum Punkt -3 der Tagesordnung: 
zweite und dritte Bera.tung eines La.ml~s,cffetzes über 
die Aufhebung der ersten Gehaltskiinung1;verordnun11 
(Di-_udf-!!:ll:~e .. ~1/1194). 

Der Rerr 'Mlrdsterpl'l.sldent wird dem Hause vor
er11<t nO<'h ~lntge Mltteilung~n zur Demontage mRC'h{'n . 

Mi,,~ i s t er p r ~ s t d c n l A l t m -c i e r : 
Meine Damen und Herren! Entschuldtgcn Sie, wenn 

ich die Bitte ausgesprochen habe!, mil' Gelegenheit :,;u 
gmben .:z.t1 e inigen Bemerk\mgen wegen der Demontage, 
weil ich mich an.schließend i;ofor t. auf eine Rei;;e b~
geben muß, tdl habe in der verga-ngen€'Il Woche im 
Ältestenrat übe1· den derzeitigen Stand der Dcmon
tqen .. .. :geaptochen un,d dabei tuge-sagt, auch ·heute 
hier im. Hohen Hause <lartib€'r 1.u berichten. Ich will 
das rein sachlich tun und mich dabei lediglich von 
dem tjcdan~cn 'leiten !asi::en, daß dieses für das wirt-
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schaftliche Leben un1:lcres Vol'kes so -schwierige und 
immer noch ungelöste Demontageproblem sich 'wirk
lich, meine Damen und Herren, nicht zu Propagtnd)-. 
manövern eignet, sondern eine klare und verantwort
liche Stellungnahme der verantwortlichen deutschen 
Stellen er!o1-uert. Die · Landesregierung hat dabei mit 
Befriedigung die jüngste Erklärung der Bundesre
_gierung vom 4. Oktober zur Kenntnis genommen, 
worin gesagt ist, daß die deutsche Bundesregierung 
die allilerfo Oberkommission um eine Einstellung der 
Demontagen gebeten hat und deutscherseits Vor
schläge ausgearbeitet werden, die eine Änderung der 
Demontagepolitik ·ermöglichen und den Oberkommis
saren tur gegebenen· Zeit vorgelegt werden sollen. Ich 
möchte darüber hinaus feststcllenr·-daß eine starke 
Gr.uppe des Amerikanischen Senats in entschiedener 
Weise sich für das -sofqrtige Aufhören der Demont'.lgen 
in Deutschland einsetzt und daß auch in England sich 
die Stimmen mehren, die Stimmen der Einsicht, d:iß 
eine Fortsetzung der Demontagen, wie wlr es gestern 
hier im Hause erlebt haben, nur zu einem allzu be
quemen Pl'opagandaniittel für gewisse Verführungs
künste wlrd u_nd dadurch den Frieden der Welt ge-

. fährden. (Zurufe: Sehr richtig() Andererseits möge dle 
Welt, meine Damen und Herren, immer wieder dar= 
denken, daß ja der Radikalismus in Deutschland in 
den Jahren 1933 ntcht zuletzt deshalb so groß und 
sta1·k und so verhängnisvoll werden konnte, weil die 
damalige Nachkriegspolitik die politischen Folgen 
wirtschaftlicher Zwangsmaßnahmen gegenüber der 
deutschen Wirtschaft völlig falsch eingeschätzt hatte. 

Wir .sind alle der Auffassung, daß sich ein Gleiches 
nicht wiederholen, da1·f. Iclr habe das letzte Mal, am 
7, Juli, hier im Hause· Stellung zu der ·Demontage ge
nommen tmd .. bin dabe.i yon dem damaligen Stand der 
Entwicklung ausgegangen.· Ich konnte · Ihnen damals 
mitteilen, daß die Demontageliste, die uns seit No
vember 1947 vorlag und die 83 Betriebe des Landes 
Rheinland..J>falz umfaßte. insofern eine erfreulich·e 
Einschränkung erfahren hatte, daß von diesen 83 Be
trieben 44 abgesetzt wurden, während zu unserem_ 
Bedauern 39 Betriebe als der Demontage verfallen 
auf -der Liste 1 verblieben. Dabei handelte es sich wn 
25 Teilbetriebe der BASF, um zwei tatsächlich längst 
abmontierte Kriegsbetl'iebe, über die man infolge
dessen nicht mehr zu sprechen braucht, und um zwölf 
andere Betriebe. · 

Ich habe damals ausge.führt, daß, so sehr die Lan
desregierung die Streichung dieser 44 Betriebe be-

- grüßte, sie trotZ'dem ihre Bemühungen fortsetzen 
werde mit dem Ziel, auch in B.ezug auf die rest)..ichen 
39 Betriebe weitere Verbesserungen und Erleichte
rungen zi.t erfahren. Diese Bemühungen, die mit· den 
verschiedenen Stellen während der verg~genen Mo
nate geführt wurden, haben in verschiedenen Fällen 
zu Erleichterungen, zu Kompensationsmöglichkeiten 
geführt. Sie konnten erfolgreich .:für die betreffenden 
Betriebe abgeschlossen werden. 

Aber es bleibt immel'hin noch ein beachtlicher Rest, 
und zwar bei lebenswichtigen Betrieben, 'öei denen wir 
infolgedessen weiterhin nicht ruhen und rasten wer- -
den, um auch hier auf dem angedeuteten Wege der 
Verhandlungen zu erreichen, · daß nicht demontiert 
wird und daß die von uns immer wieder nachgesuch
ten Erleichterungen Platz greifen. 

Wir stehen - das haben Sie aus ,d.et· Presse ersehen, 
in den letzten vierzehn Tagen - vor drei besonderen 
Fällen in unserem Lande, die ich deshalb auch noch 
einmal mit einil{en Sätzen streifen möchte, Unter den 

39 Betrieben, die auf der Demontageliste blleben, be- --
fand sich auch das Eisenwerk Kaiserslautern. Es ha
ben infolgedessen damals sofort unsere Bemühungen 
eingesetzt, um hier die Demontage im Wege der Ver~· 
handlungen · doch ,ff11usorisch zu machen. Die Entwick
lung in -dem Betrieb des Eis.enwerks Kaiserslautern 
hat sich nunmeht· zugespitzt. Ich hatte am vergan- -- 
genen Sonntag vor acht Tagen an Ort und Stelle Ge
le,genheit, sowohl mit der Betriebsleitung, als auch mit 
der Betriebsvertretung zu sprechen. Verschiedene Be~ __ 
hörden, Gewerkschaften und andere hohe Stellen sir,d 
an die Regierung wegen des Eisenwerks Kaisers-· 
lautern herangetreten. · 

Das Eisenwerk Kaiserslautern hat im La~!e der ver
gangen~ - Monate 46 Maschinen·_ und· Maschil'renteile . 
der Demontage zur Verfügung gestellt. Aber es wur
den gleichzeitig Verhandlungen geführt, um die Her
iusnahme von 14 Maschinen, die man als die Seele 
des Betriebes bezeichnet, zu verhinde.rn. Es ist mir 
mitgeteilt worden, daß die Herausnahme dieser 14 Ma
schinen zur Folge haben müßte, daß der Betrieb mehr 
oder weniger stillgelegt werden muß, was immerhln 
die Arbeitslosigkeit von mehr als 500 Angestellten und 
Atbeitern bedeuten würde. 

Die verschiedenen Bemühungen der Lande:;regl~
rung, des Oberregierungspräsidenten der Pfalz, des 
Oberbürgermeisters, der verschiedenen Stellen, hatten 
,n den letzten Tagen immer wieder das Ziel, die Her
ausnahm.:? di~ser 14 Maschinen zu verhindern. 

Es waren im Wege der Verhandlungen ·am 27. Junf 
dem Betrieb durch die französische Militärregierung 
gewis.i-e: Zusicherungen gemacht worden, und zwar in 
der Weise, daß diese 14 Maschinen nach den Zusagen 
der französischen Milttärregierun .. f abgesetzt wercioo 
tollten, wobei die französische Milit.ärregierung aller-
1ings hinzufügte, daß sie allein dari.ibe: nicht zu be
finden habe, sondern die Genehmigung d.~r JEIA und 
des Gläubigerlandes haben müßte. D•.-se Genehmigung 
ist bisher versagt worden. 

Ich habe in einem längeren Bericht der Militärre
gierung die Situation in Kaiserslautern klargelegt. Der 
Gouverneur von Rheinland-Pfalz hat mir am 27. Sep
tember in einem Antwortschreiben bestätigt, daß er 
die Sorgen, die ich ihm namens der Lam:lesregieruag 
wegen dieses Werkes vorgetragen habe, würdige und 
daß er seine Bemühungen darauf abstelle, im Sinne 
unserer Wünsche zumindesten einen Demontagestopp 
nachzusuchen. Er schrieb wörtlich: 

Indem ich Ihre Bemerkungen dem Botschafter 
mitteilte, unterstrich ich, daß es in der gegenwär
tigen Lage zweiiellos eine kluge Politik bedeuten 
würde, wenn der Beschluß zur Demontage aufge
hoben würde. 

Es · haben dann auch die Verhandlungen mit dem 
Gläubigerland stattgefunden, mit dem Land, das die 
Maschinen bekommen soll. Es sind diesem Land Pa
kistan (Heiterkeit) ... (Abg. Dr. Zimmer: Welche Zer
störungen hat das Land durch ,..die deutsche Wehr~ 
macht erlitten?) durch das Werk selbst sehr inter
essante Kompensationsmöglichkeiten angeboten wor
den. Das Werk hat gesagt, wenn wir unsere Maschinen 
behalten, wenn wir also weiter fabrizieren können, 
dann sind wir in der Lage, die vier Kranen zum Bei
spiel, die wir jetzt ·aus unserem Betrieb abbauen und 
abliefern sollen, neu herzustellen nach ·den Maßen, 
wie sie verlangt werden, und wir lie!ern tlann nicht 
alte, vielleicht überhaupt nicht brauchbare Teile ab, 
sondern sogar neue.. _ . 

, .:;; ,. 
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Es ~ind ali;o :;;ehr interessante Kompensationsange
bote gemacht wordt;,n, die ~ber bisher aus uns völlig 
unbegreiflichen Gründen nicht akzeptiert. wurden 
(Unruhe und Bewegung). od\'r aber vielleicht doch aus 
begreiflichen Gründen, wenn es sich nämlich heraus
~tcllt, daß e.s sich nicht um die Maschinen als solche, 
sondern eben dann um die Zerstörung des Betriebe:;; 
handeln soll. (Zuruf; Aus Konkurrenzgründen!) Aus 
Konlq1rrenzgründen. Nach unserem Bericht vom 
~o. September haben wir noch einmal aus den ver
~~hi':'den<>n politischen Gesichtspunkten hcrat1s um 
einen Demontagest.opp nachgesucht. Wir haben ge
,agt; .. w~rum. so fragt unsere Bevölken1,ng, so11 ein 
Werk al.)muutil:'rt und dem Veriall überliefert wel"den, 
wenn auf der anderen Seite jede Garantie für die 
Neuausfertigung gegeben wird!" Eine solche wirt-. 
schaftliche Sinnlosigkeit vermag die Landesregierung 
und mit ihr die Bevölkerung nicht einzu.seben. Die 
LandesregiP.rung hat infol•ge1iessen auch keinerlei 
MöglirhkPit ,_ 11m den Betroffenen diese Demontage 
1rgendw-ie l'1tchlich zu begründen. 

D(•r zwr•it„ l<'all betrifft die Seifenfabrik Siegert .in 
Neuwied. Auch die Seifenfabrik Siegert in Neuwied 
stand auf der Liste der zu demontierernien 39 Be
triebe, und zwar unte1· der Nummer 2097. Diese Num
mer 2097 stellt eine Liste dar. aur der seit fas.t ~ei , . 
.fahren diejenigen Maschinen verzeichnet waren und 
sind, die in <lern ut.:lreffen-dcn Betrieb zu demontieren 
waren und womit sich das Werk auch abgefunden 
hat!P, Aber nun ist. diese Liste um eine andere Liste, 
die die Nummer 986 trägt, enveitert worden, dk Ma
schinen au:,; <iem englischen Gebiet darstellt, die die 
befreundete Firma Henkel nach Neuwied überführt 
hatte. Und merkwürdigerweise werden jetzt au.f ein
mal diese auf der Liste verzeichneten Maschinen als 
zu der alten Liste 2097 gehörend bezeichnet. während 
~ie bisher unter der anderen Nummer verzei<:hnet 
warf:'n und infolgedessen nach dem klaren Wortlaut 
der ergangenen Demontagebestimmungen nicht unter 
die Demontage fiehm. 

Ich hallt: der Militärregierung gesagt, daß wir drin
genrl darum t:"r:<uchen, dafür einzutreten, daß die De
montage bei der Firma Siegert nur hinsicht1ich der
Jenigen Mai;chinen durchgeführt wird, die in der ur
~prünMlichen Liste Nr. 2097 verzeichnet waren. 

ld1 möcht~ in diesem Zusammenhang noch hinzu
fügen, daß der Herr Außenminister &'human bei 
meinffln Pariser Besuch erkfärt. hatte, daß es über die 
bcrci~~ Rngeordnete Dt.•nM.mtage hinaus weitere De
monta,E,en nictlt mehr gäbe. 

Nun dei· dritte Fall, den ich als geradezu _grotesk 
~eichnen möchte·, niimlkh del1J Fall der Charlotten
hüttc in Niederschelden im Kreis Altenkirchen. Hier 
stelle ich au~drück.lich fest. daß doieset· Betrieb ,auf 
der Liste der 44 nicht zu demontierenden Betr,iebe 
verzeichnet war, und zwar an zweiter Stelle unte1· 
der Nr. 2043. Die Liste sowohl der zu demontieren
den, als au<-tl der nicht zu demontierenden Betriebe. 
aie uns dtll'(•h die Militärregierung am 22. April über
mittell worden, war. war begleitet von einem .an mich 
gerichteten Scht·eiben, war.in es wörUich heißt; ,,Mil 
d,iesen Dokumen:ten wird in der französischen Zone 
endgültig die Liste der Fabriken, die demontiert · wet·
den. erstellt. und sie wil"d späterhin kednerlei Ver
andenmg erfah1·en. Auch wird keine weitere Zusatz~ 
liste mehr herausgegeben.'· 

Dem Betrieb selbst ist am l(l. M.ai in einem ärm
lichen. amtlichen Sch1·eiben noch einmal ausdrücklich 
bestätigt wo1·den - der Text liegt hier \,01· -, d.iß die 
OC'mon~a1a:t:> dieses Betriebs nicht in Frage kommt-. 

Ich habe dl,ese Darstellung de1· französi-schen. Mili
tärregierung mündlich und sehrifUich gegeben. Die 
hiesLgen t>ienststellen der Mfätärreglernn,g ha~n mlr 
erklärt, daß sie sich an das von ihnen ge,geb()ne Wort 
halten werden (Bravorufe). Ich habe hinzugefügt, daß 
es in dem dem Werk übc1·gebenen S<'hriftt-tück aus
drücklich he{ßl. daß der bezei<'hnef.e Betrieb end
gültig von der Reptiration,sliste ge$Mchen würde und 
dementsprechend fo Deutschland verbleibe. Weiter
h-Jn wurde in diesem Schrinstüd{ die Kontrolle mit 
sofortiger Wirkung vom 10. Mai über die Charlott~m
hütte aufgehoben. 

Sie müllsen mir gestaLLt!ll, meine D::imen ,und Hel'
ren, daß ich mm auf dtesen Wider~pruch mit ,ein,i,gen 
Sätzen ~illij~he, auf diesen Widerspruch, der sich 
daraui;. e,rg,!bt, daß auf der feierlkh abgegebenen Liste 
der Betcteb als nicht demonticrbar erklärt wird und 
nun 'döch demöntle1;t w.erden soll. Es wurd,~ nämlich 
auf ' Grund der 'Mitteilungen. die dtL! Landes,reglerunii: 
seinerxeit erhalten hatte, der Chadottenhütte am 
2. August I949 auf ihren Antra~ durct, mich als 
Wirtschafl,;;m·lni~ter clle Erlaubnis zur Inbetiiebnahme 
dei Stahlwerkes gegeben. Die Stahlwerke wurden 
dann urt1:er -rn,:"stferung großer Summen in Ordnung 
gebracht, und d:as Werk beabsicht,igte, von einem 
Ruhrwe-rk eine Walzenstraße zu übemehmE"n und den 
anfalfonden Rohstahl zu Platin füt· Feinblec.hwc1l:a:
werke weitet· 2u vel'arbt'iten . 

In diese Sltuation hinein kommt nun die mündHclw 
Anordnung ein~r- beab~cl,t,ig1en Demontage. 

Zur ~rteihmg diese1: ~ituation ist es notwendig. 
zu wissen, daß di~ Hüttenwerke Siegerland AG. teili< 
im engHslh bese-tz.ten Gebiet, :zum größeren Teil aber 
im Lande Rheinland-Pfal1. liegen. Als Begründung 
für die jetz.ige Demontage wird, der Zusammenh3.n!( 
milt dei.- von bdlii;cher Seite zu demontierenden An
lage der Siege-riand AG. ,,ermutet und auf einen 
Irrtum in der .Auslegung der Beschlfo,e des Hum
phrey-Aus.schusses verwiesen. 

In der Annahme, daß e-s gelingen könnt.~. eines 
Tages die Charlottenhütte wieder in Betrieb zu neh
men, ,vurde seit Ktiegsende die aHe Bel<egFcfoi rt des 
Werk,es i'r1 größtmöglichem· Umfange , mit HilfR,füi,
fertigung,en, beschlifttgt. DiesE> BeschäfHgung· erwiet< 
i;icli aber .il~ .absolut ·unrentabel. 'lmd dE>r Versuch.
den Stamm i:fo1· Spez,ia1arbejt~rschaft zu halten. 
koste-1e dal'! Werk c-a. 2 Mlllion,en -Mark. Die frühere 
Belt'!gsdlart betrug 1500 M-3m1, d,ie auf 850 Arbeiter 
zusammengei.chmol:r.en i'st. Mit der jetzi-gen Dcmon
ta,g,e der Charlotte-nhiittP in uns~!'rem Land würden 
1'!uch dles,e 800 Mann r<elltloH .arbeit.!llos und mit ihren 
Angehöt"lgei - daß sind etwa 4000 bis 5000 Men1<<'hPn -
der so1.1ialen Not überantwortet. 

Ich möchte Sfe hier auf die klaren Zusammenhä ngt' 
aufm~ksam machen, indem kh darauf hinweise, d'lß 
die ncu,erlichen Demontageabsichten auf internatio
naler Basis erhoben werden und damit begründet 
werden sollen, der Humphreyausschuß hätte einen 
lt'rtum begangen, und da der englische Teil des Wer
kes der Demontage verfallen soll, würde dies auch 
rn~ alle in unserem Land liegenden Teile ge<lten. 

Ich möchte- hit.>1· feierlich vor diesem Hohen- Hause 
erklären, daß wir aut' das vertrll1Hm. Web uns die 
MHWfrregjerung am 22. April ebenw feierlich mit
geteilt hat und was uns vcrnnl11.ßt2, d3mali; dem Werk 
<ileH· trklärurlg.en abzugeben, die Bevölkerung ·zu 
beruhigen und ihr· d~h· Bewußtsein der Erhaltung 
ihl'er Ai·belts~tätte 7.t1 geben~ 

j,1 d'Ol tr ,11/i„l11J ,. , 11, •1.,, ,,,j , ,1 ,. , 

It:h hab!.>, Jn ö.'iesem SinnC' an die ll,Hlitlirl'egierung 
11p~J!:\~~. , .~1.!1d.. a~\f den Verlauf BP7,ll"l genommen 
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und die Militärregierung daium ,ersucht, zu ih1·em 
Wort zu stehen, auch wenn durch die Verquickung 
mit dem Teil des Betriebes iin englisch besetzten. Ge
biet ,en·glisch.e Fot-derungen seitens der englischen 
Demontagestellen gestellt werden. 

Meine Damen und Herren! Unter Bezugnahme auf 
die eingangs· meiner Au~fühnmgen erwähnte Initia
tive der Bundesregierung und In der Hoffnung, daß 
meine hier vorgefo'achten Gesichtspunkte eine Würdi
gung erfahren, möchte ich auch von dieser Stelle aus 
an den Herrn Hohen Kommissar <und französischen 
Botschafter die dringende Bitte richten, bis zur Be
sch~ußfassung über die erwähnten deutschen Voi'f'
s.chläge - auch ii.m Hinblick darauf, daß sehr viele 
maßgebenden ausländischen Stellen heute . durchaus 
bereit sind. eine weitere Demontage· in De'µtschland 
als überholt z.u erklären - einien 5ofortigen Demon
tagestopp bci den von mir erwähnten und aueh bei 
den and~i·en der 39 Betriebe zu verfügen und vor 
allem anordnen, daß im Sinne der uns mitgeteilten 
schriftlichen Zusagen mit sofortiger Wirkung alle 
Maßnahmen auf der Charlottenhiltte in Nieders.chel
den eingestellt werden. 

An das Hohe Haus mö.chte ich die Bitte richten, 
die Landesregierung, wie bisher auch i.n. dieser Stunde 
in ihren Bemühungen, weitere Erleichtefongen in de1 
Demontage zu erreichen. tatkräftig zu untersti.itzcn. 
(Beifall.) 

Pl· äsident: 
Meine Damen und Herren! Wir haben jetzt no..h 

zunächst unter Punkt 2 der Tagesordnung über clen 
Entschlleßungsantrag Drucksache 11/1248 abzustin1-
mcn. 

Wer für den Entschl>ießungsan<trag der Fl'aktion rl~r 
SPD oist, den l:>itte ich, die rechte Hii~d zu erb.ehen. 
Die Gegenprobe. Enthaltung? 

Der Entschließungsantrag ist mit Mehl·heit . !'lbge
lehnt bei drei SUmm:enthaltun~n. 

Wir kommen zum Punkt 3 der Tagesordnung. (Zu-
1:u!: Zur Ges.chäftsordnrung.) Zur Geschäftsordnung 
hat das Wort de1· Abgeordne_te Fellei- (KPD). 

A b g. :F e 11 e r . 
Ich erin•nere da1·an, daß in der vorletzten Sitzung 

des Ältestenrates der Hen· Mmisterpräsi<lent eb<:.11-
falls ausführliche Infonnationen über den Stand der , 
Demonroge gegeben hat und daß zum Ausdruck ge
bracht wu1·de was damals, .einstimmige Auffassung 
des Ältestenr~t-es war, daß man dieses ·wß.chtige Prö
blem nach der Erklärung des Herrn Ministerpräsiden
ten im Plenum beraten ,so1'1. Ich möchte anknüpfen 
an dlese Einstimmigkeit! des Ältesten!."ates und bean-
. tragen, z.ur Untei:-stüizung aller Scru:itte, die in die
sem enblcheidenden Leben5prob1em notwend•ig ;;ind. 
in diese · Aussprache ein~utreten. 

Präsident: 
Das Wort hai der Abgeordnete Or, Zimmer {CDU). 

Ab g. Dr. Zimmer; 
An sich habe ich filr diesen w,.msch des Abgeord

neten FeHer volles Verständnis; denn wenn man die 
Din·ge gehört hat im Ältestenrat und auch hier wie
der dann fällt ~s s,:,hr .schwer, nicht die Verpflich
tung in s11ch z.u fühlen, hier dem Ausdruck zu gebe~. 
wie wir die Dinge beurteilen. Ich bin abe1· durch d·rc>n 
Herrn Minist0rpräsidenten darüber unterrichtet wor
den, daß er den dringenden Wunsch hat, im fr.re"-

esse der Sache selbst, daß wir ,uns heute Beschr5n
kun.g auferlegen un·l. um die Sache selbst nicht zu 
gefährden, auf etn<;! Aussprache heute zu Ytrzichten. 

Ich sehe midi gezwungen, im Hinblick auf die Ver
antwoi-tung, d'ie wJr dem Herrn Minfaterpräside~Hf.n 
zumuten und die wir se;.bst in einer Außspracheüber
nehmen wtirden, diesem Wunsche Rechnung zu 
tragen. D:mn ·.i;rürde unsei·e Aussprache eh1en !'olchen 
Verlauf nehmen und ein Mißerfolg der eingeleitet.an 
Schritte eintreten, dann würden wir unter Umstän
<!en die Verantwortung mittragen. D'ls ist der Grund, 
wiar:um ich bitte, von eine1· Aussprach•? d·ie,,--es Mn; 
ab:,;usehen 

Präsident: 
Das Wort hat dN· Abgeordnete Her1et (SPDL 

Abg. Hertel. 
Auch ohne die sei.nerzcitJge Meinung im Ältest.t!n

rat muß ich .folgendes erklären: Ich hatte G~legen
heit, in dem .tragischen Fall des Eisenwerk, .Kaisers
lautern mich davon zu überzeugen, daß die ~ :>ndea
regien.mg in engster Zusammenarbeit mit dem Herrn 
Oberregierungspräsidenten <ler Pfalz wirkli<'h alle 
Mittel ausgeschöpft hat. um die Demontage, die dvrt 
droht, zu verhindern. 

Ich bin der Auffas&1mg, daß, wenn! wir die von so 
großem E1·nst und Verantwortungsbewußtsein .i;etrn
genen heutigen Ausführungen. des Herrn Minister
präsidenten· für · sich wirken la:ssen, doamit dem v'tn 
uns allgemein angestrebten Ziele besser ,ged,ient i&t, 
als wenn wär sie ze1Teden. (Sehr richtigt) 

Präsi'dent; 

Wir kommen zur Abstimmung. Ich .stelle .die Un
terstützungsfrage. Wer den Antrag des Abgeo1'dneten 
Feller auf Eröffnung der Aussprache un,tel."stützen 
will, den bitte ich um Erhebung <ler l"echten Hand. -
Das reicht nicht. Es müssen acht Abgeordnete sein. 

Wir fahren ,in unserer Tagesordnung fort. Wir 
kommen. zum Punkt 3 der Tagesordnung: Zweite 
und dritte Beratung eines Landesgesetzes über die 
Aufhebung der Ersten Gehaltskürzungsverordnung 
(Drucksache Il/1194). Berichterstattung: Haushalts
und Finanzausschuß, Berichterstatter: Abgeordneter 
Schlick (CDU). 

Ab g. s C h li C k : 

Meine Damen und Herren! Der von dem Hohen 
Haus dem\ Finanzausschuß überwiesene Urantrag der 
CDU- und SPD·-F1;aktion laut der Ihnen vorliegen
den Drucksache II1U94 hat in der Sitzung dieses.Aus
schusses am 29 . . September 1949 zur Beratung g~ 
standen. Dei· Antrag ooh vor, die in den, Jahren 
1930-31 durch die damalige Wfrtsch:afts- und Finanz
kiise verurs,achte Küt'zmng der Beamtengehälter um 
6 v. H. angesichts des erhöhten Lebenshaltungs
indexes rü.ckgängi,g zu machen. Dabei sollten nach 
§ 1 Abs. b dieses Antt-ags zun~chst die Gehälter über 
350 DM außer Betracht bleiben. DemgegenUper ver
b.iat aber der Finanzausschuß die Ansicht, daß aus 
Gründen der Einheitlichkeit de1· Behandlung der Be
amten und Angestellten des öffentlichen, Dienstes der 
§ 1 Abs. b insofern geändert werden müsse, daß die 
Kürzung bei Beamten und Angestellten mit einem 
monatlichen, Gehalt über 350 DM ab 1. Oktober 1949 
z,ur Hälfte und ab 1. Januar 1950 ganz entfänt, nach
dem Bezüge bis zu 350 DM bereits mit !rühe1:er Wir
kung in den Genuß des Antrages kommen, bzw. ge
kommen sind. 
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Für diese Abänderung des• § 1 Abs. b, die i.n de.t· 
Dn.1ct;:~ache JT/1235, die Ihnen vorliegt. lhren Nieder-
~ch!ag fand, war wesentlich nie tarif~rechtliche Ver
t>inharung ;,:wischen de!' Tari.!geimeinschaft deutscher 
f ,iindP-r einerseit,s und d€r Gewerkschaft .,öf:flenUiche 
Dieni::te. Transport und Ve1·kt!h.l'" anderseits· vom 
24 . . Jtmi 1949 in Königstein, nach der für' Angestellte 
mit. mehr al~ 350 DM Monatseinkommen dde gl-ekhe 
Rcg,•lung getroffen wurde. Eben.:.o sei die Festste:
lun-g n·icht. untel"las~en, daß die früheren Bizonen
Länder diese Gehaltskorrektur bereits d'Urc::hgefüt1,1-t 
trnhen, sl) daß wir' uns mit den übrigen Ländern der 
französi!'<'h€-n. Zone. wie meistens. verspätet .u1~ 
~d,liefwn . 

Namens o~ Finan'7.a.m,!'>Chusses beantrage 1ch, dem 
Geset-;,;e-ntwui-f Drucksache ll/1194 mit Abänderungs-
antrag Druck~ache Il/ 1235 in Z\Veiter und drjtter Le-
"'u n g f'in~limmig Ihr{> Zuf>timmung 2lll geben. · 

Pt· ä~ident: 

Ich rufe aut die !Bl l und 2., Einleitung und Ober
l<d1r,ift , r:hP. ich das, Wort erteile, darf ich darauf auf
merkFam machen, daß der .Ältestenrat eine Redezclt 
von fünf Minuten für jede Partei vorl!dllägt. Wi-del·
f:pnwh da,gegen erhebL i'ich nicht. Es ist so beschlos
~<'n . f>€,r Abgeordnet·E" S('hieder {KPDf hat das Wor1 . 

Abp.,. Sch-ieder: 

kh wiH ~ gam! kunr. machen .. Wir hatten· seiner
zeit., und zwa,· am .20. August den Antrag dem Hause 
vm·gc!egt, den Sie unter der Nummer II /1203 finden. 
In d.Pr zw~schenzeit. kam eine R-egiei-ungsvorlag·e, und 
die BeratungPn im Haushalts-- und Finanzausschuß 
brac.+rten dann den ooeben vom Bericht-erstatter vor
getragenen neuen Stand der Dinge 7.utage. Der Inhalt 
umeres Antrages• bewg i.ich zunächst einmal dai-au.!, 
daß im Sinn"' <les i.einerzeit getroffenen Sclrieds
~pnl<'hßs fül' die An.gestellten nunmehr auch. füt· di1c: 
unkt·~n •und mitUeran Beamten• bis• z;ur Gtuppe ·· 
VII TOB ~inschließlich die 6prozentige Brüning.::,c;h•.: 
Notverot·dnung nicht meh1· vorgeno,mmen werden 
~o!ltt-. Wir sind ,i;eJb~tverF<tänd•lich damit einverstan
den. daß wir im Sinne des heutigen, Antrages vcrfah
I'en, wenn die Regierun,g du.rch. den Finanzminister 
iht'-f'r~eits erklärt„ daß soundsoviele erhöhte Kosten 
:twang:,.;läuf-ig damit auft.rE'tE'f"t, Ich möchte jedoch nur 
das eine hier zum Ausdruck bringen : Praktisch ist 
t•s ja so. daß nunmehr auch d!ie obersten Geb.älter, die 
SpitzengehiHt~r. möchte ich sagen, von der iSecll.spro
zentigen Kür7,ung befreit: werden. In die:set· lfin,skht 
bin ich jedoch der Meinung, daß mitru eine bestimmte· 
Vereinbm-ung treffen müßte; denn ,gerade in dieser 
K11tegorie i&t. der sechsproxcntige Abzug besmmmt 
n·icht in d-iesem Maße .auswirkend. wie er s:.ich b·d 
kleinen Gehältern oosgewirkt hiat. Vielleicht ist d,ie:;er 
Personenkreis von ·li'ich aus bereit. aut diese 6p.rozen
tigen Mehrbe1.üge zu v~rzichten. und ~ie di?m Haushalt 
zur Verfügung ziu ,st,e,Uen. 

Pt·ä:,;-ident : 

Meine Damen und Herren! We:itere Wortmeldungen 
liegen nicht; , ·or. Ich lasse in zweiter Lesung zunäch::;t 
<1bstimmen übet· den Änderungsantrag·, der Ihnen, in 
Or-•.Wk-"'-l('nP JI/123:i zugegangen ist. W€r dem Ande
rung;.:,anteag seine Zustimmung geben will. bitte icb 
um E1·b1:1.Ju11g der re.chten Hand, Ich i.telle die ein
,f immi g"' Anrnihme fes,t. W<:!t· numneh1.· dem Gesetz 
i n zweiter l.esun!!" i;eine ZUISti-mmung ge~ Wi.U, . 
bitte ich um Er he-bung der 1·echten Hand. D,ai; ist dle 
t>in.~1im-mige Annahme, Wil· kommen zur dritten .Be
ratung. Ich rufe auf die Paragraphen 1 und 2, Ein-

leitung und Überschrifl Wer -d-em Ge~c-tz. in ddtter 
Lesung seine Zustimmung ,geben W'i·ll , bil,te ic'h, skh 
vom I'.Lat:i: zu erheben. Ich ·SJtt"lle die ein-.;;timmigeAn
•nahme fest. Damit i~ aur:h gleiC"h:r.eitig de1· Antrag 
der Kommunistischen Parte>\. On1ck-rnc-h~ II . 1203, al.<: 
erlec.Ugt z.u betrachten. 

W.lr kommen nunmehr zum Punkt <l de1r Tagesord
nunr:. 8ed(b~n•J•ti~ng des Ha.ushaUs- und Finanz
ausschusses 2.111' Druek:sac:he 11/1157 - Antrac der Frak
tioQ der KPD betr. Durchführung der Bet·echnung 
der Gl'undvermögenstcuer bei nimtbuchführenden 
Landwirten .. ~uf der Grundlage der Abgabenordnung 
de11 Jahres 1935 (Drucksache 11;'1237). Berichterstatter 
Ißt d€'r Abgwmnet.P H'<l,rtmann. 

A_bg. Hart.mann, : 

Meine Damen und Herren'. Namens des- Haushalt.,
und l',inan1/',rn~'Sclrnsse:; habt• ich Ihnen über den An
trag i11q.;}~ der .F\aktion di:'r KPD zu berichten. Sie 
sehen aus der Drucksache 11/1237. daß durC"h die Lan
desve:rordnung übe,· die AufstE'lhmi von Durch
schnfft$~'M:>.en für die Ermittlung de!; Gewinns a'U~ 
Land-· und Fol'stwirtscha ft del'' 1.rorliegende Antra,g als 
gegenstand~los zu betracMen i~t. Der Haushalts- und 
Fina'hzällSscfü.11':1" hRt ,n~mlich in Verfolg de:::i Artikel:,; 
III § 3 dc-s Laridc..,gcsetz<·1- zur Andntm g d>"s F.in
komm,eni-t.euerg'e'set.zt>;. vnm l . .Juh l!l48 in seiner Sit
tt.'tri'J:("Vö'rll:/ "29. septt"n"lber dies-e T ..indesverordnung über 
dde Auf.stellung von Durchschnittssätzen für die Er
miittlung des Gewinns aus Lam1- und Forstwirtschaft 
für die rnlc:htbuchführenden L.indwit·te ~erabschied~t. 

. :wodurch dieseL~. kommunistische Antrag als erledigt 
zu betrachten il;.t. und namens des Aus~r:hus.ses bitte 
ich d;.is Hohti Haul'. dem Anti-ag II '1237 .mzustimmen. 

Präsident; 
Me;ne Damen und Hi!rren1 Wir kommen z111· Ab

stttnrriuri,g. Wer d-ern Antn1!{ des Haushalt~- un.d Fi
nanzausschusses, DruC'ksac-he II./1237, ,;eine Zustimmung 
giebein V1ti11l, ' bitte !eh um Erhebung der rechten Hand. 
D1e Geg•e\"itn'Obe. Angenommen gegen 3 Stimmen d~r 
Kommunfi;1i~chen Part~i. 

Ic:h la.:;w nuru;ntlhr übt::1· den Entschl-ießungsantn1g. 
der Umen in D.rudl.sache 11/ 1251 zugegangen ii;.t, ab
stimmen. Wer: di~:;cm EntH·hließu,ngsant.rag seine Zu
.1iil;i~,.:;,e1;ien .»-:j~1, bitte kh um Erhebung der 
rech~en· Hand. Die ~gcnpl.'Ooe. n~~ is t eini;t.immig*' 
Annahme·. · 

Wi~· korrunen zwn Punkt 5 der Tagesordnung: ße
rJ~tet's~~~1i1DJ des Haupt. und Haushalts- und Fi
lla.a:i:llD.llSCbl!ii!Ses zur Drucksache ll/l-072 - Antrag der 
Fra.ktiou „ d.er . KPD betr. Verbot gewerbsmäßiger 
Glück&piele. Bedditerstattung Hausbaus- und Finan:i:
aussc:buß: Abg, Reep. (Drucksache 11/1234.) üas Wort 
bat der Abgeordll1ete Heep. 

/\ bg. Heep : 

·M~inae Dl'lmen und Herren! Nachdem !!'ich der Hattpt
au11sdluß oomts vorhc1· m it dl;lm Anln1,g der Kom
m'1,ri1~rl!:i~!.1P- .P.;i.rtei, wonac-h die gewe11oomäßigen 
Gli,icks11;piele a1J! un:!;ufä~i.g el'kläi-i werden beschäf

. t.i-gt A-ll~, tat dies auch der Hausha'lts- und :i:'-i rnm:r.aus
. !#il1.YH, .. 1.r.l: .. . i;l~ ... t\1,\/:'Schuß wo1· nierrrnnd, der" die Mei
. n1,m,& . ,i,·er.lJ:~~ffi„ l;l{ltte, daß Glücksspiele irgcn1e ine 
Bei-echtl.gung hätti:i1. Der Au ,;,;dwß hat einmütig die 
~rniimt vci·treten; Glucksspit:lt: s-ind ve.l'boten und sie 

.. .... 9.!~~l;>~ .. :iil~OO. . grµ,1;19 ~;.itzlich verliot1ou. Aber d~r Antrag 
de, .~1.m1mM.n·lii\t~li'du,a.J. l'Mld wiil ja nicht das V erbot 
.d~ .,Gl,i,i_tjf.~pi~l,o;i ',l,'iedcrhukn, SQnde-rn will die zwei 
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Ausnahmen, die wir augenb'1ickHch in unse1·em Dand 
haben, Bad Neuenahr und Bad Dürkheim, wieder 
ausstreichen. Im Haushalts- und Finanzausschuß war 
man der Meinung, daß dle Absicht der Antragsteller 
durchaus berechtigt ist, .sobald wie möglich diese 
giftige Eindchtigung zu beseitigen, sobald wie mög
lich·. Doch.wir .überlegten uns, was erreichen wir mit 
der Ee2eltigung der au,genblickHchen Spielbanken. 
Nichts! Wir verhindern damit die Glücksspiele nicht, 
sondei·n wir b'eiben 1Sie nur unter die Decke, sie wer
den Hlegal. Und ~ußerdem, · Glücksspiele sind augen
blicklich nicht nur in unserem Land, sondern befin
den sich auch in den Nachbarländern, un<l ·zwar be
finden sie ,sich da •schon längere Zeit oder S>ind neuer
dings entstanden. Und drittens: Im Haushalts- und 
F'i=nzausschuß :rechnet man, so ähnlich wie der Fi
nanzminister, mit jeder Mark, die wir für unsere 
notleidenden Landesfinanzen bekommen können. Wir 
waren der Ansicht, daß durch das Verbot der Spiel
banken in ,unserem Land diejenigen, Glücksspieler aus 
unserem Land - das ist nur ein ,ganz geringer Pro
z:entsatz der Spielbankbesucher, etwa höchstens ein 
Zehn·tel, daß die vom Glücksspiel in den Spielbanken 
nicht ,abgehalten ·würd·en, sondern daß sie nach Wies
baden, nach Bad Homburg oder in eine andere Stadt 
reisen würden, um dort ihrer Leidenschaft zu frönen. 
Wir haben uns aber ,ganz selbstverständlich dem An
trag des I·rauptausschusses angeschlossen~ lier eine 
sttaffe Zentralisierung in "del' Gehehmigu.ng der 
Glücksspiele fordert, und gz:undsätzlich haben wir die 
Meinung vertreten, daß neue Sp1elbanken nicht mehr 
errichtet werd1m cl>iirfen. Wir haben bei der g1eichen 
Gelegenheit dle Frage .geprilft; sind ,die augenblick
lichen-s-o-gi:yflarmten Geschicklichkeltsspiele die in den 
.einzelnen Städten ,auftauchen, n'icht auch als Glücks
spiele anzu'Sehen? Wir konnten 'UnS' da ab2r nicht eini- . 
gen, denn · ob <:s in dem ,eimm oder >anderen Falle 
ein Gescbicklichkeitsspiel ist, hängt von dem entspr<
chcnden Gutachten der Reichsanstalt ab. Wir hab~n 
aber gefordel-t 'Und haben uns da <lem Aqh'ag des 
Haupt,ausschu$es angesch:lossen, daß in der Hinsicht, 
ob ein Glücksspiel oder ein Geschicklichkeits5piel vor
liegt, eine möglichst scharfe Prürung vorgenommen 
werden soll, und zwar eine scharfe P1nUung von den 
dazu b.estimmten oberen Verwaltungsbehörden. In
zwischen ,ist ja auch dm Ministerialblatt der inneren 
Vervvaltung eine Anweisung · des Iiuieiinifilisters et'
schieonien, wonach er grundsätzlich vorsclweil>t, daß 
bei Antrligen auf Geschkklichkeitsspiele erst die ent
~rechende Reichsanstalt in Hannover gefragt werden 
muß -und nach deren Gutachten entschieden werden
darf. Der' Haushalts- unä Finanxausschuß schloß sich 
dementsprechend dem Antrag dC?s Hauptausischusses 
an, wonach er au.s Zweckmäßigkeitsgründen Sie bittet, 
den Antrag der Kommunistischen Partei zrunächst ab
rulehnen und entsprechend dem zweiten Antrag die 
Zulassung für Geschicklichkeitsspiele zentral bei den 
oberen Venvaltungsbehörden, und zwar G.ehr zentral 
zu regeln ist, und bei der Pl'üfun,g ein strenger Maß
stab angelegt werden soll. Der. Haushalts- ·und Fi
n-.i.nzausschuß schlägt Ihnen vor, die Drucksache 
II/1234 und II/12-04 dem entsprechend anzunehmen. 

Präsident: 

Der Abgeordnete Dr. Z•immer von der CDU hat das 
Wort. 

Abg, D1·. Zimm,er: 

Meine verehrten Damen und Herren! Das Bestehen 
dieser Spielbankim hat dem Herrn Finanzminister des 
Landes Rheinland-Pfalz eine begreifLiche, Freude ver
ursacht. Auf der anderen Seite hat .es aber um:weifel-

hart gleichzeitig in weiten Volkskreisen starke Be
denken und vielfach Widersprüche hervorge1-ufen. 
Spielbanken kann man un'd muß man beurteilen hin
~1chtlich ihrer volkswirtscha'ftlichen, hinsichtlich ihi·et· 
staatsfinanzie!len und . ihre1· m1H-alischen Bedeutung. 
Volkswirtschaftlich ist :ru sagen, daß bei einer Spiel
bank eine die Güter der Nation ve1'mehrende, pro
duktive Tätigkeit nicht ausgeübt wird, sondern daß 
lediglich eine Verschiebung vorhandener VermögenS'
werte stattfindet. (Zuruf Abg. Feller; Einer holt.;; 
dem anderen aus der Tasche!) Staatsfinanziell ist da
zu zu sagen, der Staat nutzt vorhandene Spielleiden
schaften, · die in Verbindung mit vorhandenen · Ver- . 
mögen sich ergeben können, z.u seinem Vorteil aus, 
ohne weiter sich· über den mor~ischen oder .sonstigen 
Wert dieser Beschäftigung ein Urteil zu erla,uben. .. _. 
Und schließlich die menschlich-moralische Beurteilung, 
Uber . die kann man zum m1in<lesten bei aller Tol:;!l"anz 
sehr verschiedener Meill'Ung sein. Im Hinblick auf 
diese nicht ganz einfache Schlußbeurteilung stelle ich 
namens der CDU den Antrag, den Antrag der KPD 
zur Berabung ,an den Kulturpoli:itischen und Rechts
ausschuß zurückzuverweisen, da wir im Augenblick 
nicht! iin der Irctge sind, dem mit guten, Gttinden zwar 
versehenen Vorschlag des Haushalts- und Finanzaus
schusses wzustimmen. 

Präsident: 

Der Abgeordnete Hertel von der Sozialdemokratl
~chen Partei hat dus Worl 

A b g. H er t e l : 

Meine Damen und Renen! Gestatten Sie, daß ich 
einige Bernerkungen vom Platz aus maclle. Wir 
schließen: un5· den Ausführungen des Herrn Abg. Dr. 
Zimmer voll an. D2r Geldbedad ist ungeheuer, so daß 
es verständlich ist, daß alle bestehenden Einnahme
quellen ausgeschöpft werden. Man muß aber auch 
die Opfer bedenken, die mit dem Erhalt dieser Ein
nahmen verbunden sind. Ddesa Op!et· brauchen nicht 
nur materieHer Art zu sein, sondern wie in diesem 
Fall müssen sie aus d'en Op!em an moralischem Gut 
abgeleitet werden. Es ist ja schließlich auch kein 
cluistlicher Grundsatz, daß m~m, aus der Tatsiache, daß 
in anderen Ländem gesünd{gt wird, man selbst so ein 
klein wenig mit sUnd1gen darf. (Heiterkeit!) Wir i.ind 
der Mein,ung, daß diese: Spie<lbanken nicht dazu an
getan mnd, nach dem namenlosen Zerfall der all
gemeinen Moral, he1-vorgerufen durch die Verhält
nisse des Hitlerreiches, wieder- zu einer FesUgung, zu 
einer sittlichen Neuwerd,un,g in unserem Volk zu 
kommen. Deshalb beantragen wir nicht nur Rückver
wefstmg in den Ausschuß, sondern bitten, damit ein
\·erstanden ru sein, daß die Landesregierung beim 
Bundesrat eine bundesgesetzliche Regelung herbei
führt, damit die Konkurrenz de1· Spielbanken der ein
zelnen Länder miteinan<let· ausgeschaltet wird. 

Präsident: 

Der Abgeordnete Schied.er von der Kommunisti
schen Partei hat .das Wort.. 

A b g. S c h i e d e r : 

Meine Damen und Herren! Es unterliegt keinein - · 
Zweifel, -daß, die Beratungen, die sich um den Gegen
stand, .den augenblicklichen Gegenstand der Togesa 
ordnung handelten, sehr stark .die Gemilter en-egum, 
und zwar aus dem einfachen Grund; Die einen sahen 
es nur von der finanzieUen Seite .. Seht' begreiflich, 
aber der verantwortungsbewußte Volksvet't1·eter kann 
m. E. nicht umhin, si~h mit dem Gesamtproblem zu 
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befassen und abruwägen, welches MQt.iv das schwer-.. , , , 
wiegendel'e sein muß, und dabei ,entsprechend seine 
Stimme in die Waagschal~ zu werfen. l<:h möchte rucht 
nod1 einmal sprechen von der doppelten Moral, von 
diesen Dingen, die sich alle dal"au-s engeben. Ich 
möd1te nur einen kleinen Umstand 'he.raiu.sgreifen, 
der mir lx:-i der Beratung im Haushaltsausechuß be
sonders nahe gegangen war, alfi icb. aus dem -MU!nd: 
ctes Finanzministers vernehmen mußte, daß man bei 
der Beratung, bei der Behandlung im Innenminis!e
rium zunächst und dann im Finanzmini$te'rium sich 
nun nicht selbst in die NesseLn setzien wollk und 
ei,nen ganz salomonischen Spruch herbeifü~ren 
wollte. Man wandte .sich an dde Vertreter b~lder 
christlichen Kin:h.en in Batl Dürkheim, wn von d1e~r~. 
die Stellungnahme zu erfahren. Und icl1 war erschut
tert z.u hören, daß beid,e Vertreter nidtts dagegei.1 
e:nzt1W<:!nden halten. (Zuru.f Ab,g. Felle+: Geld stinkt 
nicht!> Ja, man sollte es annehmen, daß viel.lci'*1~ 
di,eser aae iateinisclii! Sprnd·, des „non o~et·· h1erbe1 
den Aus.-chlag gegeben hat. Aber, meine Damen und 
Herr~n . wir wissen .ia aud1, daß <in dieser Hlns:icht. ~.· , . 
(Zuruf Abg. Zimmer: Das stimmt uicht !) .Ja, l~!;i, 
muß annehmen. Hen· Kollege Zimmer, daß die Alts
sagen des Herrn Finanzministers zutreffend sd.nd.. Ich 
gh~u~ k~um, daß er hier dlesen beiden Vertretern 
der Kiro:·b~ eine En,tscl1,eidung in die Scoobe geschpbcm, 
hat. die nicht gegeben worden ist. Und zweifellos 
•,•:c !'den es nkhl. die Spitzen der Kircl'l.e :;ein, die dies,i 
Ents-cheidung gegeben hatten, und idl freue mich, 
d'.lß ich schon bei Beendi,gu-ng unrerer Berat,un,gen im 
Hm1shalt<;',l1.1ssehutl vom .Herrn Abgeordnet·en Dt'. 
WLi"' ,n<="lin~ el'fahren konnte, daß er· gan~ ofrenkun
dig s<igl e : .. Diesen Antrag hkitlen eigentlich wir ,i;rnll,cn 
mfo:.;,en von der CDU und idl wel'de da.s GewiclJt 

Meine Damen und Herren! Alsr> es .sind zunächst 
drei Anträge gestel:lt worden. 1. Antra,g: Rückverwei
sung ao den KuJt.m·- und Rechtsaui;,schuß. , D:is ist 
der weitestgehende Al.l"kag, über den ich zunächst 
abl;.t:!mm.~ l~ssen , muß. Wer dem Anira.g auf Rück
übcrwclsun.g... . Bitte schön, Herr Ab-geordneter Dr. 
Znumer. 

~ b .g, .. :R.r, .. Z,:i.,m.m e r : 
Ich darf nl dE'ftl Antrag des Herrn Kollegen Hertel 

bemerken: · däß dierer Antrag von mir deshalb in 
dieser Form gestel'1t worden i~t. weil es dabei möglich 
ist, ~ff" d.!11' beiSMhenden. rechtsverbindlichen Vorträge, 
die eine gewissie Frisl haben, Rücksicht Z Ll nehmen, 
weil wir rmtw-gemäß unserem Finanzmini:-ter n,icht 
von heure auf mor.gen in di~ Parade fahren können. 

.Präsident: 
Ai~o ich lisse 2!t.1nfichst abstimmen über die Über

weisung an det Kultur- und Rechtsausschuß. Wer 
dem Antrag d:e~ Abgeordneten Dr. Zimmer ,'ILLf über

'" ' weisung an . die beiden Aussehlif'l'-e zustimmen wrn, 
hitt.e 1ch :um Et'hebung det' t'echtcn H~nd. Das ist die 
~tn.stirtitnig~ Annahme. 

, .W.-4"'. ~9!~:tm.!}:q, .. ,0,bµ;\f().epr ;i;u Punkt 6 der Tagesord-
nunfi! .. . 

Abg. Hert~l: 

.. . :Wlr bitW:n, abzu·st.tmmen darüber, ob dc:11, Hohe 
Haus dwmt ei-nverstanden 'ist, d~ß clie Regierung vet
pflichtat wird, beim Bund eine Ge8amtrege1'tmg vor
zunehmen. 

meiner ganzen Pe.i·sönlichkeit aufwenden, u.m in mei- P 1· ~ -~ i d ~ n t: 
ner Fraktion eine einlwH,liche Meinung herbeizufüh- Jawohl•, ich werde d;i!; he~onders machen. Ich bin 
n:-n. daß tatsächlich diese Glück;.spide allgemdn, der M~nung, wir körmen dem An:trng r.ustimmen, 
nichf nur die Geschicklicnkeitsspiele, verboten werden." 'd, · ·1i:;"" 'Wil.r'' "'kDnffim "'darüber ab.stimmen lassen. We1· 
Und ich bin in dieser Hirnsicht eine.r Meinung .. ,1;1;1;1.t . .. , dem An-tr.ag des Herrn Abgeordneten Hertel seine 
He1·rn Dr. Wuermeling, und ich glaube auch m.it Ihnen, . .z:u:.timmung ~eben will, bille ich um Erhebung der 
Ben Kollege Dr. Zimmer. Wir können iuns ruhig l..11::i rechten Hand. Das ist die eins-thnmiße Annahme. 
der Abwägung klar.: darüber sein, daß es auch , nocl} ., ., .. ,.,,1 ... , ,,.,: ,. , . 

a n dere Weg~ giht, die vol' ,allen Dingen denen gerecht Ich komme zum Punkt 6 der Tagesordnung: Bc-
wcrden, die vo.r allen Dingen die finianziclie Seite r:lcb.tentattung des Haushalts- und Fimrnzaussc.lu1~-
dabei ,,ehen. Es gibt .gen,u,g Mittel und Wege, Ulll . d~: ....... ...... llleQ .. ~I' Drueksachc 11/1163 - Antrnrr d.-r Fraktion der 
j~nig~-n <lds Geld abzum,hmen, das sie vorh~beu, . ln .... ' SPD betr, , l}bernahme d<'r KaTtoH~llc tiferbeJ.i;mp-
d~u SpielhöUen zu verjubeln. tZmruf Al)g. Felle; ; tuna:'*~:,iten :<tttrch ~lli$ Land. - Berichterst,att~r il'lt det· 
:'>C'hr gut!) Dae. ist sehr gut möglich u,nd idl habt: von ., Abgeord,net~ ... Fittlm:, nein, der Abgeordnete Völker' in 
di e ,<.>:n Platz aus bereits d,es öitetien unserem Herrn Vertretung. 
F'inanzmi-nii.te1· .i,;.o einige Stichµunkte gegeben, um 
den An~tz dazu zu machen. Wenn wir im Ha-1.1,1<e ein
:-iimrnig ;r.u der Meinung kommen, daß wir die 
Glilcksspiele aufhel>en, wobei ich selbstverstäni;Hieh 
un l-er;;Uilze. daß wir n•idlt nu1· allein sorgen müssen 
dafür. daß wir - sagen wir - von dc-r Bundesregie
rung die !<'rage der Konkurrenz geregelt werden· sollte, 
~o :c-age ich, man muß audt dort einwirken, und es 
mUss€'n aud1 die Bundes~ag.smitgl-ieder di:eses Hauses 
-dafür l;!ointreten. daß im ganzen Bereich die:se Glück;:,
spiele überal•I v~rboten werden. Denn wir erl~ben ~ 
ja, diese bi.5her wieder eröffneten Spiellmsi.no.s sind 
doch be$etzt von den Croupiers von früher, Zoppot 
usv;., alles ziemliche Ex.ist-enzen, die wirklich besser 
eine andere Tätigkeit au~üben würoen, gleichzeitig 
auch diejenigen, die als Berufsspieler in diesen Spiel
kasinos s1ch tägHch ein- Stelldichein geben. Wel'llfl Sie 
mit mir dieser MeinunJ!: sind, bin ich außer Zweilel, 
daß wir hier ra5ch zu einer Lösung kommen. Idl habe 
nichts dagegen einzuwenden, wenn wir cliese Bera
tungen in den Au..ssc:hüs.sen fortsetzen. 

A b g. V ö 1 k e r : 
M~tt1~· Dame-n 1.tnd Henien! In der D1'l.1cksachc 

II[1163 lfo.gt · Thnen ein Antrag der SPD vor, der ver
langt, , daß die · Kos;en für d.le Sprit?.- und Be
kämpfungsml'ltel des Kartoffelkäfers durch dias· Land 
übe1·n,)mmen werd-en sollen. Bei der Behandlung im 
Fin-anzaus.S!Chuß wuroe zum Ausdruck gebl'acht. daß 
die Beschaffung des, Saatgutes im verflossenen und in 
diesem Jahr so teuer war, daß durch den schlecht-eo 
Ausfall del' Ernte noch rukht einmal der Preis iüt· 
dieses Saatgut gedeckt wh'd. Wol-lte man , um die Ge
stehungi.kosten zu errechnen-, den Preis noch höher 
setzen und dazu noch die Kosten der Sprilzmittel 
und Bekämpfungs-mittel .schlagen, dann würde man 
trotz höchster Feslsetrung des PreLi-es n,iema1.s auf die 
Gestehungskosten kommen, da die Kartoffeln so teuer 
würden, d'olß die Verbrauchen;cha!l sie überhaupt 
nicht beZ!Üllen k(jnnte bei dem heutigen Stand des 
Einkommens der b:reitesten Bevölkerungsschichten. Es 
wurde daher von den Antragstellern nur vedangt, 
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daß die Kosten der Spritzmittel und ,nilcht di.e eigent
lichen Aufwendungen an Arbeitslöhnen und Arbeits
aufW'and übernommen werden ~ollen. Diesem Antrag 
hat der Haushalts- und Finanzausschuß zugestimmt, 
wenn auch mit knapper Meh1·heit, und es wird dem 
Hohen Hause empfohlen, ebenfalls den Antrag anzu
nehmen. 

Präsident: 

Zunächst hat das Wort Herr Staatsminister Stübingei·. 

Staatsmi!lister Stübinger: 
Nur ganz kurz. Ich habe mich mit dem Antrag 

bescbäfL!gt. Als wir 'im letzten Jahr den K:artoffel
pre!s festgelegt haben, gingen wir damals davon aus, 
daß wir aJ.lmähl!ich wieder zu o,ganischen Preisen 
kommen wollten. W1r waren deshalb· auch bereit„ 
den damais verhältnismäßig ·hoch gesetzten Kartoffel
preis zu akzeptieren unter der Voraussetzung, daß 

· die Kartoffelkäferbekämpfungskosten gestrichen 
würden. Ich muß aclle;ding;s sagen,, was auch der Herr 
Kollege Völkei.:.. zum Ausdruck; gebracht hat, daß wir 
gerade auch. dieses Jahr wieder cine so schlechte 
Kartoffelernte haben, daß viele Bauern nicht einmal 
das aus dem Boden herausholen, \V0S sie im letzten 
Jahr hineingelegt haben. Außerdem habe ich mich 
vor zwei Tagen in Bonn erkundligt und dort von 
meinen Kollegen gehört, daß in allen übrigen deut
schen Ländern die Kartoffeikäferbekämpfung - we
nigstens die Spritzmittel zur Bekämpfung - gezahlt 
werden. Aus diesem Grunde möchte ich das Hohe 
Haus b1füm, dem Antrag der Sozdaldemokratischen 
Partei die Zustimmung zu ,geben, 

Präsident: 

Meine Damen und Herren! Ich glaube, es ist nach 
den Ausführungen des Miniis~rdums nicht mehr not
wendig, eine weitere AU's,i,prache zu halten. Wer dem 
Antrag, der Ihnen :in Druf'ksache IT/1163 zugestellt 
wor-den ist, seine Zustimmung geben will, bitte ich 
um E1'hebun,g der rechten Hand. Ich stelle die einstim
mige Annahme fest. 

Punkt 't der Tagesordnung: Ersatzwahl für den 
Rundfunkrat. ~ (Drucksache 11/1230.) - Ich verweise 
auf mein Schreiben, das Ihnen in Drucksache Il/1230 
zugegangen ist. Die Sozialdemokratische Fmldion nat 
mir folgendes mitgeteilt: ,,Hiei'd'Urch. teilen "Wlir Ihnen 
mit, daß die SPD-Fraktion fi.ir · den· wegen seiner 
Wahl ,in den Verwaltungsrat des Südwestfunks :ius 
dem Rundfunkrat auscheidenden Abgeoroneten Peter 
Jacobs, Trier, den Abgeord!leten Johann Beckenl;:mcb, 
Framersheim, Krs. Alzey, Am ·Bahnhpf 3, vorschlägl" 
Sie haberi. den Vorschlag gehört. Wir kommen zur 
Abstimmung. Der Abg.eordnete Dr. Nowack {FDP). · · 

Ab g. Dr. No w a c k: 

Meine sehr veraehrten Damen und Herren! D:::r 
Rundfunkrat ist nicht ein Spiegelbild nm· der so
genannten großen Fraktionen, sondern der Rundfunk
rat sol!l das SpiegelbiJd aller Hörerschichten sein. Wir 
haben bereits bei der erst~m Wahl z,um Rundfunkrat 
diesen Standpunkt vertreten. Wir wollen ihn heute 
aus Grundsatz erneut vertreten. Ich möchte auch wie
der an Sie den AppeU richten, diesem Grundsatz 
nun endlich einmal .ru folgen. Es kann nicht Aufgabe 
einer oder zweier Parteien sein, unter ,sich nun aus
zumachen, wir teilen diese Plätze so unter un:s auf, 
sondern es muß die Aufgabe sein, alle. stärkeren 
pO'litischen Sh·ömurngen im Rundfunkrat vertreten zu 
sehen, d-ami:t auch nach draußen hin vom Rundfunk-

rat eine entsprechende Fühlungnahme mit allen 
maßgebenden politischen Strömungen vorhanden ist. 
Wir müßten uns, wenn man aucll heute unserem 
Wunsch nicht Rechnung tragen würde, jegliche Kritik 
an einem Rundfuhk,ret vorbehalten, der ohne Rück
sicht auf diesen Grundsatz und .im Widerspruch zu 
den Bestimmungen seiner Gestaltung gebildet .würde, 
da müßten wir uns jegliche Maßnahmen vorbeha!ten. 
Wir ,schlagen al:s Vertreter für den . Rundfunkrat den 
.Abgeordneten Neumayer vor. 

Präsident: 
Das Wort h-at der Abgeordnete Jacobs (SPD). 

A b t. J a c o b s : 

Meine Damen und Herren! Wenn die eventuell.e 
Wahl des von der Demokratischen Partei vorgescl1la
g·enen Abgeordneten in den Rundfunkrat uns die 
Garantie geben könnte, die allseits aus den verschie
densten Gründen kommende Kritik am Südwestfunk 
dadurch gegenstandslos zu machen, daß eben der Kan
d:ida t der FDP in der Lage wär~, d1e verschiedensten 
auf der Länderbasis -sich ergebenden gegel1!Seitigen 
Interessen zu beheben, wären wir die letzten, die 
einem solchen Vorschlag nicht zustdmmen würden. 
Aber wir sind nicht sicher, ob es Ihrem Kandidaten 
gelingen würde, so wenig wie den aruderen, die einmal 
vorhandenen Dillerenzen zu beseitigen. Im übr1gen 
Herr Kollege br. Nowack, Sie gehen fehl in der An
nahme, a1s wenn der Rundfunkrat in seiner heutigen 
Zusammensetzung das Spiegelbild der politischen· 
Kräftegruppierung in den einzelnen LänderreW1.erun-
gen sei. Auch hier gilt die Pflicht im Hinblick auf die .. 
Fakten dm poUtischen Leben, wenn ich can das 
Gestrige anschließen darf: Gelernt ist gelernt!, daß 
der Rundfunkrat selbs..t - man· sollte immer wissen, 
über welches Them-a man spricht - sich aus 49 Per
sonen zusa,mmensetzt, von denen insgesamt nur acht 
als Vertreter der politi,schen Par~en. d. h. '<!ls Ver
treter der Landtage der drei Länder der Südwest
zone bezeichnet werden können. Also nur cin Bruch·
teil dessen, was die Gesamtzahl der Rundfunkrats
mitglieder .ausmacht und im wesentlichen ,in seiner 
Zusammensetzung Leute aufweist, dd.e außerhalb des 
Lebens, der Parteien und also außerhalb einer ge
wissen Bindung sich-befinden und damit schon die 
Gewähr bieten, daß alle Gruppen der Hörer und der 
Bevölkerung vertreten sind. Diese acht Vertreter aus 
den drei Ländern müssen nach unserer Auffassung 
da.s Minimum dessen sein, um ·zu verhüten, daß der 
Rundfunk als eine Einrichtung öffentlich-rechtlicher 
Natur Wege geht, die jenseits dessen liegen, was wir 
in politischer Beziehung auch einer Rundfunkanstalt 
im demokratischen Staatswesen als Aufgabe zuteilen 
müßten. Und wegen diesem bißchen Einfluß, d.1.s den 
politischen Parteien dm Rundfunkrat nun gegeben ist, 
müssen wir bililigerweise verlangen, daß wir auch ent
sprechend den noch gegebenen Koalitionen in den 
einzelnen Ländern vertreten werden. Im übrigen, Herr 
Ko.11e,ge Dr. Nowack, möcll.te i-ch nicht annehmen, daß 
Sie nun der Profiteur an, der nun zufällig erfolgten 
Delegierung meinerseits in den Verv.'altungsrat wer
den möchten, denn wenn d.as nicht der Fall wäre; 
wäre ich ja nach wie vor Mitglied des Rundfunkrates, 
und ich bitte Sie um Verständnis dafür, wenn wir 
daran interessiert sind, das Achtelchen an Anteil, was 
wir am Rundfunkrat bisher hatten, auch in Zukunft 
uns erhalten bleibl 

Abg. Dr. Nowack: 

Ich möchte ganz kurz n-ur folgendes erwidern: Es 
ist mir klar und bekannt gewesen und bedurfte keiner 

,,-,-:;, 
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bei:.<lndet•en Belehrung ~tens des Kollegffl Jacobs -
obwohl kh ihm dankbar bin, daß e1· mich immer ver
sucht. zu unl.1-'rstützen -. daß die Vertreter, di:.:: in 
uni-erem Limdi'a,g bz\\'. in den Landtagen der ander~ 
Länder gcwiihlt werden. nm· ·einen Bruchteil ~ ge
'ilrnt~n Rundfunkrats, ausmachen. Abci· es ist nicht 
1\ufg-1be bestimmter Parteien unter Ausschaltung an
ricr1.•r politiscller Strömungen., diese Mandate nun 
un·,,.·r :,kh 7,1.1 verteilen. He'l'r Kollege J·acoos, 'i-ch habe 
rl;i.rn~ls ,schO'l'l. als Ihre W.ahl zul' Dis·kussio.n ,;t<1pd, 
um,eren Standpunkt in diesem Sinne vel'treten uqli 
ich wiederhole 1i,lrn heute ern,eut. Die ,sachllche Brr,ech~ 
tigL1ng kann m'in ihm nicht absprechen, denn e~ 
kommt in de1· Tal dan1-uI ,:trL, daß cj.lese acht Vcrtl'~
H•r l\Us der franz.ös,ischen Zone nicht einseitig polibi,sch 
'll'it•nliert ·sind, sondern daß sie alle maßg,cbl-ich~n 
pdit\sdwn Sttiimungen umfai;....;cn. Sie werden n,icl.it 
ne~-tr(!it.e11 können. daß die Zahl der Wähler .mein.er 
F'r;, kti,m 11nd meiner Partei .inun<.'l·hLn in diesem 
LnnrlP Pin 1>r'hic-blkhei- Quantum ausmacht. 

Präsiden! 

Wie kommen nun zu1· Ab,,it.immu.ng. Es sind :t.we~ 
Von;chläge vorgebl'acht worden. Der erste Von:chlag; 
war vnn der Sozialdcmokratischen Partei, den Ab
:!!l'or<lni>l.-n .Tnhann Beckt.-nbach zu wählen. Ich las,;ie 
z1,n;;, .1, ... 1 ctarüber abstimmen. Wer fü.t· den Vo1·:;chia~, 
ctcn Ahgcordneten Johann Beckenbach in ,den Runct- , 
funkr:1.t zu entsenden, ist. bitte ich wn El'hebung, der 
H'('htc·n l·hnrl. Die Gegenprobe. 

v,..· il' kc,mr11Pn nunmt:la· llLltn Punkt 9 de1· TJ!IJ!iei;Qr(i
nung mi! ih1~n Untergliederungen. Das Wort h:it der 
Hen- Rf'richtPr~tc1tt!:"r, der Abg·eordnete Dx·. Asboll 

1<:n1sd',u ldig~i1 S.ie. meine Da,nen. und .l:foni.;n. ii.-~,. 
h«be den Punkt 8 der Tagesordnung v,ir-ge~o1en: 

1. Beratung eines Urantrages der FrakUon d~r 
( 'BU. ~tr. Landesgesetz zur Xnder1mg de:. Eiukom· 
m<:nstli'ucrgesetzes vom 27. Februar 1939 \RGBI. 1 
S. 297.) - (Druclu;al'he II, 1226.) 

l)p1· Alt,e~t,enrat sdiJ.äg1. Ihnen vor. diesen Gewtr.
(·rtwud <lern Haushalt~- ,und Finanzausschuß ;:u übcr
~,cisen. \.Vide1,,pr-uC'h dagegen erhebt sich nicht. ,;,; il!t 
-n hE>~r·h lo:-1!'-('n. 

Wir kommen nunmehr zum Punkt 9 a-c deJ' Tagesord
numr. D3.« Wort hat Herr D1·. A~hult al1;• Beri<:hlerstat
tPr d?s Grenzl:indauso.chus-ses. 

Limd autr, ,allem E<'kffi zusammengekl.'atzt hat. um rfem 
Grcp.~ :i:1,1 ~l?~f.~n: und wir heben d:ann welt~1· her·· 
voi-: ·wer in da1:i Grenzland .iet:i.t hin,2-inkonvnt, mich
dem wir vor einem ha,lbcm Jahr die Besh:htigung;;
fahtte0i .gemacht huben, der ,~Jeht. nkbl. gerade· Wu,1-
der, ab€·r er $ieht doch Erfolge einet· konstruktivt>n 
P~itik, konstrul,:tiv wörtlich zu nehmen, im Sinn-<' 
einer al.l!b1;1U<;indcn Pulitik. Geholfen h:at uns erfreu
licherweise de<t· Landesstock mit viel€'n Mil]i()ncn. 
dl\l'.l~l .HJnd. ~~s M:itkl ,aU8 dem Treuhandfonds zur Ver
fügung gestf.ellt wot'dur,, M-ittel au~ det· Wohnraum
iQ.R9.lil, .. ~ .. ,~~i;I.Jrri ... gaD;zen 11,5 MHEon-en, sog:1r et.was 
mebll." seit 4en, ZO, fy'lärz d. ,J., und wenn Sie i;i<·h d:<tran 
crüiu~i·n, dlilß wir be.i unsere1· erstc.u .r'orderung t~n 
gewagt haben. tO oi:s 30 Millionen zu fordern, d'1nn 
1st da!!! ErgebnJs ·außerorden·t,l:ich gün.st.ig, Wir wollen 
nu.n .. . auch. .J:liI;b.t ... .so, t1,,11.1-, l<."h. meine d:.imit aut:h tudm:
Kol~n vom ·G1,';~2:).ar,dau.u,<.t1uß, als wenn das allei: 
al.'1 ··tmi .. ,~ .. hätte, die Attfg~~h('rt der Aus:::ehiiRNt' 
bestehen ja „zunächsl eiurn<1l <iuriu, .Fotrlerungen „,:;u 
~tl,lkn" und, ci :mn• 71! konl..-n\li1•1n1. nb diese Fo1·derun
gcn, '.l!cnn sie genehmigt ~ind, d,H chgdiihn wurden. 
Wir woHen al~o ·nicht. ~o l\tn . .il.~ wenn es an tmsere1 
Ad:ieif allem' gel'.eg::!h hätte, sondern wir haben - wii
:::ind ja ällci' Vertreter uus -den Grenzl~.nden seihe~· 1md 
unm:ft~1b10~ · ,'l!i:nd• es d=le elnz~1n('n MitgLieder des Aui;
-~rhtt~~- ·· ein 'Gp,ft}hl dl?-r Dfmkb~rkt>it gegenüber den 
c1nzell'l("r. M1!.'11~t0r·l{'n. v.ril" rn:m un!': geholfen h:<1t. 

. !:lcinl'i' ''''t1a'l:J~.llf ''Wl'f'• "'hfl· un~~ren Verhandlungen doch 
an(Jrt<erint-l'l' · t'nfü'~'N'l'. rt'.'tß diese T.cfatunP.;en · auf dJ.,. 

, 'nauer" J'il 'r 'ctoi t:n'irf l'l:>t''.lt1ig >!fl"Oß ,~ctn ·werde,n. daß 
....... 'l!'f! .. oB!ld-1 · fri.!a(t. ob das Land sie so n<rd1 weite-r leisten 

k'.mn 11r11i ,·01· <illPn Ding'Ein wis,en wir von einer Tu.
gung in DÜ$Se]d(l.tf - ich habe- schon früher t)inm~ 1 
hiet:•von A"esprochen -. die wi.i· miL a.nde1·en Aui:-~chüR
·sen · 21us111mmen " -hattt':I'.l. wie ander'-" fürn.nzkdiJtigerf-

... · bändffl' viel p;röße.re Summen b:.ben aufbringen, kön
rnm, und anhi;:1· h:tbc;i. wir uns entschlo~sen. der. 
Lai~dtag ai,ich ~u Cl'suchcn, l>eiln fämdesrnl dahin. zu 
wfrk€n, daß dfo Hilfe für <1::is Gr~mzbnd demnächst 
- wir wt~<:cn woh•i, (bß rl;:i"' <11.1rn nid11 snCorl. ~:-,h-,n 
Kann - auf den 'Rund übcrnornm<'n wird. Wir denkerJ 
:.llcrdfügs nicht dann.. d :~ß \~iir un"" gev;dssermaßPn 
von \tn"H?'l'f'r Tätigkeit ausruhen sof.lten und d:iß da~ 

, Land. .:rntt,· ~ .. ßlilfen, die eben angefangen haben Z'l 

fließen . .Schluß machen sollte. ube:- es muß d-en Lfüi
dern wie auch dem Bund klargemadü werden, daß 
die G1·enzland.(n1~e, wie .;clwn früher von die~er 
S1f'·1k· ;,w; ht•tnnt· wurdr-. ni<'ht dnf' Ani;(elege-nheit ,;lE>1· 

Länder allein sein kann, sondern 1m Gnmde eine 
deutsiche Angel~nheit ist. kh will mich, wegen tle1 

,mrgertilirt~ Stunrl"'. kurz fat-.sen: Der zweil-e Antr;i~ 
l\••ht. 1111~ ,:,inr-m 1\nk,;11 d1 ·1· KPD h>"rvo1· we~en rk.-

A IJ i;, Dr. A ·!.holt ; V~·l!i;~f.iilY~ft;l.~~\,11,~~~c ün Krei,~e· Bitburg. Sh:: ,sind J'• 

'VH1w .-Thr verehrten Damen und Henen! Der k~~!llst~~h~l: .. ~~ s~r be~ekhnend j,i;t dab~i fol,ger,-
Grrn:d'l"<i·a11,,.,"{'ht1ß hat nach. langer Zeit am 2i. SeP--:.. ... de~: 'f.'Jl:'r ~l'f'J.S hat füg<mtllch , gewis,;erm'.lßen bewußt . 
1~mi.Jer 1949 getagt und ist .zu vci·schicdenen .Eni- bti "·ile'i'"Kü'ßldlung de,:; 'Etat....:, i,,agea wir aur die Hilfe 
~diJli,.:l'i'n R<'-kommm. Drei Anträge .soH kh hier vor . des'·"t~lifrfcf' spell:u!fort. Wie uns vom Fina.nzmin,lste-
,:!1•m l ,andl;;g vNtreten und begründen, e'in vierter rhqn fl•.1i< mit.gel~fl1 wurde, waTen gerada 200 000 DM 
wil'd von einem anderen MitgHed de.. Gnmzlantl:.tu:. · .. · ... ' /ö. ' J;'.iri'i"' l{1,i;ii~._,.l.;;.t. :i&, Defizil an~egeben und d:is ent-
,a ·1•11 ~~P:- vert rct~n weroen. Ich kann mich vel'häliniJS- ' ~pi~cn ' <tli-1· ··~i,rrl'inc; die der Kreis für die Straßen auf-
mi.rni!( kurz fa~.sen. denn viele Ding~. die ich hit-r Vßl'- wenden vvolltc. Nun sind in,.wbche-11 vom Finanz-
,:,,h,.;nge•n haUe. sin<l heute schon -eingehend bei .~el'. rnini:.lerlurn 50 000 D:\11 ·11ngewies.en worden für diese 
~·rc1ge ciP1· Wohnn,,uma~abe gesh·eifi bzw. b~lrnndi:.•IL IXU!e,·:· '.il:XsöJst '·c;ter 'K~eis gewissermaßen m1t der Spe-
w<wdc•n. l<'h will nur bei -dieser Gelegenheit hen'Yt:: kulation dutthgekommen. Wir haben uns aUgemein 
heb·· n. mit welch große,r Genugtuung WÜ- alle , VVH\ au:i:' 1fon SL.mclpu11k1 J/.1:'>oli:'l.Jt . daß 2inmal vom Wirt.-
Grt>ml•:1.nd~U,<l(:huß 'in unsei·e1· lelztep. ,&,i,t~.rni: .. qsi:~S!f~.!:...... ~diaftsmint,.tcrium ~LI~ bef den einwlnen Kreisen und 
hab,..r, , wa:;; d;,s Land inzwischen füt · die: Grenzlande im g;.m.:.tm ·Pll.i:nmi<ßig untl!1·füd1t Wt;,l·den müßte, was 
getan hat. Es kommt n-icht darauf au, hier alle ein- für die Verkehrsvcrhältni1,.;;<1 von dem Kreis, von dffi 
:~elncn Positionen noc:h einmal vurz ... :l!,,..,ll, .iit: werden Gt~mdüd:in "und · vom Limd~ in d~r nächsten Zeit auf-
doch sehr schnell wieder als Einz,elposiition vcrge·s~en .g.e;w~~:;Jt.,,~'.SF~~~~ }T11.dJ, ~m, sagen wir, Ordnung ln _die 
""erden. Wil' heben hervo1-. wie gewisserro,~l;le~ ... c;!.ll~. ,.,,, ... , ....... ~.™J,tS,,:!il,r.:ffitfür,;~\l,1_?;t1~n~:~.en. Denn' die GN!m:landh1Ife 
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selbet hängt im großen un-d .ganzen auch von der 
Besserung der Verkehrsverhältnisse ab. Bei dies~r 
Gelegenheit v,,m lieh ein!Ugen, daß mit diesen Sum
men, die ich vorhin genannt habe, die Grenzlandhilfe 
doch auch nicht erschöpft gewesen ist, im Kreis:: 13it
bul'g .sind EisenbahnLinien wiederhei·gestellt worden, 
das bezieht sich auch auf den Kreis P,rüm. Alh die~ie 
Dinge sind auch eine sehr groß_e Belastung des Landes 
~e:wesen. 

De:r dritte Antrag, der eigentlich ebenso selbstver
ständlich ist wie die anöeren beiden Anträge, bedarf 
auch keiner weiteren Begründung. Bei diesen Grenz
regul!erungen haben sich alle' möglichen, vielmehr 
unmöglichen Dinge herausgestellt-Was wir da ver- -
langt oder gefordert haben, das muß man eigentlich 
hier von der psychologischen Seite b_etrachten. Es 
handelt sioh ja darum, die Landesregierung soll alle 
Mittel anwenden, um möglichst rasch die Fragen, die 
mit der Grenzbereinigung zusammenhängen, zum Ab
schluß zu bringen. Wir haben das verhältnismäßig 
vorsichtig ausdrücken müssen. Als wir tagten, ist del' 
Staatssekretäl' Dr. Haberer zu uns gerufen worden 
und hat uns Auskünfte gegeben über alle möglichen, 
sagen wir mal delikateren Angelegenheiten. Sollten 
wir nun einen B.eschluß des Landtags herbeiführen 
und in welcher Form, das war uns nicht klar. Sollte 
das Angelegenheit des Bundes sein? Schließlich haben 
wir die Form -des vorliegenden Antrages g.ewählt, 
eigentllch um der Regierung eine. Art Rückendeckung 
zu geben. Von diesem psychologischen Standpunkt 
aus muß der Antrag betrachtet werden. Ich nehme an, 
daß alle diese drei Anträge, die wir gestellt haben, 
vom Hohen Haus genehmigt werden, und zwar ein
stimmig, genau so, wir die Beschlüsse··1m· Grenzland
ausschuß einstimmig gefaßt wurden. Ich will bei die
ser Gelegenheit noch etwas .hinzufügen: Ich -wohne ja 
unmittelbar an der Grenze. Dort wird neuerdings eine 
Brücke gebaut im Werte von ungefähr 500 000 DM. 
Die Arbeiten werden ·jetzt Tag und Nacht geleistet, 
weil man vor dem Hochwasser noch fertig . werden 
will. In diesem Sommer war es sehr erfreulich, daß 
zu der bekannten Echternacher Springprozession den 
Leuten Gelegenheit gegeben wurde, sich mal die an
dere Seite anzusehen. Wir hofien, daß der Tag, an dem 
die Brücke fertig.werden w ird, n icht sang- -und klang
los vorüber gehen wird, sondern daß die Gelegenheit 
benutzt wird, diese neue Verbindung beider Lander, 
die nur zunächst materiell .erfolgt, als großes Symbol 
der endlichen Versöhnung der Grenzvölker zu feiern, 
und daß bei dieser Feier au.eh die Landesregierung 
von Rheinland-Pfalz zugezogeh' Wird und ich bitte die 
Landesregierung, sich um diese Dinge hier zu be
mühen. 

Präsident : 

Meine Damen und Herren! Nach der Berichter-· 
stattung eröilne ich _die Aussprache und bitte auch 
hier, sich sehr kurz zu fassen. Das Wort hat der Ab
geordnete Griesbeck von der Kommunistischen Par
tei. 

A 'b g • . G r1 c S b C c k : 

.Meine Damen und Herrent Wenn mein Herr Vor
redner ausgeführt hat, daß in letzter Zeit ungefähr 
zwölf Millionen, die zum Teil zwar erst bereitgestellt 
sind, zum Teil bereits schon für Zwecke des Wieder
aufbaues Verwendung gefunden haben, zur Verfügung 
gestellt wurden, so muß demgeg_enübei· gesagt wer
iden, ·daß die,i mehr oder m inder· bel den riesigen 

Schäden, die die Grenzlandgebiefo erlitten haben, nur 
einen Tropfen au! den heißen Stein bedeutet. Wir 
verkennen nicht, daß die Mittel unseres kleinen Staa
tes beschränkt sind. Es muß aber irgen-dwie ein Aus
weg gefunden werden, und wir glauben angesichts der 
Tatsac;he, daß die Grenzlande jenes Gebiet darstellen, 
das am meisten unter den Wirkungen des Krieges 
gelitten hat, daß infolgedessen, wie auch schon der 
Vorredner angeführt hat, ein Teil, ein erheblicher 
Teil .dieses Schadens von dem 'gesamten Bundesstaat 
zu tragen ist. Wir wünschen, daß entsprechende Ver
suche und entprechen:de Anträge dahingehend so. rasch 
wie möglich gestellt werden. Vor allem scheint es 
uns außerordentlich wichtig, daß aber nicht nur 
irgendwie Darlehen aus · dem Arb_eitsstock etc. dort
hin gelenkt werden, sondern, daß finanzpolitische 
Mittel in der Hinsicht Anwendung finden, daß die 
Ausgleichsforderungen der in den Grenzgebieten lie
genden Sparkassen und sonstigen Kassen bevorzugt 
vom Staate zur Verfügung gestellt werden, respektive 
von der Landesbank. Ich appelliere hier noch einmal 
an den Direktor der Landesbank, Herr Kollege Dr. 
Boden, alles zu tun, damit di.ese Ausgleichsforderungen 
In höchstem Betrag in die Grenzlande geleitet wer
den können. Denn auf diese Art und Weise ist es den 
Sparkassen dann möglich, erhebliche Darlehensbe
träge für den Wiederaufbau zur Verfügung zu stellen. 

Eine zweite. F1·age, die hier zur Erörterung steht, ist 
die Angelegenheit des Wegebaues. Wenn auch die 
Straßen im Grenzland schon seit langem, längst schon 
vor dem Kriege, entsprechend der Auffassung, daß 
dort hinten die Welt mit Brettern vernagelt zu sein 
scheint, ziemlich vernachlässigt waren, so ist es im 
Augenblick fast geradezu unmöglich, heilen Fahr
zeugs über diese Straßen zu kommen. Wir haben die 
Straße Bitburg - Neuerburg, wie ich schon einmal 
ausgeführt habe,. die eher einer .Ansammlung von 
Schlaglöchern als einem Verbindungsweg gleicht. Eine 
große Finna, die in der Gegend ansässig lst, hat mir 
erklärt, daß sie aliein infolge der schlechten Straßen 
9000 DM jährlich Mehrausgaben hat. Wir dürfen also 
nicht irgendwie nur allein die für den Straßenaufbau 
notwendigen Mittel in Betracht ziehen, sondern mü-:1-
sen vor allem berücksichtigen, daß bei Nichtinstand
setzung der Straßen erhebliches Volksvermögen dem 
Verschleiß, und zwar dem raschen Verschleiß, un
terlegen ist. Es wäre mir z. B. möglich, efhe Decke auf 
den Tisch des_ Hauses zu legen, die noch bei völlig gut 
erhaltenem Profil im Wulst vollkommen zerschlagen 
ist und deshalb nicht mehr gebraucht werden kann. 
Es muß unbedingt dafür gesorgt werden, daß vor al
lem die Straßen dieses Gebietes, in denen bis zur 
Stunde noch keine Eisenbahn verkehrt und infolge
dessen sich der ganze Verkehr übe1· die Straße ab
spielen muß, so rasch und nachhaltig wie möglich 
instand gesetzt werden. Ich habe bereits im vorigen 
Jahr den Antrag gestellt, man hat die Instandsetzung 
der Straße im April dies.es Jahres versprochen und 
es hat einen ganz heftigen und nachdrücklichen 
Kampf erfordert, zu erreichen, daß jetzt die Straße 
notdürftig ausgebessert werden soll. Wir sind damit, 
wenn das Versprechen eingelöst wird, daß im nächsten 
Jahr die Straße ·gründlich renoviert werden soll, bis zu 
einem gewissen Grade zufrieden, weil wir dann we
nigstens die Straße. wieder benutzen können. 

Meine Damen und Herren! Ich möchte nicht ver
fehlen, noch darauf hinzuweisen, daß die Besichti
gungsfahrten des Grenzlandausschusses, ganz gleich. 
ob damit irgendwelche. Versprechungen gemacht wur
den oder nicht, schon infolge .des bloßen Erscheinens 

' ~ 
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sowohl nP;;: Aus:.chmises wie eines Heeres von Zei
tungsberü:hterstattern und vor allem der Regierungs
mitglieder. Hoffnungen in den Herzen jener Leute er
füllten, die bis zur Stunde nur in ganz geringem Um
fang erregt wurden. Es ist Fflicht des Landtages und 
vor allem auch der Landesregierung, dafür Sorge zu 
tragen, daß diese Leute, die heute schon glauben, daß 
es sich damals allein nur um politische Motive han~ 
dPlt"', nunmehr endlich wenigstens einen kleinen Teil 
d('r damals in ihnen erregten Hoffnungen erfüllt be
kommen, das man ihnen nach besten Möglichkeiten 
hilft, damit jenes Grenzland, vor allem das Grenz.land 
der Eifel, für das ich ganz be~onders eintreten möchte, 
das zu einem der ~hönsten Teile unseres Vaterlandes 
gehört, möglichst bald wieder von den größten Schä
den des Krieges wieder genesen kann. (Beifall bei det· 
KPD.) 

Präsident: 
Der Abgeordnete Thome von der CDU hat das 

Wort. 

Abg. Th o me : 
Meine Damen und Herren! Ich schiieße mich dem 

an. was Herr Dr. Asholt gesagt hat. Wir freuen uns., 
ic-h spreche hier im Namen der Grenzlandbevölkerung 
und nicht nur aus dem Regierungsbezirk Trier, son
dern auch im Namen der Grenzlandbevölkerung von 
der Pfalz. Wir freuen uns für die Unterstützung, die 
wir bekommen haben. Aber das ist sozusagen nur ein 
Tropfen auf einen heißen Stein. Ich habe hier Unt~r
lagcn. In einer Gemeinde ist der Gemeinderat mit
samt. dem Ortsbürgermeister zurückgetreten, w(!tl 6000 
OM Zahlungs rückstände in der Gemeinde waren. kh 
habe gestern einen Brief bekommen aus einem Grem:
landkrei~, es war der Kreis Prüm, der total am Boden 
lag. Sie haben 2000 DM bekommen, wn ihre Schule 
aufrnhc111 Pn. Dazu brauchtscn sie 20 000 oder 30 0-00 DM. 
Und ich weiß auch nicht, 'ich möchte das hier einmal 
sagen. ob bei der Verteilung der Gelder der Schlüssel 
in Anwendung gekommen ist, den wir im. Grenzland
au:;.schuß festgelegt haben. Ich möchte das hier sagen 
und ich werde in der nächsten Grenzlandausschußsit
wng bitten. daß wir einmal darüber Auskunft bekom
m en, wie diese ~ldcr in die einzelnen. Kreise je n.a,ch 
der Beschädigung verteilt worden sind. Bezüglich des 
Wegebaues muß ich hier unter allen Umständen fol
gendes l'agen: Wil' haben bei uns, gerade bei uns an 
der Wc~igrem:e, Wege, die sind überhaupt nicht mehr 
bcfahl'bal'. Es ist jetzt sd1011 zwei-, dreimal gesagt wor
den, aber ich möchte in diesem Zusanuuen.hang etwas 
anderes ;;agen. kh weiß mich noch zu erinnern, wie 
damals lld einer Finanzausschußsitzung ich herausge
rufen wurde und ich gefragt wurde, sind sie damit 
einvl'rstandcn, daß das Landesbauamt vorläufig, bis 
die Wohnung in Prüm fertig ist, in Gerolste in bleiben 
d arf. Das is t mir damals versichert worden. Ich habe 
mich erkundigt, es ist im Haushaltsplan kein Geld 
für ein Lande:sbauc1mt in Gerolstein bewilligt worden. 
Trotzdem ist es gebaut worden mit einem Kosten
aufwand von 250 000 bis 300 000 DM. Wenn es der 
Fall rein sollte, daß kein Geld aus dem Haushalt be
willigt worden ist für dieses Landesbauamt, meine . 
Damen und Herren, dann muß ich hier in aller 0:f-. 
fentlichkeit erklären, diese 14 Millionen, die an und 
für sich ausgegeben werden sollten, um unsere Stra
ßen in einen einigermaßen menschenwürdigen Zustand 
zu setzen, die sind dafür gebraucht worden, um dieses 
Gebäude aufzurichten. Und ich kann in keine einzige 
Versammlung hineinkommen, ohne daß das von sämt
lichen Teilnehmern mir jedes Mal entgegen g~halten 
wird. 

Zum Schlusse möchte ich das eine sagen, ich möchte 
mich kurz fassen wegen der vorgeschrittenen Zeit. 
Wil' allein in Rheinland-Pfalz sind nicht im Stande, das 
Grenzland so zu betreuen, wie es es verdient hat, 
Wir haben bei der vorvorigen Sitzung, wo kh auch 
gcsproi:hcn habe, damals schon gesagt, wir waren mit 
dem Grenzlandausschuß damals in Düsseldorf. Nord
rhein-Westfalen hat 75 Millionen DM für seine Grenz
landgebiete ausgegeben und wenn wir dann heute hö
ren von 12 Millionen Mark, dann ist das ein ver
schwindend kleiner Betrag. 

Aus dlesem Grunde möchte kh die Regierung bitten, 
unter allen Umständen dafür einzutreten, daß vom 
Bunde ails dle Sache geregelt und dem Grenzland 
geholfen wird {Beifall). 

Präsident: 

Meine Damen und Herrenl Weitei·e Wortmeldungen 
liegen nicht mehr vor. Wir kommen jetzt zur Abstim
mung über die eim.clnen Anträge. 

Ich .lasse zunächst abstimmen über den Antrag 
Drucksachq Nr. II/1227 des Grenzlandausschusses. Wer 
dem seine Zustimmung geben will, bitte ich um Er
hebung de:r rechten Hand. 

Ich stelle die einstimmige Annahme fest. 

Ich l.isse abstimmen über die Drucksache Il:1228. 
Wer diesem Antrag seine Zut>lirnmung geben will, 
I.Jitte ich um Erhebung der rechten Hand. Ich stelle 
die einstüüiruge Annahme fest. 

Ich lasse abstimmen iiber die Drucksache U , 1229. 
Wer di'~em"· Antrag ~eine Zustimmung geben will, 
bitte ich um Erhebung dc1· rechten Hand. Ich danke 
Ihnen. Einst'immfge Annahme. 

Ich lasse nunmehr abstimmen über die Drucksache 
II 124H, den Entschließungi:ilinkal;( der SPD. Wer dem 
Antrag, der heule morgen bereit,; sachlich in dem er
sten Punkt. der Tagesordnung behandelt worden ist, 
seine Zustimmung geben will, bitte ich um Erhebung 
der rechten :Hand. 

Ich' st~lle die ein~tlrnmige Annahme fe.st. 

Wir kommen nunmehr zu Punkt 9d der Tagesord
nung. Ich bitte den Berichterstatter, den Abgeordneten 
Fickeisen, den Berkht des Sozialpolitischen Ausschus
ses zu geben, der gestern abend bereits sich mit der 
Sache beschäftigt hat. 

A b g. F i c k e i s e n : 

Meine I:>arp.en und Herren! In dem Saargrenzgebiet 
haben sich nunmehr Zustände eingenistet, daß wir ru
liig sagen können, daß die dort wohnenden Saargrenz
arbeiier mit ihrem im Saargebie t verdienten Geld in 
größt~ .S~hwierigkeiten kommen. Diese Frage, das Um
wechseln von Celd, hat bereits in früheren Bespre
chungen mit Ministern w;w. eine große Rolle gespielt. 
Auch heutß liegen wieder 2 Anträge vor, und zwar 
IL'1218 von der KPD und ein weiterer Antrag von der 
CDU II/1243. Die, Verhältnis~e sind dort so, daß z. B . 
in dem Kreis Waldmohr 52 v. H. der Arbeiter im 
Saargebiet arbeiten, ein Teil der Arbeiter schafft in 
den Bergwerken, andere auf den Hütten, andere wie
der als; nauarbeitcr. Soweit sie im Bergwerk arbeiten, 
bekommen die Leute 75 v. H. ihres Lohnes überwiesen, 
das sie ·nachher in deutschem Geld ausbezahlt bekom
men, währen sie 25 v. H. in Franken bekommen. 
Schlimmer ist es bei den Hüttenarbeitern und bei den 
Bauarbeitern. Die dort. Beschäftigten bekommen kein 
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Geld überwiesen, sondern bekommen ihren gesamten 
Lohn ausbezahlt in Franken und es besteht keine Mög
~ichkeit, diese Franken umzusetzen. Die Baufirmen, bei 
denen sie arbeiten, die wiederholt angegangen wor
den sind, daß sie auch ähnlich wie die Bergwerke das 
Geld vielleicht überweisen sollen, haben erklärt, wenn 
wir euch die Franken nicht zahlen können, werden 
sie arbeitslos und kommen aus dem Saargebiet her
aus, Nun sind die Arbeiter in eine schwere Zwangs- -
lage hineingeraten und wir müssen hier Abhilfe schaf
fen, daß die Arbeiter ordnungsgemäß, ganz genau wie 
sie es_ früher gewöhnt waren, eine ordnungsmäßige 
Wechselstelle haben. Denn heute wären die Arbeiter 
mehr oder weniger gezwungen, ihr Geld heimlich 
herüberzuschaffen und es ist sogar _schon soweit, daß 
z. B. in Waldmohr viele Arbeiter ihre Steuern nicht 
bezahlen oder sonst nichts kaufen können, weil sie 
kein Geld mehr haben. Es ist eine andere Gefahr dort, 
daß die Schieber z. B, das Geld. aufkaufen, um wieder 
Geschäfte im Saargebiet zu ma.chen. Wir müssen den 
Arbeitern, die angewiesen sind auf Arbeit, wieder das 
Gefühl geben, daß sie vom Landtag aus Unterstützung 
haben, daß auch die Landesregierung sich bemüht, 
hier eine Stelle zu schaffen wie früher die ·wechsel
stellen, damit sie ordnungsgemäß ihr Geld umwech-
seln können. · 

Deshalb hat der Sozialpolitische Auss.chuß gestern 
abcnd beschlossen, daß der Abänderungsantrag zum 
KPD-Antrag II 1234 angenommen· werden soll. Es 
wird vielleicht der KPD ·anheimgestellt, ihren An
trag damit z.urückzuzichep, weil er gegenstandslos ge
worden ist. 

Präsident: 

Das Wort hat der Abgeordnete Spies von der CDU. 

A bg. Spies: 
Meine Damen und Herr_enf Die_ Ko.wmunistiscb~ Pi:l-f.:. 

tei hat einen Antrag gestellt _auf Einrichtung von 
Wechselstuben für dle Grenzarbeiter. Der Antrag ist 
allzu berechtigt. Wenn auch nicht mehr nötig war, daß 
dieser Antrag eingebracht wurde, weil schon viele 
Verhandlungen geführt worden sind zwecks Einrich
tung derselben, so erhärtet _es die Sache doch etwas 
und hat etwas hineingeleuchtet in die Verhältnisse; 
es hat auch nicht geschadet. Die Notwendigkeit der 
Wechselstuben ist insofern gegeben, wie schon eben 
vom Berichterstatter bek:undet wurde, nachdem unsere 
Lcu.te im Saargebiet - zum großen Teil nicht Saar
bergarbeiter - völlig nur noch in Franken ausbezahlt 
werden und keine Möglichkeit haben, die Gel-der auf 
legalem Wege umzutauschen. Sie .begeben sich daher 
in die Gefahr, strafbare Handlungen zu begehen; au
ßerdem geraten sie iri den Verlust von vielem Geld, 
weil sie nur Schiebern in die Hände fallen werden. 

Wir stimmen dem Antrag zu, wir verkennen nicht 
die Notwendigkeit, aber. wir können auf dem Wege, 
wie der Antrag gestellt ist, leider nicht vorwärts kom
men, weil dem die. Bestimmungen entgegenstehen, die 
wir leider nicht ändern können. Unsere Regierung ist 
nicht in der Lage, dem Antrag in diesem Sinne statt
zugeben. Daraufhin haben wir uns gestern abend zu 
einem weiteren Antrag entschlossen, zu einem Er
gänzungsantrag, der dahin geht, daß unsere Regierung 
ersucht wir<:4 im Benehmen mit der Bank Deutscher 
Länder bzw. der Landeszentralb_ank Rheinland-Pfalz 
alle Maßnahmen zu ergreifen, um allen in Rheinland
Pfalz wohnenden, aber im Saargebiet, in Frankreich, 
in Luxemburg, in Belgien arbeitenden Grenzgängern 
den Umtausch des verdienten Frankenlohns in Deut-

sehe Mark zu ermöglichen. Die Umstände, dle dazu 
führen, wird wahrscheinlich Dr. Boden noch riachher 
im einzelnen bekanntgeben. 

Des weiteren ist ein Entschließungsantrag von der 
SPD eiugebracht worden, dem wir uns voll inhaltlich 
anschließen. Dieser Antrag· geht dahin, bei den im 
Saargebiet tätigen Grenzarbeitern. . . (Präsident un
terbrechend: Über den Antrag ist bereits entschieden 
worden!) Wir können uns dem -Antrag nur anschlie
ßen, denn er hat seine Berechtigung. Wir nehmen an, 
daß alle Parteien dafür Vecrständnis haben. 

Präsident ; 

Der Abgeordnete Dr. Boden (CDU) hat das Wort. 

A.bg. Dr. Boden: 

Meine Damen und Herren! Gestatten Sie mir, aus 
meiner amtlichen Tätigkeit als Präsident der Landes
zentralbank Ihnen .einige Wol'te der Aufklärung und 
sonstige Erläuterungen zu diesem Thema zu geben. 
Meine verehrten Herren Vorredner haben mit Recht 
darauf hingewiesen, daß es sich hier um eine beson
dere Grenzlandnot einer ·verhältnismäßig kleinen 
Gruppe von Menschen handelt. Aber es ist nicht so, 
als ob lediglich die Überweisungsmöglichkeiten und 
der Schaden etwa - - wie von einem der Herren 
Vorredner betont wurde, durch Schiebereinkäufe usw. 
- damit erschöpft ist, sondern durch die Unmöglich

keit, Einkäufe_ zu dem Frankenkurs in den anderen 
Ländern zu machen und dann die Einkäufe über die 
Grenze zu bringen, gibt es eine weitere wirtschaftliche 
Schwächerstellung der Bevölkerung dieses Gebietes. 

Diese Notlage ist schon seit Wochen von der Lan
desregierung zum Anlaß genommen worden, mit den 
maßgebenden Stell~n, deutscherseits der Bank Deut
scher Länder und der Landeszentralbank und fran
zösischerseits mit der Militärregierung, in Verbindung 
zu treten, um einen geordneten Weg zu finden, daß 
diesen Grenzgängern der wirtschaftliche _ Schaden ge
mildert oder möglichst ganz weggenommen wird. Seit 
dem 1. September dieses Jahres ist man nun zu einem 
Abkommen gekommen, nach dem die Landeszentral
bank von Rheinland-P!alz die Durchführung des Ver
kehrs mit Zustimmung der Bank Deutscher Länder in 
ihre Hand bekommen hat. 

Der Überweisungsverkehr vollzieht sich so, daß ein 
bestimmter Prozentsatz von dem Arbeitgeber des an
deren Landes überwiesen wird; also aus dem Saar
gebiet, aus Frankreich, Luxemburg oder Belgien, und 
nur ein Teil dem Arbeiter selbst in Frankenwährung 
des betreffenden Landes bei der Lohnzahlung in die 
Hand gegeben wird. Handelt es sich um Arbeitneh
mer, die täglich nach Hause fahren, dann werden von 
ihrem Lohn 75 v. H. über.viesen und 25 v. H. in der 
Frankenwährung bar ausgezahlt; handelt es sich um 
Grenzgänger, die nur alle acht oder vierz.ehn Tage 
nach Hause kommen, dann werden 50 v. H. überwiesen 
und 50 v. H. ausgezahlt. 

Dieses Verfahren hat sich absolut gut eingespielt. 
Diejenigen Arbeitgeber der genannten anderen Län
der, die sich an dieses Abkommen halten, überweisen 
die Beträge dergestalt, daß beispielsweise die Gruben
verwaltungen die Überweisungsaufträge an die I,.an
deszentralbank mittels Auto nach Mainz bringen, ">MO 

sie sofort bearbeitet und im Postscheckverkehr auf 
das Postscheckamt Ludwigshaien geleitet werden, so 
daß sie schon am nächsten, spätestens am zweiten 
Tag in der Hand der zu Bedenkenden sind. 

... :fl 

r 
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Die alte Sorge lastet aber nach wie vor auf den
jenigen Grenzgängern, deren Arbeitgeber dieses Ab
kommen nicht einhalten, also mit anderen Worten, 
den Überweisungsverkehr nicht durchführen. Wenn 
ich Ihnen aus den Ergebnissen der ersten Wochen 
kurz die ZiHern nennen darf, so handelt es sich etwa 
um 3100 Grenzgänger, die in den Saargruben be
schäftigt sind und deren Löhne restlos zu 75 bzw. 
50 v. H. in dem vereinbarten Überweisungsverkehr 
überwiesen werden. Diese 3100 Arbeiter machen 
95 v. H. des gesamten Grenzgängerarbeitertums aus. 
Es bleibt also nur eine Lücke von 5 v. H. Um diese 
5 v. H. zu schließen, ist ein Eingreifen der Landes
regierung dringend nötig. Es geht allerdings nicht an 
- und dss hat mein Herr Vorredner und auch der 
Herr Berichterstatter schon erwähnt - den Weg zu 
benutzen, den die Kommun,istische Partei vorgeschla
gen hat, und zwar aus folgenden Gründen: 

Die Anlage dieser Wechselstube würde voraussetzen, 
daß dort der französische, der belgische, der luxem
burgische oder der Saarfranken in Deutsche M:irk 
umgetaui;c,ht würden. Das würde ein Ankauf von 
Deutscher Mark bedeuten. Dieser Ankauf ist durch 
die alliierte Bankkommiss,!on restlos verboten. Es ist 
lediglich der Umtausch der D-Mar'k gegenüber dem 
US-Dollar und dem Schweizer Franken zulässig. 
Diese Bestimmung hat auch heute nach Inkraftsetzung 
des Besatzungsstatuts noch seine Gültigkeit. Es ist 
also auf diesem Wege nicht zu machen. Das muß dazu 
rühren, daß wir für die bisher noch nicht in den Be
reich des Überweisungsverkehrs Hineingezogenen 
einen anderen Weg suchen. Wir können diesen Weg 
nicht so finden, daß wir etwa einen Druck auf den 
Arbcilgeber In den anderen Ländern ausüben; denn 
das würde dazu führen - der Herr. Berichterstatter 
hat schon mit Recht darauf hingewiesen - daß man 
im Saargebiet sagt, ·du kannst zu Hause bleiben, ich 
bekomme auch hier meine Arbeiter. Es muß also so 
durchgeführt werden, daß Im Benehmen der Landes
regierung mit der Bank Deutscher Länder bzw. der 
Landeszentralbank ein Weg gefunden wird. 

Ich könnte mir einen solchen Weg beispielsweise 
denken, Indem die Ortsbürgermeister oder auch die 
örtlichen ö!!entlichen Sparkassen ermächtigt werden, 
gegen Vorzeigung der Lohntüte die darauf enthaltene 
Zahl von Franken umzutauschen. (Abg. Dr. Zimmer: 
Einkasslerung der ·Lohntüte!) Natürlich unter Einkas
sierung der Lohntüte. Aber dann handelt es sich immer 
noch um den Ankauf gegen Deutsche Mark. Um das 
zu erreichen, bedarf es der Zustimmung der alliierten 
Bankkommission; diese werden wir aber nach meinen 
vol'hin erläuterten Grundsätzen dieser Bank, die ich 
ja als Mitglied des Zentralbankrates ständig zu be
obachten in der Lage bin, nicht erreichen. Es ist also 
notwendig, daß hier eine Ausnahmebestimmung ge
tro!!cn wird. Diese Ausnahmebestimmung würden 
wir nur durch ein eindringliches Vorstellen unserJr 
Landesregierung bei dem jetzigen verantwortlichen 
Leiter der früheren Militärregierung, also beim Hohen 
Kommissar und französischen Botschafter durchsetzen 
können. Erreichen wir das, dann ist das, was von uns 
11llen erwüncht isl, durchgesetzt. Deshalb möchte ich 
auch von meiner Seite aus bitten, dem diesen Grund
;,;ügen gerecht werdenden Antrag der CDU möglichst 
einstimmig ihre Zustimmung zu geben, weil die Ein
sllmm!gkclt zu einem solchen Beschluß das Vor
gehen unserer Landesregierung bei der Militärregie
rung bestimmt unterstützen würde. 

Präsident: 

Weiter Wortmeldungen liegen nicht vor. (Es meldet 
sich Abg. Sehieder) Das Wort hat der Abgeordnete 
Schieder (KPD), den ich bitten darf, sich kurz. zu 
fassen. 

A bg. Schieder: 

Ich habe nichts dagegen einzuwenden, daß der Ge
danke. soweit er in unserem Antrag II/1218 niederge
legt wurde, von der CDU aufgenommen und noch er
weitert worden ist, aber die Ausführungen des Herrn 
Kollegen Dr. Boden, denen ich sehr sorgfältig zuge
hört habe, bestätigen mir im Grunde genommen doch. 
daß wir a) zunächst einmal den Versuch unternehmen 
müssen, mit der Militärregierung die Vereinbarung 
zu treffen und b) im Sinne unseres Antrages verfahren 
müssen, doch an bestimmten Stellen Wechselstuben 
einzurichten. Wir können unter Umständen einen Mo
dus finden, beide Anträge zu vereinigen, wenn es 
praktisch möglich wäre, das geht aber leider nich1. so 
daß wir beiden Anträgen zustimmen müssen . 

Präsident : 

Das Wort hat der Abgteordnete Dr. Boden (CDU). 

Ab g. Dr. Boden: 

Ich würde es, obwohl ich im Grunde genommen dem 
Herrn Schieder nicht unrecht geben kann, nicht für 
gut halten, diese Koppelung vorzunehmen. Wenn wir 
mit der Einrichtung von Wechselstuben kommen danu 
wird sofort gesagt. das ist grundsätzlich bisher' abge
lehnt worden, das wird auch jetzt abgelehnt werden. 
Wenn wir aber irgendwelche Beratungen im Verhand
lungswege durchzuführen versuchen, verspreche i~'h 
mir in dieser schwierigen währungspolitischen Auf
gabe, die ja zum Aufgabengebiet der Hohen Kom
missare auch nach dem Besatzungsstatut als Reservat
recht gehört. einen größeren Erfolg, al~ wenn wir mi1 

dem Blankovorschlag kommen . 

Präsident: 

Meine Damen und Herren! Die Aussµrachc ist ,,ic· 

schlossen. Wir kommen zur Abstimmung. kh lasse 1.11 • 

nächst über den Antrag II 1243 abstimmen : Än
derungsantrag der CDU, dem sich auch der Sozialp,1„ 
litische Ausschuß gestern abcnd angeschlossen hat. 

Wer dem Antrag seine Zustimmun~ geben will, den 
bitte ich um Erhebung der rec·hh•n Hand. Ich stelle 
die einstimmige Annahme fest. 

Wir kommen zu Punkt 10 der Tage.sordnung: ZweHl' 
und dritte Beratung des Antrages des Sozialpolftis<·hen 
Ausschusses betr. Landesgesetz zur Änderung der 
Landesverordnung über die Errichtung und die Tätig
keit von Betriebsräten - Drucksache II 1244. Es steht 
zur Beratung die Drucksache II, 1250. Bcrichterstattel' 
ist der Abgeordnete ,Tahn vom S0zialpoliti1<chen Aus· 
schuf\. 

A b g, J a h n <CDU): 

Meine Damen und Herren! Bei der gestrigen Bera
tung der Regierungsvorlage II 1238 über die Errich
tung und Tätigkeit von Betriebsräten, hat der Herr 
Präsident des Landtags bereits darauf hingewiesen. 
daß sich noch einige Schwierigkeiten ergeben haben. 
Sowohl die Gewerkschaften als auch die Arbeitgeber
verbände hatten noch keine Gelegenheit. zu dieser Re
gierungsvorlage Stellung zu nehmen. 



68. Sitnung. 6. Oktober 1949 

Aus diesem Grunde kam e:; auch zu dem Antrag 
des Sozialpolitischen Ausschusses - Drucksache II ,1244. 
Um nun den Verhältnissen, die wir gegenwärtig zu 
verzeichnen haben, Rechnung zu tragen, hat der So
zialpolitische Ausschuß geste1·n abend in seiner Sit
zung, wo er sich mit dem Antrag II; 1244 noch einmal 
befaßte , folgenden einstimmigen Beschluß gefaßt, der 
Ihnen in dem Abänderungsantrag II, 1250 heute zur Be
schlußfassung vorliegt. Dieser Abänderungsantrag lau-
1 t•t wie folgt: 

,,Der Landtag wolle beschließen: 
Landesgesetz über die Verlängerung cfor Amt~
daucr der Betriells1·äle. 

§ 

1. Die Amtsdauer der am 31. Oktober 1949 im Amt 
befindlichen Bc·triebsräte wird allgemein bis zum 
30. April 1950 verlängert. 

2. Im Falle des § 21 der Landesverordnung über die 
Errichtung und die Tätigkeit von Betriebsräten 
vom 15. Mai 1947 (VOB1. S. 258) endet, abwei
chend von der Vorschrift des § 13 Abs. 1 der vor
genannten Landesverordnung, die Amtsdauer der 
neu zu wählenden Betriebsräte gleichfalls am 30. 
April 1950. 

§ 2 

Der Arbeitsminister wird ermächtigt, @!ic erfor
derlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften zu 
erlassen. 

§ 3 

Dieses Gesetz tritt mit dem Tage seiner Verkün
dung in Kraft." 

Die Ursachen, die zu diesem Abänderungsantrag ge
führt haben, liegen darin begründet, daß einmal :.m 
erwarten ist, daß die Bundesregierung ein einheitliches 
Bctl'icbsrätcgcseh: bald vorbereiten und verabschieden 
wird und um zweitens Zeit zu gewinnen, daß sowohl 
der Landtc1g von Rheinland-Pfalz als auch ctie Ge
werkschaften und die Arbeitgeberverbände zu der Re-
1,lierungsvorlage II,'1238 Stellung nehmen können und 
nicht zuletzt, daß wir uns, hinsichtlich der Termine 
für die Durchführung der Betriebsratswahlen mit der 
Bizone gleichschalten. Der Ausschuß empfiehlt Ihnen. 
dem Antrag 1.uzustimmen. 

Präsident: 

Sie haben die Bcrichten;tattung gehört. Wir' kommen 
zur Abstimmung in der zweiten Beratung. Ich rufe 
auf die §§ 1 bis 3, Einleitung und Überschrift. Das 
Wort hat der Abgeordnete Scheerer (SPD). 

A ll g. S C h C e l' C l' : 

Meine Damen und Herren! Nur eine kurze'Bemer
kung, die ich vom Platz aus machen darf. Es wird 
Ihnen aufgefallen sein, daß zunächst einmal hier die 
Überschrift doppelt erscheint. Sie ist einmal zu strei
chen. Im § 1 Abs. 2 .hat sich in der . ersten Zeile ein 
Druckfehler eingeschlichen. Es darf nicht heißen § 21, 
sondern muß heißen § 31. 

Präsident: 

Also § 31. Sie haben die Berichtigung gehört. Die 
Abgeordnete Halein (KPD) hat das Wort. 

Abg.Halein: 

Meine Damen und Herren! Die Kommunistische 
Fraktion bedauert, daß es dem Arbeitsministerium als 
dem zuständigen Ministerium bis heute noch nicht 
möglich war. ein fortschrittliches Betriebsrätegesetz 

hier dem Landtag vorzulegen. Was uns als Regierungs
vorlage, Drucksache II11238, vorgelegt wird, entspricht 
in keiner Weise dem, was Arbeitnehmer 

Präsident - unterbrechend -: 

Frau A,bgeordnete Halein, da1·f ich Sie unterbrechcu. 
Die Drucksache, die Sie behandeln wollen, ist zurück
gezogen, so daß also darüber eine Besprechung zurzeit 
nicht stattfinden kann, sondern nur über die Druck
sache II, 1250. Ich darf Sk• also hiltf'n, sich darauf ein
zustellen! 

A b g, H a l e i n ; 

Es wäre trotzdem notwendig, die .. 

Prä s i d c n t - erneut unterbrechend - . 

Das können Sie nachher machen; ich bin gerne bl'
reit, wenn das Gesetz beraten wird. 

A b g. H a l e i n : 

Zu der Drucksache II; 1250 wäre zu sagen, daß Sie 
die Betriebsräteneuwahlen auf ein halbes Jahr zurück
stellen wollen. Das, meine Damen und Herren, ist eine 
sehr lange Zeit. Ich glaube, daß die Zeit von einem 
viertel Jahr, wie es der erste Antrag vorsah, vollkom
men ausreichte, um eine neue Vorlage vorzulegen. 
Es ist ein demokratisches Recht der Arbeiter auf fäi„ 
triebsräteneuwahlen, und es ist nicht angebracht, nun 
davon abzugehen und die Arbeiter noch ein halb•!s 
,Jahr warten ZU lassen auf das, was ihnen 7.UStEh1. 

Präsident: 

Ich darf vielleicht dai:aur aufmerksam machen. daß 
nur beabsichtigt ist, zunächst die äußerste Frist bis 
zum 30. April zu belassen. 

Kommen wir zu einem früheren Termin. werden 
wir dieses Gesetz aufheben. 

Wir haben diesen Termin auch nur deshalb genom
men, weil wir dann eine Einheitlichkeit in ganz West
deutschland mit den Wahlen der Betriebsräte haben. 

Ich rufe noch einmal auf die §§ 1, 2 und 3, Einlei
tung und Überschrift, Wortmeldungen liegen nicht 
mehr vor. Ich schließe die Besprechung. Wir kommen 
zur Abstimmung. Wer demgemäß in zweiter Ll?sung 
seine Zustimmung geben will, den bitte ich um E1·
hebung der rechten Hand. Die Gegenprobe! Stimm
enthaltungen? Angenommen bei 5 Stimml.'nthaltt1n!len 
der Kommunistischen Partei. 

Wir kommen zur dritten Beratung. Ich rufe auf 
die §§ l, 2 und 3, Einleitung und Überschrift. Wort
meldung~n liegen nicht vor. Ich schließe die Bespre
chung. Wir kommen zur Abstimmung. Wer dem Ge
setz in dritter Lesung seine Zustimmung geben will. 
den bitte ich, sich vom Plati zu erheben. Die Gegen
probe! Stimmenthaltungen? 

Das Gesetz wurde angenommen bei 5 Stimmenthal
tungen der Kommunistischen Partei. 

Wir kommen zum Punkt 11 der Tagesordnung: 
Zweite und dritte Beratung eines Landesgesetzes zur 
Änderung des Landesgesetzes zur vorläufigen Neuord
nung von Steuern .vom 6. September 1949 (GVBI. S. 
481) - (Drucksache n 1231), Berichterstatter ist der Ab
geordnete Hartmann. 

Abg. Hartmann: 

Meine Damen und Herren! Bei der Drucksache 
II/1231 in Verbindung mit der Drucksache II/1241 
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hc1ndelt es skh um eine durch die Verhältnisse be~ 
dingte Abänderung des erst jetzt am 28. September 
in1 Gc~l'\1.- und Verordnungsblatt Nr. 62 veröffentlich
ten Landesgesetzes zur vorläufigen Neuordnung von 
Steuern vom 6. September 1949. Eine einzige VQr
schrift ist lediglich von einschneidender Bedeutung, 
nämlich im § 5, wo im bisherigen Gesetz die Frist vom 
1. Juli 1949 auf den 1. Februar 1950 verlängert wird. 
Es handelt ~ich dabei um die Vorschrüt zur Erlangung 
von Straffreiheit durch Selbstanzeige nach § no der 
Rekh ... ~hc,inr-nordnung für sogenannte Steuersünder. 
Der Haui::halt.s- und Finanzausschuß schlägt Ihnen vor, 
die Drucksache 11 • 1231 in Verbindung mit II,'1241 an
zunehmen. 

Präi;ident: 

Nach der Berichterstattung rufe ich auf die §§ l 
und 2 mit den in de.i.· Drucksa(!he II 1241 vorgesehenen 
Andcrungen, Einleitung und Überschrift. Wortmeldun
gen liegen nicht vor. Ich schließe die Besprechung. 
Wir kommen zur Abstimmung. Wer dem Gesetz in 
7.Wl'i1er Lesung seine Zustimmung geben will, den 
bitie ich um Erhebung der rechten Hand. Ich stelle 
die einstimmige Annahme fest. 

Wil' kommen zur dritten Beratung, !eh rufe aui die 
§~ 1 und 2, Einleitung und Überschrift. Wer dem Ge
setz in dritter Lesung seine Zustimmung geben will, 
den bitte ich, si~h vom Platz zu erheben. Ich stelle die 
einstimmige Annahme fest. 

Wir kommen zum Punkt 12 der Tagesordnung: 
Dritl~ Beratung der Bezirksordnung - Tell D di!'!! 
Se!hstverwaltnngRgei;iet:r.eK (Drucksache ll/90t/977/ 
1019/1033/1221/1247). Berkbterstatt-un.g: Rechtsaus,schuß. 
Berich.terstatt.er der Abgeordnete Zdegler (CDU). Er 
hat das Wort. 

A I> g . 7, i e g l er : 

Deine Damen und Herren! Die Bezirksordnung, der 
vierle Teil. der Teil D des Selbstverwaltungsgeselzes, 
hat eine verhältnismäßig lange Enh\.·icklungszcit bis 
zu seiner Gesetzei;wei·dung hinter sich. 

Sc-hon gelegentlich der Beratung der Teile A, B und 
C des Selb;.tverwaltungsgesetzes hat der Entwurf ei
ner Bezirksordnung vorgelegen. Dieser Entwurf mußte 
jedoch von der fü:::gierung seinerzeit zurückgezogen 
werden. Erst im März dieses Jahres wurde ein wei
terer Entwurf dem Landtag zugeleitet, und zwar mit 
der Drucksache II /904. Dies€'r Entwurf hat sich im we
sentlichen an das Vorbild der früheren bayerischen 
Bezirksordnung gehalten. Offenbar hatte dafür zu
nächst die Meinung mitgesprochen, daß sich die bayeri
sche Regelung in der Pfalz bewährt hatte, · in der 
ohnehin vorläufig allein eine Bezirksordnung Anwen·:.. 
dung finden kann. Jedenfalls hat die Pfab: als 
alleiniger negierungsbezirk im Augenblick ein mu,n
haf1e;. Vermöaen in I.Jezirks.cigenen Anstalten, Unter
nehmungen u~d Einrichtungen zu verwalten, deren 
Wert nebenbei auf etwa 30 Millionen ge~hätzt wlrd 
und deren Verwaltun~ nunmehr durch das Gcl\.etz. nc,.1 
geregelt wird. In den übrigen vier Regicrung:s!Je-
1.irkcn des Landes ist vorläufig kein wesentl,ches be
zirkscigenes Vermögen vorhanden. Trotzdem snllen 
dort auch Bezirksverbände gebildet werden, welchen 
durch Ri.ickübcrtragung von Einrichtungen de.; Lan
des etwa Au!lgaben auf Grund der neuen Bezirksord
nung zuteil weroen sollen. 

Die ursprüngliche an die bayerische Bezirkwrctr.µ~g 
angelehnte Fassung unserer Bezirksordnung ·war ~:ne 

Mischung aus unserer rhein\sch-pfälztschtm Gemeinde
ordnung mit Bürgermeister und Gemeideral und aus 
unserer Krelsor(lnung mit Kreisausschuß \lnd Kreis·
tag. 

Als Organe de!l Re7.irksvcrbandes sollte ursprüng
lich wirk.~am werden ein Bezirkstag, ein Bezirk;.;aus
schuß und der Regierungspräsident. Der Versamn1-
lung des Bezirkstages oblag hauptsächlich die Auf
stellung des Haushalts- und Stclknplani:, ferner die 
BesC'hlußfasRung über vermögensrechtliche Maß
nahmen . Der Bezlrki::nusschuß versah lediglich eine 
knntrollil:'rende Tätigkeit.. Er hatte auch die Be
schlfü;se des Bezirk!ltages vorzubereiten. Der Regie
rungsprä.sident stetlte die Bediensteten des Be;r.irks
vcrbandc.;: ein nnd entli-eß ~ie. Er führte die laufenden 
Geschfüte des Be1drksverbancks. 

Übe t· die;:e S1n1ktur der Selh.ctv~Twattimg im Be
zirksverband setzte Im Hauptau~.'<chuß eine lehhafle 
Debat~c ein. Es obsiegte rehließlich die Ansicht, die . 
Bezlrltsordnung konform mit der Kreisordnung auf
:zubai.idi~ :Sömit"l..vuföe die Exekut.ive dem Ber.irk~aus
schuß übertragen und der Regierung~präs ident als 
Organ der Sc1bstvcrwaltung a11sgeschaltet. Gemäß der 
neuen Regelung bchi<!lt zunächst der Buzirks lag im 
großen. und ganzen lie1n€l schon im bisherigen Entwurf 
vorgesehenen Aufgaben. Der Bcr.irk:rnusschuf:I aber 
übernahm in AnaiogLe zum Kreisau~sdrnß in be
stimmter Form die seither für ihn vorgesehenen 
Funktionen mitsamt denen des Regierungspriisictentcn. 
Er führl die Beschlüsse des Hezirk:,tage;~ aus; er 
übernimmt die Vei·waltung, indem er die Bezirkan
gelegcnheiten na<.'h Maßgabe der Gesetze und der Be
sehlüssc des Bezirkstages auf Grund des Haushalts
planes verwaltet, et" stellt die Bezii"k,,:bediensteten an, 
regeH ihre Bm,,ü,l!e und entläßt sie, er beaufsichtigt 
auch ihre GNchäftRfühning; endlich rührt der ne
zirksaL1::;~cbuß auch evtl. übertragene Geschäfte der 
aUgemeincn Landesverwaltung aus. 

Nach diesen FestlegungE>n wäre allerdings, so wurde 
im HA11ptaus:;:rh11ß betont. der Bezirksausschuß ein 
Exeokutivoy,g:m. da5 in Perm:m~nz zu tagen hätte und 
das auch, streng genommen, eine eigene neue Be
höl'de .aufz:ub.auen hätte. Es wurde darauf hingewiesen, 
daß dies eine Komplizierung der Dehörde und vor 
allem wieder neue finanzielle Belas1ungen be<ieulet. 
Der Haupt.ausschuß stellt sich auf den Standpunkt, 
daß trotz der Ein\1,'ilnde Wld um der Konsequenz 
willen die neue Regelung die richtigere sei. 

Dem Regierungspräsidenten und seiner Behörde 
bUebc nur noch die Aufgabe, die laufenden Ge
schä!le zu führen. Er soll die Beschlfü;~e des Bezkks
ausschus;ie~ vorbereiten und für deren Ausführung 
sorgen. 

Dies~ Gedankengänge un-d Beschlüsse fanden ihre 
Formulierung in der Drucksache Nr. II/977, die Ihnen 
für die zweite Lesung im Plenum vot'lag. Trotz der 
Eilbedürftigkeit des Gesetzes verwies das Plenum die 
Vo:1,"l~~ .;i;u.i:- .• ~:i.-neut1;1n Beratung an den Hauptausschuß 
zu}'.ück. DE:.r Hauptauss<:huß hatte den Wunsch, sich 
vor der endgültigen Verabschiedung noch einmal mit 
der Materie zu befassen . Das Ergebnis dieser Bera
tung lag Ihnen in den Drucksachen II,/1019 und Il/ 1033 
vor, Alt We$entlich sind daraus folgende Punkte her
vorzuheben; 

Im § 4 wurde der Regierungl>präsid~nt als Selbst
verwt,ltungsorgan endgültig gestrichen. In § 5 wurde 
in den Katalog der Aufgaben 9es Bezirkstages die Er
teilun~ der Eutlastung beii der Jahresrech\ing mit 
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aufgenommen, außerdem die Befu.gnis der Festsetzung 
der Bezirksumlagen. Der § 15 wurde. ganz gestrichen. 

Bei dieser Debatte im Hauptausschuß wurde n·och 
einmal die Fra~e aufgeworfen, inwieweit der Bezirk!-
ausschuß selbständiges Exekutivorgan sein· kann. Die 
Bedenken einzelner Ausschußmitglieder, daß damit 
ein neuer Behördenapparat begründet würde, waren 
schwer auszuräumen. Daraufhin wurde dm Ausschuß 
festgestellt und ausdrücklich im Protokoll vermerkt, 
daß der Bezirksausschuß die gesetzlich festgelegte 
.Funktion, die dar,in besteht, die Beschlüsse des Be
zirkstages auszuführen, so zu sehen hat, daß er mittels 
der bereits bestehenden Behörden für die Ausführung 
der Beschlüsse des Be:zfrkstages Sorge zu tragen hat. 

Mit diesem Vermerk im Protokoll des Hauptaus
schusses waren alle Mitglieder einverstanden. Dieses 
Stadium war zu der Sitzung am 1. Juni erreicht, wo 
bereits eine dritte Lesung angesetzt war. 

Die' Regierung sah sich j~och gezwungen, die Vor
lage zurückzuziehen. Es dauerte nun bis zum 20. Sep
tember, bis die Regierung eine neue Vorlage dem 
Landtag unterbreiten konnte. Das dst die Drucksache 
II/1221. 

Der Hauptausschuß konnte gestern abend fest
stellen, daß im Gesamtaufbau und in wesentlichen 
Punkten die neue Vorlage II/1221 sich der vom Haupt
ausschuß entworfenen Vorlage vom 4. Ma1 anschließt. 
Auch hier sind der Bezirksta'g da·s beschließende, der 
Bezirksausschuß das .ausführende und verwaltende 
Organ. Der Hauptausschuß hat dann gestern abend 
jedoch noch .folgende Änderung der Regierungsvorlage 
beschlossen. 

, Um gemeinsame Bezirksverbände aus zwei oder 
mehr Regierungsbezirken vön . vornherein zu ermög • 
liehen und Erschwerungen solcher Bildungen ZJ1 ver
meiden, wurde in § 1 der Ausdruck „durch überein
stimmenden Beschluß der zuständigen Beiirkstage" 
gestrichen. Der § 8 erhielt eine neue, klärere und be
stimmtere Form. In § 9 wurde die ursprürigUche 
Fassung der Ziffer 1 wiederhergestellt, daß nämlich 
der Bezirksausschuß u. a. auch die Aufgabe hat, wie 
betont, die Beschlüsse des Bezirkstages auch auszu
führen. Am wesentlichsten . ist jedoch die ,gestern 
abcnd nunmehr festgelegte Formulierung des Vor
satzes des Gesetzes und der Text des verfassungs
ändernden § 17 des Gesetzes. Dieser lautet jetzt .fol
gendermaßen: - ich muß das wörtlich zitieren: ,,Der 
Landtag von Rheinland-Pfalz hat - im Hinblick auf 
§ 17 dieses Gesetzes mit der für die Verfassungsände
rung vorgeschriebenen Mehrheit - das folgende Gesetz 
beschloss.en, das hiermit verkündet wird:" Dann 
kommt der Gesetzestext. Der § 17 wurde ebenfalls 
neu formuliert und lautet: ,,Der Artikel 14.2 der Ver
fassung von Rheinland-Pfalz erhält folgenden neuen 
Absatz 2: Solange Wahlen auf Grund der Bezii:-ks
wahlordnung nicb,t stattgefunden haben, besteht der 
Bezirkstag aus den im Regierungsbezirk zum Landtag 
Rheinland-Pfalz gcwählte;-i Abgeord]'.letep." 

. Ich habe dem Hohen Hause die Annahme des Ge
setzes und der dazu gehöi:-igen Abänderungsanträge 
des Hauptausschusses zu empfehlen. 

2. V i z e p r ä s i d e n t W e b e r : 

Meine Damen und Herren! Sie haben <lie Bericht
erstattung gehört. !eh eröffne die Aussprache. Wird 
das Wort gewünscht? Es ist nicht der Fall. Dann 
schHeße ich die Besprechung, Wir kommen dann zur 
Abstimmung in dritter Lesung. Ich rufe auf die Vor-

lage Nr. II/122l in Vel'b.indlllllg mit II/1033, 1019, 9'04, 977, 
§ 1 bis 19, Einleitung und Überschrift, und gleich
zeitig den ZusatzantragII/1247. WerdieserVorlagesei
ne Zustimmung geben will, bitte ich, sich vomPlatz zu 
erheben. Nachdem das Gesetz di.e Zwei-Drittel-Mehr
heit braucht auf Grund der Verfassung, bitte ich fest- · · 
zustellen, ob die Zwei-Drittel-Mehrheit gegeben ist. 
Also nachdem die .Zwei-Drittel-Mehrheit vorhanden 
ist, ist das Gesetz angenommen. 

Präsident: 

Meine Damen · und Herren! W'ir kommen zum 
Punkt 13 der Tagesordnung: Berichterstattuag des 
Sozialpolitischen Ausschusses zur Drucksache II/956 

- -Antrag der Fraktion der CDU betr. Gleichstellung 
der Evakuierten hinsichtlich der sozialen Betreuung mit 
den Flüchtlingen (Drucksache 11/1015). Meine Damen 
und Herren, eine besondere Berichterstattung ist nicht 
vorgesehen. Ich stelle den Antrag, den der Sozial
politische Ausschuß Ihnen unter Drucksache II/1015 zu
gestellt hat, zur Abstimmung. Wer dem Antrag seine_ 
Zustimmung geben wi11, bitte ich um Erhebung der 
rechten Hand. Ich stelle die einstimmige Annahme 
fest. 

Punkt 14 der Tagesordnung: Zweite und dritte Be
ratung eines Landesgesetzes 'ZUI' Finanzierung der Le
bensmittelkontrolle (Drucksache 11/1134). Berichter
stattung Agrarpolitfscher Ausschuß (Drucksache Il/1208), 
Berichterstattung Haushalts- und Finanzausschuß, Be
richterstatter Abgeordneter Ziegler (Drucksache 11/1232) 
Der Abgeordnete Z1egler als Berichterstatter bat das 
Wort. 

A b g. Z i e g 1 e r : 
In der Drucksache II/1134 wurde dem Landtag ein 

Gesetzentwurf unterbreitet unter der Bezeichnung: 
Landesgesetz zur Finanzierung der Lebensmittelkon
trolle. Das Gesetz bezweckt, wie in der Begründung 
gesagt wird, den Wiederaufbau der Weinkontrolle. Es 
bestimmt, daß die Strafgelder, die bei Verstößen gegen 
das Lebensmittelgesetz und das Weingesetz verhängt 
werden, wieder wie früher als Beihilfe jenen An
stalten zugute kommen sollen, die die Kontrollen 
durchzuführen haben. Wegen der Kürze der Zeit 
möchte icli mir weitere Ausführungen ersparen und 
ich bitte Sie, dem Gesetz und den Zusatzanträgen der 
Ausschüsse zuzustimmen. 

Präsident: 

Meine Damen und Herren! Nach der Berichter
stattung rufe ich auf die §§ 1 und 2, Einleitung und 
Überschrift. Wer dem Gesetz in zweiter Lesung sein<': 
Zustimmung geben will, bitte ich um Erhebung der 
rechten Hand. Ich stelle die einstimmige Annahme 
fest. Wir kommen zur dritten Beratung. Ich rufe auf 
die §§ 1 und 2, Einleitung und Überschrift. Wortmel
dungen liegen nicht vor-, ich schließe die Besprechung, 
Wir kommen zur Abstimmung. Wer dem Gesetz in 
dritter Lesung seine Zustimmung geben will, bitte ich, 
sich vom Platz zu erheben. Ich stelle die einstimmige 
Annahme fest. 

Wir kommen zum Punkt 15 der Tagesordnung: 
Zweite und dritte Beratung des Zweiten Lancle:;ge
setzes zur Änderung des Landesgesetzes zur Erhebung 
einer Abgabe „Notopfer für Berlin und die Grenzge
biete" - Drucksache 1~11236 - Berlchterstattung Haus
halts- und Finanzausschuß - Berichterstatter der Ab
geordnete Hcep. 

. !fu 
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A bg. Heep: 

Die Rcgiernngsvorlage II,/1216, meine Damen und 
Herren, ist die Konsequenz des Antrages II/1180 der 
SPD, der In der letzten Plenarsitzung wieder an den 
Haushalts- und Finanzausschuß zurückgewiesen wor
den ist. Es dreht sich dabei um die Aufhebung d!:» 
„Notopfers !üt· Berlin und die Gremgebiete". In der 
Ihnen vorliegenden Regierungsvorlage ist die Auf
hebung des „Notopfers für Berlin und die Grenz
gebiete", ·soweit es sich um Abzug von Lohn- und Eln
kommensh."Uer handelt, mit dem 3·1. Oktober dieses 
Jahi·es vorgesehen, während die sogenwnt,e Berldn
Brlef.marke noch bis zum 31. Dezember ausläuft. Der 
Haushalt11- und Finanzausschuß schlägt Ihnen vor. 
dle Re~iet-ungsvor!age II/1236 anzunehmen. 

Prä.sident: 

Meine Damen und Herren! Ich rufe auf den Ar
tikel 1, den Artikel 2. Einleitung und überschritt. 
Wortmeldungen .. . Der Abgeordnete Schied.er von der 
Kommuni.sUschcn Parte!. Der Ältestenrat hat vorge
schlagen eine Redezeit von fünf Minuten im höchsten 
Falle. Widerspruch dagegen <:>rhebt sich nicht, es i-;t 
so beschlo~scn. 

A b g, s C h i C d e r : 
Meine Damen und Herren! Das Landesgesetz wr 

Änderung -des Landesgesetzes zur Erhebung einer 
Abgabe „Notopfer für Berlin und die Grenzgebiete" 
in der Drucksache II/1236 kann nicht unsere Zu;;tim
mung finden. Wir ziehen es daher vor, den Antrag zu 
stellen, das Notopfer-Berlin-Gesetz sofort aufzuheben. 
Wir glauben, daß es sich doch auch allmählich hler 
Im Hause herumgesprochen hat, welch ungemeiner 
Begeisterung sich dieses Gesetz bei der Bevöl'kerung 
erfreut. Die zahllosen Proteste, die von den Gewerk
.~chaften, von den Betriebsbelegschaften insbesondere 
gegen dieses „Notopfer Berlin" gefaßt wurden, sind ja 
auch für uns nicht unbekannt geblieben. Wir bittei1 
Sie daher, eine klare Entscheidung zu treffen, und die 
Aufhebung des „Notopfers Berlin sofort ?.u vollziehen. 

Präsident: 

Meine Damen und Herren! Weitere Wortmeldungen 
li<~gen nicht vor. ·wer dem Gesetzentwurf in zweiter 
Lesung seine Zustimmung geben will, bitte ich um 
Erhebung der rechten Hand. Die Gegenprobe. Ange
nommen gegen fünf Stimmen der Kommunistischen 
Partei. Wir kommen zur dritten Beratung. Ich rufe 
au! die Artikel 1 und 2, Einleitung ·und Überschrift. 
Wortmeldungen liegen nicht vor, leb, schließe .die Be
sprechung. Wir kommen zur Abstimmung. Wer dem 
Gesetz in dritter Lesung seine Zustimmung geben 
will, bitte ich, sich vom Platz zu erheben. Die Gegen
probe. Angenommen gegen fünf Stimmen der Kom
m unlstischen Partei. (Zuruf Abg. Feller: Es liegt noch 
ein Antrag der SPD vor Nr. II/1180, der ist doch da
mit crled-igl!) Der Antrag ist als erlediit 1.u betra<:h
ten, es ist doch ganz klar, daß der damit erledigt ist. 
Meine D:unen und Herren! Ich werde gerade daraul' 
aufmerksam gemacht, daß ich noch über zwei An
trlge in der Tagesordnunrs-Nummer 14 abzustimmen 
habe, und zwar zwei Antrllge des SodalpoliUschen 
und Agrarpolltlschen Ausschusses, die Ihnen in der 
Drucksache 111206 und IJ/1232 zugegangen sind. Ich 
bitte das Versehen zu entschuldigen. Ich lass-, ab
stimmen zunächst über Drucksache II/ 1206. Wer dem 
Antrag seine Zustimmung geben will, bitte :eh um 
Erhebting de1· rechten Hand. Die Gegenprobe. Stimm-

enthaltung. Gegen fünf Stimmenthaltungen dt.'r Kom
munistischen Partei angenommen. Ich komme au! dh: 
Drucksache 11/1232 zurück. (Zuruf Abg. Feiler: kh 
bitte die Drucksache noch einmal bek;mntzugebcn!) 
,,Der Landtag erklärt sich mit dem Beschluß de~ 
Agrarpolitischen Ausschusses vom 24. August 1949 
einverstanden mit der l'y!aßgabe, dail zu Ziffer l die 
Landesregierung zusätzlich ersucht wird, die ,;,rforder
lichen Mittel für die Weinkontrolle zunächs~ v, ·rsch..iß
weise . zur Verfügung zu stellen und daß in Ziffer 2 
vorletzte Zeile hinter dem Wort „Weinkontrolle" ein
gefügt wird: ,,sowohl im Produktion,- wie auch im 
Konsumgebiet". Wer diesem Antra; dc,; Haushalts
und Finanzausschusses und des Agrarpolitsichen Aus
schusses ?.Ustimmen will, bitte ich um Erhebung der 
rechten Hand. Ich stelle die einstimmige Annahme 
fest. 

Meine Damen und Herren, \Vir kommen 1.um 

Punkt IG der Tagesordnung: Zweite und dritte Bera
tunK eines Landesgesetzes über den Ausgleich öffont. 
lieber Instandsetzungen an privatem Schiffsbesitl 
(Schiffsreparaturgesetz) (Drucksache 11/1239). Bericht
erstatter der Abgeordnet(• Dr. Roden vom Haushalt!<
und Finanzausschuß. 

Ab g. Dr. Boden : 

MeineDamen'l.lnd Herren! ln der Dn1t·ks ,u.:hl' 1I.l2J9 
legt Ihnen die Regierung den Entwurf t•:ncs L:mdc~
gesetzes über den Ausgleich öffentlicher Instgnd
setzungen an privatem Schiffsbesitz vor. Es handelt 
sich um eine Vorlage, die eine Analogie zu der gleich
gearteten Vorlage hinsichtlich der Instandsetzung .an 
privatem Grundbesitz bedeutet. Die.,e ll'1z1ere hat da, 
Hohe Haus im Januar dieses Jahres hier verab~chie· 
det. Die Grundzüge der Ihnen heute gemachten Vor
lage sind im allgemeinen dieselben. Nur ist im § 1 
nicht, wie wir bei der damaligen Vorlage beschlossen 
haben, eine Entschädigung unter Berücksichtigung det· 
durch die Reichsmark-Umwertung herbeigeführten 
D-Mark-Werte und eine entsprechende Berücksich
tigung des verbleibenden - sagen wir einmal - Her
stellungsgewinnes vorgesehen. Das beruht darauf. daH 
das Justizministerium nach Verabschiedung der ersten 
Vorlage Bedenken bekommen hat. ob eine derartig1• 
Festlegung in einem Landesgesetz möglich ist, weil sie 
vielleicht den währungspolitischen Gesetzen nicht ent
spricht. Der Haushalts- und Finanzausschuß hat sich 
eingehend mit dieser Frage befaßt. Und wenn er 
trotz der Bedenken, die hier juristischer Art bestehen. 
Ihnen den Vorschlag macht, der Vorlage Ihre Zustim
mung zu erteilen, so geschieht .das auf Grund folgen
der Deduktion: In dem § 3 ist die Möglichkeit vor
gesehen, daß etwaige Streitigkeiten über die festzu
setzenden Entschädigungen auf dreifachem Wege 
durchgeführt und erledigt werden können. 1. dem 
ordentlichen Rechtswege, 2. vor den Schif!ahrts
gerichten und 3. durch Inanspruchnahme der vorge
sehenen Schiedsgerichte. Wenn also nun der Finanz
minister in Vertretung der Interessen, die hier die Vor
lage U, 1239 aufgibt, eine Forderung erhebt. die viel
leicht, weil sie in ihrer Entst<.>hung in die Reichsmark
zeit zurückreicht, nach dem späteren und gleich heu
tigen Wert des Schiffes über die Ab\vcrtung von 10:l 
hinausgeht, so wird er eine entsprechende Forderung 
stellen und wenn der Schiffseigner nicht damit ein
verstanden ist, so wird er einen der eben gezeigten 
drei Wege beschreiten. um sein Recht zu erreichen. 
Dabei wird sich herausstellen, inwieweit die Forde
rung des Finanzministers vielleicht im Widerspruch 
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mit den Währungsgesetzen·stehL Es ist also n ichts da
mit geschadet, wenn wir diese zur Stunde noch unge
klärte Frage heute . noch offen lassen. Wenn wir aber 
bei der Abwertung der Dinge, die für eine baldmög
lichste Verabschiedung dieser Vorlage sprechen, uns 
dartiber klar sind, daß es sich immerhin um Beträge 
von 50 unti mehr Millionen Reichsmark handelt, die 
selbst bei einer tota:en Abwertung von 10:1 noch 
recht erkleckLiche Summen ergeben, und berück.:. 
sichtigen, daß der G'undz:ug d!eses Gesetzes die s ·;che
rung dies~s Anspruches des Landes .fül' Aufwendun
gen dieser Art durch Hypo1heken-Efutragungen vor
genommen werden soll, die den Eigentümer-Hypothe
ken und Grundschukkn vorgehen, und wenn wir dann 
weiter berücksicMigcn, daß JnfoJgedessen der Schü.f
eigner oder der Schif!berecbt:gte, wie es in dem § 1 
heißt, in die Lage versetzt wäre, nun noch mog!ichst 
viel E igentümer-Hypotheken oder Grundschulden zu 
bestellen, dann scheint es uns im Finanzausschuß 
wichtiger, dem Gesetz schnell eine Verabschiedung zu 
erteilen als jetzt durch große Rechtsgutachten die 
Strittigkeit, die ich Ihnen eben zu § 1 vorgetragen 
habe, ergründen und feststellen zu. lassen. 

Ich bitte daher namens des Haushalts- und Finanz
ausschusses, diesem: Gesetz ihre Zutimmung zu er
teilen. 

Präsident: 

Der Abgeordnete Hcep {SPD) hät das Wort. 

Ab g. H eep: 

Der Herr Berichterstatter hat b.ereits die Schwierig
keiten geschildert, die wir bei der Gestaltung des § 1 
im Ausschuß hatten. Wir hätten Wert darauf ge1egt, 
von uns . aus festzustellen, daß de,:- § 1 in seinem Sinn 
dasselbe enthalten soll w ie de,:- entsprechende § 1 des 
Gesetzes über den Aurgle'ch öffentlicher Instand
setzungen des pdvaten G~undbes:tzes. Abei:- die Aus
führungen und Beweisfüh··uri'ren, die uns im .Aus
schuß vorgebracht worden sind, haben uns auch ve7-
anlaßt, dem § 1 in der jetz·gen Fassung zu:z:ustimmeIJ.. 
Wir machen jedoch den Vo' bchalt, daß wir erklären, 
der Anspruch der Landesrcg' e~ung für die . h 'ngegc
bencn · Gelder soU in dem~e'. .. ben Maße d:e Werte~
höhung begreifen, bei den ::chi.ff: hcbungen und 
Schiffsinstandsetzungen w:e d·e We-te·höhung bei der 
Instandsetzung von privaten G:undstücken in dem 

damaligen. Gesetz fcstgele~t worden ist. Wenn das als 
Festlegung des Parlaments, als Wille des Parlaments 
von Ihnen mit hingenommen wird, dann <fürfte das 
unter Umständen eine Richtschnur sein für d.e ent
sprechende Rechtsprechung, wenn Schied~gerichtc 
oder sonstige Gerichte über die Sache zu ent~cheiden 
haben. 

Präsident:. 

Meine Damen und Herrenl Weitere Wortmeldungen 
liegen n~cht vor. Ich rufe auf d "e §§ 1, 2, 3, 4, 5, Ein
leitung und Überschrift. Wer dem Gesetz in zweiter 
Lesung seine Zustimmung geben will, bitte ich um Er
hebung qer re<::ht~n Hand. Das ist die e:nst:m.rn:~c .. 

, Annahme. Wir kommen zur dritten Beratung. Ich rufe 
auf die §§ 1, 2, 3, 4, 5, Einleitung und übers.chrift. 
Wortnie1dungen liegen nicht vor, ich schließe d:e B·e.:. 
sprechung. Wir kommen zur Abstimmung. Wer dem 
Gesetz in dritter Lesung seine Zustimmung ge?en wm, 
bitte ich, sicll vom P latz zu _ erheben. Ich stelle d:e 
einstimmige Annahme fest. · 

· Meine Damen und Herren! Wir sind an. den Schluß 
unserer heutigen Sitzung gekommen. Ich sch'.agc -
Ihnen vor, die nächste Sitzung des Landtages e!n:rn
berufen auf den ll. und · 10. November. W:denpruch 
dagegen erhebt sich nicht (Abgeo~dnetcr Fe"e~ me'öet 
sich zu W.ort.) Der Abgeordnete Feiler (KPD) zur Ab~ 
ga.be einer persönlichen Bemerkung. 
' 

A b g. F e 1 1 e r : 
Meine Damen und Herren! Ich wollte festsleUen, 

daß der Prqz.eß, dei:- in der heute nachmittag abgege
benen E•k'ärung erwähnt wurde, gegen den Vize
p"!'"äsidenten Röhle mo-gen nachmittag staltf 'ndet. E::; 
war e!n Irr1um entstanden. De- Prozeß sollte ur
~prüng.1:cll heute stattf:nden und de~halb weren d?s 
Landtages vers:cho1'en we„den. Wenn der Te-mm 
schon einmal verschoben wurde, dann hängt das damit 
zusammen. daß Zeugen sowohl aus Berlin wie :ms 
München be.schafft werden müssm. 

Präsident: 
Sie haben d;e persönliche Erklärung gehört. Domit 

ist- d ie Tagesordnung ers-chöpft . . Ich ö~h'icße d~~ 
Sitzung und wünsche Ihnen eine gute Heimfahrt. . . 

Schluß der Sitzung: 18.50 Ubr. 
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